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Ueberſicht des Jahalts.

Einleitung,
Erſter Abſchnitt. Von dem voſlkommenen Be—

weiſe in beinlichen Fullen und deſſen rechtlicher Wir
eung. q. —as6
J. Abtheil. Verdacht, Beweis und deſſen Arten.

Begriff und Eintheilung des Verdachts, ſ. 1.
Jn wie fern darauf eine peinliche Unterſuchung

gegrundet werden kann. h. 2.
Beweis, Bewrtismittel, Geſetzmaßigkeit des Be

weiſes. g. z.
Einfacher oder naturlicher Beweis, zuſammenge—

ſetzter öder kunſtlicher Beweis. J. 4.
Vollſtandigkeit oder Unvoüſſtondigkeit des Bewei

ſes in formeller und in materieller Ruckſteht. d. j.

1i. Abtheil. Von Anzeigen und deren Arten.
Sind entweder nahe oder entfernte Anzeigen. ſ6.
Abſolut nahe Anzeigen. ß. 7.
Genauere Beſtimmung des Begriffss von nahen

und entfernten Anzeigen, d. 8.
Abſolut nahe Anzeigen vermittelſt der Combina—

tion mehrerer Anzeigen, ſ. 9.
Al. Abtheil. Jn wie ſern begründen Anzeigen ei—

nen zur Erkennung einer peinlichen Strafe hin—
lunglichen Brweis?
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Abſolut nahe Anzeigen bringen einen vollſtandigen
Beweis hervor, in ſo fern ſie nicht durch wahr—
ſcheinliche Einreden geſchwacht werden. ſ. 10.

Blos nahe Anzeigen begrunden ein Recht auf
Strafe zu erkennen, wenn bey ihnen ſtrafba—
re Thathandlungen. zum Grunde liegen. h. 11.

Auch aus dem Zuſammentreffen des kunſtlichen
Beweiſes mit dem naturlichen jedoch unvoll—
ſtandigen Beweiſe kann Vollſtäandigkeit des Be—
weiſes entſpringen. 5. 12

IV. Abtheil. Strafe, deren Arten und Anwendung.
Strafe darf nicht ohne Bewris erkanut werden.

g. 134 J
Jn welchem Sinne finden willkuhrliche Strafen

ſtatt. ſ. 14.Ordentliche und außerordentliche Strafe, letztere

kann eine geſetzlich außerordentliche oder eine
willkuhrlich außerordentliche Strafe ſeim. h. 15.

Vollſtandigkeit des Beweiſes in formeller Bedeu—
tung iſt ein nothwendiges Erforderniß des
Straferkenntniſſes. ſ. 16.

Zweyter Abſchnitt. Weiche Mittel ſind ſtatt
der außerordentlichen Stragfe, wenn deren Anwen
dung wegen Mangels eines vollſtandigen Beweiſes
nicht zu rechtfertigen iſt, zu gebrauchen, um auf
der einen Seite das gemeine Weſen gegen liſtige
oder hartnackige Verbrecher, und auf der andern
die ohne ihre Schuld Verdachtigen? gegen den Ei
gendunkel und die Willkuhr des Richters zu ſchu
tzen? ſ. 17 26.
Widerlegung der Grunde, welche zur Nechtferti—

gung einer außerordentlichen Strafe bey dem
Mangel eines vollſtandigen Beweiſes angefuhrt
werden. h. 17.
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Weder der Regent, noch ein Gericht der Geſchwor
nen, kann in dieſem Falle auf eine außeroroeutli—
che Strafe erkennen. ſo18.

Unvollſtäandigkeit des Beweiſes hat Grade, wor—
nach das Verhalten gegen den Verdachaigen zu
beſtimmen iſt, und der mindeſte berechtigt den
Staat zur Ergreifung einer Sicherheitsmaaß—
regel. h. 19.

Beſtimmung .der Unterſchiede zwiſchen Straſen und
Sichtrheitémitteln, welche gegen einen Verdach—
tigen bethungt werden. h. 20.

Das Recht auf eine Sicherheitsmaaßregel wider
den Verdaächtigen zu erkennen, kommt dem pein—
lichen Richter zu. h. 21.

Genauere Beſtimmung der Bedingungen, unter
welchen ein  Sicherheitsmittel wider einen Ver—
dachtigen ſtattfinden kann. h. 22.

Vorſchlage einiger Sicherheitsmittel, die nach Be—
ſchaffenheit der Falle anzuwenden ſind. h. 23.

Dauer der Sichtrheitomittel. h. 24.
Vertheibigung gegen deren Anwendung. ſ. 25.

Verhalten des Staats gegen den Verdachtigen, nach
Endigung der Anwendung eines Sicherheits-

mittels. g. 26.
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Einleitung.
e—er G genſtand der von den Herren Heraus—
gebern des Archives des Criminalrechts vorgeleg—
ten Aufgabe iſt der Aufmerkſamkeit mehrerer
um das peinliche Recht verdienter Gelehrten kei—
nesweges entgangen, und die juriſtiſche Litteratur
hat mehrere Schriften aufzuweiſen, worin die
rechtlichen Wirkungen des unvollkommenen Be—
weiſes in peinlichen Fallen unterſucht worden ſind.
Ungeachtet die Reſultate der bisherigen Unterſu—
chungen uber dieſen Gegenſtand ſehr abwti—
chend von einander ausgefallen ſind, indem
faſt jeder Schriftſteller denſelben aus einem be—
ſondern Geſichtspunkte betrachtet hat, ſo wird
doch derjenige, welcher ſich von neuem an denſel—

ben wagt, mit Dank etkennen muſſen, daß ihm
ſchon vorgearbeitet ſey. Vielleicht wurde man
ſich eher uber die vornehmſten Grundſatze, nach
welchen die rechtlichen Wirkungen des unvollkom
menen Beweiſes in peinlichen Fallen zu beurthei—
len ſind, vereinigt haben, wenn man ſich bemuht
hatte, genauer die Granzen des vollſtandigen
Beweiſes in peinlichen Fallen zu beſtimmen. We—
nigſtens kam es dem Verfaſſer des vorliegenden
Aufſatzes ſo vor, als ob, ehe nicht dieſer Punct
aufs Reine gebracht ſey, bey der Unterſuchung
deſſen, was unvollkommener Beweis ſey, und
welche Wirkung derſelbe hervorbringe, viel ſchwan
kendes ubrig bleiben muſſe. Dieſe Bemerkung
war daher die Veranlaſſung, die den Verf. be

wog,
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wog, ſeine Abhandlung in zwei Hauptabſchnitte
zu theilen, davon der erſtere ſich mit der Lehre
vom vollkommenen Beweiſe in peinlichen Sachen,
und deſſen Wirkung, der andere aber ſich mit der
Aufloſung der vorgelegten Aufgabe ſelbſt beſchaff—
tigt. Zur Erleichterung der Ueberſicht ſchien es
ihm nothig, den erſtern Abſchnitt wiederum ſin
mehrere Unterabtheilungen zu zergliedern, und auf
dieſe Weiſe dem Leſer gewiſſe Ruhepuncte darzu
bieten, ehe er mit ihm zu einem andern Gegen—
ſtande ubergeht. Da der Verf. ſich, ſo viel es
ihm moglich war, eine genaue Abſonderung ſolcher
Begriffe, die ungeachtet ihrer engen Verwandt
ſchaft doch von einander verſchieden ſind, zum
Zweck machte, ſo wird man ihm verzeihen, daß
er ſich zur Bezeichnung der Verſchiedenheit ver—
wandter Begriffe erlaubt hat, neue Worter aus
zupragen, von welchen er indeß gern zugiebt, daß
ſie vielleicht glucklicher hatten gewahlt ſeyn können.
Jndeß, wenn ihn in dieſer Ruckſicht ein Borwurf
trifft, ſo mochte derſelbe wol zu den minder er—
heblichen Fehlern ſeiner Abhandlung zu rechnen

ſeyn.

Er—



Erſter Abſchnitt.
Von dem vollkommenen Beweiſe in peinlichen Fallen

und deſſen rechtlicher Witkung.

l.

Verdacht, Beweit und deſſen Arten.

J. 1.
Die auf gewiſſe Vorausſetzungen gegrundete

Meinung, daß ein anderer eine unerlaubte Hand
lung begangen habe, heißt Verdacht. Eines
Verbrechens, d.i. einer ſtrafbaren Handlung, wird

daher jemand vexrdachtig, ſo bald gegen ihn ge—
wiſſe Vorausſetzungen die Meinung veranlaſſen,
daß er der Urheber eines Verbrechens ſen. Na
türlich hangt es von der Beſchaffenheit der Vor

ausſetzungen ab, ob der Verdacht falſch oder
gegrunder, wahrſcheinlich oder unwahr
ſcheinlich, eitel oder an und voe ſich nicht ei—
tel ſey. Ergiebt ſich nemlich aus uberzeugen
den Grunden, daß der Verdacht auf unwahre
Vorausſetzungen gebauet worden, ſo iſt er falſch;
ſo wie er im Gegentheil getrundet iſt, wenn
uberzeugende Grunde die Richtigkeit der Voraus

ſetzungen eigeben, aus welchen nothwendig auf
den Urheber der ſtrafbaren Handlung geſchloſſen
werden muß. Er iſt wahtſcheinlich, wenn die
Grunde, welche fur die Wahrheit der Vorausſe—
tzungen vorhanden ſind, die Grunde uberwiegen,
welche ſich fur das Nichtvorhandenſeyn derſelben

anfuhren laſſen; im umgetkehrten Falle nennt man
ihn
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ihn unwahrſcheinlich. Er iſt endlich eitel,
wenn aus Vorausſehzungen, die an ſich ganz
wahr ſeyn mogen, unrichtig auf den Urheber ei—
nes Verbrechens geſchloſſen worden iſt, wovon
die vormaligen Hexenproceſſe ein Beyſpiel darbie—
ten; an ſich nicht eiteler Verdacht hingegen, iſt,
weil er nicht eitel iſt, noch nicht gerade gegrundet,
oder auch nur wahrſcheinlich, indem der aus den
Vorausſetzungen gezogeneSchluß zwar folgerecht,
allein die Vorausfetzungen ſelbſt unrichtig oder un
wahrſcheinlich ſeyn konnen.

d. 2.Der Richter, dem die Pflicht, Verbrechen
zu unterſuchen und zu beſtrafen, obliegt, wird
durch Verdacht zur Anſtellung der Unterſuchun
gen wegen Verbrechen beſtimmt, ſo wie ihm den
ſelben gemeines Gerucht, glaubhafte Anzeigung

(nunciatio eriminis, indieium im uneigentlichen
Sinne), oder eigene Erfahrung zufuhrt. Un—
rechtmaßig handelt der Richter, wenn er ohne
Verdacht zur Unterſuchung wider eine Perſon
ſchreitet; denn es wurde ein vollig willkührliches
Verfahren ſeyn, ohne irgend eine Vorausſetzung,

welche die Meinung, ein Verbrechen verubt zu
haben, wider jemand begrunden kann, den erſten
beſten zum Gegenſtande der Verfolgung peinli—
cher Juſtizgewalt zu machen. Vollig dieſem Falle
iſt derjenige gleich, wenn der Richter unverſtan—
dig genug ware, durch einen eiteln Verdacht ſich
zur Unterſuchung wider ein gewiſſes Subject be

we—



wegen zu laſſen; aber noch ungleich ſchlimmer
wurde es ſeyn, wenn er von wiſſentlich falſchen
Vorausſetzungen Veranlaſſung zu peinlichen Un
terſuchungen nehmen wollte. Hingegen kann bey
Anſtellung der Unterſuchung noch nicht auf den

Grad der Wahrſcheinlichkeit des Verdachts, ge—
ſchweige auf deſſen Richtigkeit geſehen werden,

und ein allgemeiner Verdacht iſt dazu hinrei—
chend. Viele Schriftſteller nennen dieſen einen
bloßen Verdacht, indem er an ſich nackt und
bloß vorhanden iſt, und eine ſorgfaltige Bear
beitung unter den Handen des unterſuchenden
Richters erwatrtet.

K. 3.
Wenn der bloße Verdacht dem Richter den

erſten und vornehmſten Stoff zur Unterſuchung
darbietet, ſo iſt es bey dem Fortgange derſel
ben ſein wichtigſtes Geſchafft, die bey dem Ver—
dachte zum Grunde liegenden Vorausſetzungen
zu prufen, um ſich von ihrer wahren Beſchaffen
heit uberzeugende Gewißhelt (Beweis) zu ver
ſchaffen. So wichtig in andern Hinſichten die
Frage auch ſeyn mag, ob den Erſcheinungen
außer uns Realitat zugeeignet werden konne, ſo
gehort ſie doch nicht fur den Richter; der, weil
er uber die Rechtmaßigkeit außerer Handlungen

der Menſchen urtheilen ſoll, die Wirklichkeit deſe
ſen, was außer ihm vorgeht, nicht bezweifeln
darf. Dies vorausgeſetzt, wird er ſich begnü—
gen muſſen, ſeine Ueberzeugung von der wirkli—

chen
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chen Beſchaffenheit der Handlungen, uber wel—
che er urtheilen ſoll, aus Eingeſtandniſſen den
Jnquiſiten, Urkunden und Zeugniſſen zu ſchö—
pfen. Eigene unmittelbare Erfahrung durch
Einnehmung des Augenſcheins wird nur noch
Beſchaffenheit der Falle dazu dienen, ihm uber
die Wuirklichkeit des Verbrechens an ſich, oder
auch uber einzelne Angaben des Geſtandniſſes,
der Urkunden, des Zeugniſſes, Gewißheit zu ges
ben. Dieſe Mittel, zur richtigen Kenntniß uber
Thathandlungen zu gelangen, werden Beweis—
mittel genannt. Eine vernunftige Erfahrung
erkennt ſie als die ſicherſten an, wornach die
Wirbklichkeit außerer Thathandlungen gepruft
werden kann, und die poſitiven Geſeune verpflich—
ten den Richter, ſich ihrer als des Probirſteins
zu bedienen, um nach ihren Angaben, was wahr
ſey, zu beſtimmen. Aber die poſitiven Geſetze
bleiben hierbey nicht ſtehen, ſie beſtimmen auch
den richtigen Gebrauch der Beweisnuttel, und
die Bedingungen, unter welchen ibnen der Rich—
ter die Kraft einer völligen Ueberzeugung zuge—
ſtehen ſoll. Jn dieſer Ruckſicht hat man deker
die geſetzmaßigge (legale) Ueberzeugung von
der Privatuberzenczuntz des Zichters zu un—
terſcheiden. Nicht diefer hat der Nichter zu fol
gen, wenn die Frage davon iſt, ob em Ber—
dachtiger fur berwieſen zu achten ſen? ſondern
jener, welche ſich auf das Reſultat geſetzlich ger
billigter und unter den geſetzluhen Bedinguns
gen vorhandener Beweisniitel grundet. Hiur

itt
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in ſo fern es den poſitiven Geſetzen an ſolchen
Bedingungen, unter welchen den Beweismit
teln Glaube beygemeſſen werden ſoll, fehlt, oder
ſelbige in den Geſetzen nicht deutlich genug be
ſtimmt ſind, ſteht dem Ermeſſen des Richters
ein weiterer Spielraum offen, der jedoch nicht
unbegranzt iſt, indem det Richter die Regeln in
keinem Folle aus den Augen verlieren darf,
welche nach vernunftiger Erfahrung als verbind
lich anzuerkennen ſind.

d. 4.
Es giebt zwey Wege, worauf der Richter.

zur Ueberzeugung von. der Wirklichkeit der That—
handlungen, auf deren Beurtheilung es eigent—
lich ankömmt, d. i. der Hauntfache (lactum prin-
eipale), gelangen kann. Der erſtere dieſer We
ge iſt der gerade, der unmittelbar auf die Haupt
ſache leitet, indem z. B. Geſtandniß, Zeugen
die Thathandlungen, welche die Hauptſache aus
machen, angeben. Der andere iſt ein Umweg,
indem der Richter aus genuaſam durch geſetzlich
gebilligte Beweismittel erwieſenen Thatſachen,
welche nicht eigentlich und unmittelbar den Ge—
genſtand der Unterſuchung ausmachen, vermit
telſt richtiger Vernunftſchluſſe die Hauptſache
(factum principale) in Gewißheit zu bringen
ſucht. Wenn der Beweis, zu welchem auf je
nem, dem geraden Wege, gelangt wird, der ein
fache, naturliche Beweis genannt wird, ſo
bezeichnet man dieſen, der auf einem Umwege

er
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erhalten wird, und in einem hohern Grade Er—
findungskraft und Scharſſinn des Rechters er—
fordert, mit dem Namen des zuſammengeſetz
ten oder kunſtiichen Beweiſes. Die Tyatſa—
chen, welche bey letzterm zum Grunde uegen, und
aus welchen auf die Wirklichkeit der Hauptſache
eine Schlußfolge gezogen wird, werden Jndieten
oder Anzeigen genannt. Die pemlichen Geſetze,
namentlich die Halsgerichtsordnung K. Karls V.“)
und mit ihnen die meiſten Schr.fiſteler gebrau—
chen die Benennung Jndicien oder Anzeigen
auch von dem mangelhaften naturuichen Bewei—

ſe der Hauptſache, wie ſie denn z. B. das au—
ßergerichtliche Geſtandniß, die Ausſage nut ei—
nes claſſiſchen Zeugen uber die Hauptſache, mit
darunter verſteyhen. Zur Vermeidung der aus
dieſem Doppelſinne des Worts Jndicium, An—
zeige, leicht entſtehenden Verwirrung der Begrif
fe, halte ich es fur nothwendig, nur Thatſachen,
welche bey dem kunſtlichen Beweiſe zum Grunde
liegen, mit dieſen Benennungen anzudeuten, hin—
gegen die durch einen mangelhaften natürlichen
Beweis nur wahrſcheinlich gemachte Hauptſache
mit dem Ausdruck der an ſich mangelhaft oder
unvollſtandig erwieſenen Hauptſache, oder durch
eine gleichbedeutende Benennung anzuzeigen.

Unm keine Dunkelheit ubrig zu laſſen, wird
es nothig ſeyn, den Begriff von Hauptſache
in petinlichen Fallen zu erklaren. Sie hat cinen

zwie
z. B. Artik. 23 und z0.
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zwiefachen Gegenſtand, und zwar 1) die Wirk—
lichkeit eines begangenen Verbrechens (corpus
delicti); ſodann aber 2) die Entdeckung der Per
ſon, welche als der Urheber des Verbrechens be—
trachtet werden muß. Hieraus ergiebt ſich zu
gleich, daß die Anzeigen entweder von der Art
ſeyn konnen, daß ſie entweder nur auf einen bei
der Gegenſtande der Hauptſache, oder auf bei—
de zugleich eine Schlußfolge begrunden. Eben
ſo kann der naturliche Beweis entweder nur in
Ruckſicht des Corporis delicti, oder nur in Ruck—
ſicht des Urhebers des Verbrechens oder in beis
den Ruckſichten mangelhaft ſeyn.

d. 5.
Das Bemuhen des Richters bey einer pein

lichen Unterſuchung muß dahin gerichtet ſeyn,
von der Hauptſache, als dem eigentlichen Gegen
ſtande der Unterſuchuna, eine vollſtandige Wiſſen
ſchaft auf eine legale Weiſe zu erhalten, oder
mit andern Worten, ſein Ziel muß Vollſtandig
keit dez Beweiſes ſeyn. Der Begriff eines voll
ſtandig erwieſenen Verbrechens hat eine doppelte
Brziehung, und kann derſelbe in einer mareriel—
len und in einer formellen Bedeutung genom—
men werden. Materielle Bollſtandigkeit des
Beweiſes iſt vorhanden, wenn das Verbrechen
nach allen den Bedingungen, unter welchen
die auf das Verbrechen geſetzlich feſtgeſetzte Stra
fe gegen deſſen Urheber ſtateſinden ſoll, erwie—
ſen worden iſt. Formelle Vollſtandigkeit des

Be
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Beweifes iſt hingegen anzunehmen, wenn die zur
Unterſuchung gekommenen Thatſachen durch
geſetzliche Beweismittel auf eine ſolche Wei—
ſe dargethan worden ſind, als die Geſetze erfor—
dern, wena der Richter ſich von deren Vonklithkeit
uberzeugt halten ſoll. Es wird allerdinas die ma—
terielle Vollſtandigkeit des Beweiſes von deſſen
formeller Vollſtandigkeit abhangen, allein nicht
umgekehrt giebt formelle Vollſtandigkeit allemal
auch materielle Vollſtandigkeit. Weun wir z. B.
annehmen, daß durch geſetzliche Beweismittel in
Gewißheit geſetzt worden ſey, daß Titius ſein
Kind ermordet habe, daß ſolches aber von ihm
in einem Anfalle von Melancholie geſchehen ſeh,
ſo fehlt es hier an einer materiellen Vollſtan—
digkeit des Beweiſes eines Todtſchlages, un—
geachtet formeller Beweis der angegebenen That

ſachen vorhanden iſt. Es ergiebt ſich aus dieſem
doppelten Begriff der Vollſtandigkeit des Bewei
ſes, daß auch der Begriff des unvollſtandigen
Beweiſes in einer zwiefachen Beziehung genom—
men werden kann. Formelle Unvollſtandigken
im Beweiſe ſolcher faetiſchen Umſtande, die als
Bedingungen der auf ein Verbrechen feſtgeſetz—
ten Strafe vorauszuſetzen ſind, hat jederzeit ma
terielle Unvollſtandigkeit des Beweiſes zur Folge,
obgleich dieſe mit deſſen formeller Vollſtandbigkeit
gar wohl beſtehen. kann. Vielleicht ſcheint der
gemachte Unterſchied dem erſten Anblicke nach auf
eine uberfluſſige Subtilitat hinauszulaufen; allein
iſt er in der Sache, wie es der Fall waklich

Je—
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iſt, gegrundet, ſo iſt er auch zuverlaſſig nicht
uberfluſſig, oder, was einerley iſt, unnutz, indem er
der Verwechſelung verwandter aber verſchiedener

Begriffe vorbeugt. Unter ſeiner Vorausſetzung
laſſen ſich folgende Grundſatze aufſtellen: 1) Ma
terielle Unvollſtandigkeit des Beweiſes hat bey
einem Verbrechen nicht unbedingt die Wirkung,
daß der Verdachtige von aller Strafe loszuſpre—
chen iſt, ſondern es konmt darnuf an, ob nach
Abzug deſſen, was an dieſer Art der Vollſtan
digkeit abgeht, dasjenige, was ubrig bleibt, an ſich
noch ſtrafwurdig erſcheint, und formell vollſtan
dig bewieſen iſt; 2) Jſt der Beweis mureriell ſo
unvollſtandig, daß nichts Strafwurdiges ubrig
bleibt, ſo muß nach Beſchaffenheit der Falle ent
weder ſchlechterdings Losſprechung des Jnauiſi
ten, oder doch wenigſtens veſſen Losſprechung von

der Jnſtanz erfolgen, ohne daß nuf die formelle
Vollſtandigkeit des Beweiſes weiter Ruckſicht
genommen werden kann.

i.

Von Anzeigen und deren Arten.

8. 6.Anzeigen in dem vorhin (d. 4.) erklarten Sin
ne machen die Grundlage des künſtlichen Bewei—
ſes aus, und geben dem Richter den Stoff, aus
welchem ſein Scharfſinn und feine Beurtheilungs
kraft erſt ihre Fahigkeit zum Beweiſe hervorſu—
chen, und, wie viel ihnen in dieſer Rückſicht am

in
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innern Gehalte.behzulegen ſen, beſtimmen ſoll.
Da ſie in faetiſchen Umſtanden beſtehen, ſo be—
durfen ſie ſelbſt erſt eines Beweiſes, weil, wenn
aus ihnen mit Sicherheit eine Schlußfolge auf
die Hanptſache gezogen werden ſoll, es durchaus
nothig iſt, daß ſie, als die Pramiſſen derſelben,
in geſetzlicher Gewißheit beruhen muſſen. Jhr
Werth oder ihre Starke hangt ſodann von der
VBeſchaffenheit des Zuſammenhanges der bey ih—
nen zutn Grunde liegenden Thatſachen mit der
Hauptfache ab. Je nothwendiger dieſer Zuſam—
menhang iſt, deſto ſtarker wird eine Anzeige ſeyn;
je weniger nothwendig er iſt, d. i. je leichter es mog
lich iſt, daß jene Thatſachen mit einem/ Umſtande gο
als der. Hauptſache in Zuſammenhange ſtehen kann,
um ſo mehr wird ſich ihr rechtlicher Werth ver—
mindern. Auf dieſe Bemerkung grüundet ſich
die gewohnliche Eintheilung in nahe und ent
fernte Anzeigen.

gG4. J.
Es iſt eine ſtreitige Frage, ob es nicht ſo na—

he Anzeigen gebe, bey welchen der Zuſammen—
hang der dabey zum Grunde liegenden Thatſa—
che mit der Hauptſache abſolut nothwendig ſey,
ſo daß jene ſchlechterdings mit keiner andern That
ſache in einem Zuſammenhange ſtehen kann.
Rechtsgelehrte, welche deren Daſeyn behaupten,
nennen ſie gewiſſe Anzeigen (indieis indubiteta).
Als ein Beyſpiel ſolcher Anzeigen wird die Nie—
derkunft einer Ehefrau, drren Ehemann in dem

Zeit
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Zeitraume, worin die Schwangerung vorgegan
gen ſeyn mußte, abweſend war, angefuhrt, und
als eine gewiſſe Anzeige des Ehebruchs angege

ben. Es iſt nun freylich wahr, daß dadurch der
außerehliche Beyſchlaf der Ehefrau vollkom—
men erwieſen wird, aber dieſer allein macht noch
keinen Ehebruch aus, ſondern er muß mit einer
Verlebung der ehelichen Treue begleitet ſeyn,
welche von Seiten der. Ehefrau, ungeachtet ih—
rer erfolgten verdachtigen Niederkunft, durch
Einreden mancherley Art abgelehnt werden kann,
z. B. daß ſie genothzuchtigt, oder daß ſie ihrer
Seits vollig unſchuldig durch Betrug dazu ver
leitet worden ſey u. ſ. w. Alliſo ſelbſt dieſer An
zeige, welche vielleicht an Starke von keiner an
dern einzelnen Anjzeige ubertroffen wird, iſt nicht
abſolute und untrugliche Gewißheit der Haupt
ſache beyzulegen, und hat daher in ſofern Boh
mer  Recht, wenn er das Daſeyn gewiſſer
Anzeigen leugnet. Jndeß beweiſt das angefuhr
te Beyſpiel, daß es Anzelgen giebt, die einzeln
genommen nicht nur Gewißheit einer an und
vor ſich ſtrafbaren Handlung, wie ſolches der
außerehliche Beyſchlaf iſt, begrunden, ſondern
auch den Urtzeber derſelben außer allen Zweifel
ſetzen, und beh welchen nur die Frage, ob das
Verbrechen dem Urheber zugerechnet werden kon

ne,
Jn AMeditat. ad C. C. C. art. 18. und 19. h. 3.

S. 93. auch art. 122. h. 4. Eben derſelbe au
Corpror. Quaeſt. 114. obſ. 1.
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ne, noch einigem Zweifel unterworfen feyn kann.
Aus dieſem Grunde verdienen Anzeigen dieſer
Art einer beſondern Bezeichnung, und durfte
dafur die Benennung abſolut naher Auzei
gen die paſſendſte ſeyn.

d. 8.
Die poſitiven Geſetze unſers Vaterlandes

haben im Allgemeinen keine Regeln feſtgeſetzt,
wornach die Grenzlinie zwiſchen entfernten oder
nahen Anzeigen gezogen werden konnte. Zwar
geben ſie uns von beiden Beyſpiele aber
wie neuere Rechtsgelehrten richtig bemerkt ha
ben, behaupten die in den Geſetzen als nah oder
als entfernt angegebenen Anzeigen nicht unmittel

bar feſt den ihnen beygelegten Charakter, ſondern
ſie konnen denſelben durch ihren Zuſammenhang
mit andern Thatſachen verandern und vertau—
ſchen. Nur in ſofern leiſten die in den Geſe—
tzen angegebeñen Beyſpiele einen weſentlichen
Nutzen, als ſie ihin zugleich eine Anweiſung ge—
ben, welche Wirkung er den Anzeigen nach ihrer
Nahe oder Entfernung beyzulegen habe. Viel—
leicht durften im Allgemeinen folgende Regeln,
wornach die Nahe oder Entfernung einer Anzei
ge zu beurtheilen ſey, der Natur der Sache am
angemeſſenſten ſeyn. 1) Nahe iſt die Anzeige,

wenn
P. G. O. Katls. V. Artik. 25. Von gemeinen

Argkwonen und Anzeigungen, ſo ſich auf alle Miſ—
ſeihat ziehen.

B
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wenn der Zuſammenhang der dabey zum Grun
de liegenden Thatſache mit der Hauptſache, der
Erfahrung nach, als gewohnlich angenomnien
werden muß, und dagegen ihr Zuſammenhang
mit anderen Thatſachen entweder in phyſiſcher
oder moraliſcher oder in beider Hinſicht zu den
außerordentlichen und ungewohnlichen Erſchei
nungen in dem Laufe der Dinge gehoren wurde;

Ih Entfernt iſt eine Anzeige, wenn zwar der Zu
ſammenhang der dabey zum Grunde liegenden
Thatſache mit der Hauptſache nicht nur denk—
bar, ſondern auch leichter als mit irgend'einer
andern Thatſache moglich iſt, doch aber letzterer
nichts außerordentliches und ganz ungewohnli
ches, weder in phyſiſcher noch moraliſcher Hin
ſicht, mit ſich fuhrt. III) Mehrere entfernte
Anzeigen erlangen alsdenn die Starke einer na
hen Anzeige, wenn das Zuſammentreffen der
dabey zum Grunde liegenden Thatſachen auf ei
nen engen Zuſammenhang mit der Hauptſache
hinfuhrt, daß ihr Zuſammenhang mit irgend ei
ner andern Thatſache als etwas außerordentli—
ches und hochſt ungewohnliches angeſehen werden
mußte. 1V) Mehrere entfernte Anzeigen, bey
welchen ein Zuſammentreffen dieſer Art nicht
vorhanden iſt, verandern ihre Eigenſchaft als
entfernte Anzeigen nicht, und konnen daher nie
den Werth einer nahen Anzeige erreichen.

Eben dieſe Regeln konnen analogiſch auf
Anzeigen der Unſchuld angewendet werden. Auch
dieſe konnen nah oder entfernt ſeyn, je nach

dem
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dem die dabey zum Grunde liegenden Thatſachen,

vorausgeſetzt, daß ſie zureichend erwieſen ſind,
in einem ſtarkern oder ſchwachern Grade die Mog—
lichkeit eines Zuſammenhanges mit der Hauptſa—

che ausſchließen. Die Geſſchicklich,keit eines Ver—
theidigers in peinlichen Fallen zeigt ſich durch nichts
ſo ſehr, als wenn er aus Thatſachen, die an ſich
gewiß ſind, nach richtigen logiſchen Regeln die
Unmoglichkeit darthun kann, daß der Verdadhtige
Urheber des ihm beygemeſſenen Verbrechens
ſehy“). Es wird ihm ſchon als ein Verdienſt an—
zurechnen ſeyn, wenn er auch nur im Stande iſt,
den Richter zu uberzeugen, daß nach gewiſſen
unzweifelhaften Thatſachen die Wahrſcheinlich—
keit gegen die Gewißheit ſtreite, daß der Verdach
tige ein Verbrechen begangen habe, und hier
wird es denn darauf ankommen, bis zu welchem
Grade er dieſes auszufuhren vermogend iſt, wo
bey alles von ber TDahe oder Entfernung der
Anzeigen fur die Unſchuld abhangt.

J. 9.
Es iſt nicht hinlanglich, das Verhaltniß det

nahen zu den entfernten Anzeigen zu beſtimmen,

B 2 und
Eine muſterhafte Vertheidigung in dieſer Art
veranlaßte der Rechtsfall des unglucklichen Mont
bailly, welcher ſich im erſten Theile der cautes
célêhbres de toutes les cours ſouveraines du Royau-
me France S. 1. ff. findet, woraus ihn Claproth
mit Anmerkungen in einer teutſchen Ueberſetzung
(Gotting 1774. 8.) beſonders herausgegeben hat.
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und insbeſondere anzugeben, in welchem Falle
aus dem Zuſammentreffen mehrerer entfernter
Anzeigen em ſo ſtarker Verdacht entſtehen kann,
als in der Regel nur eine nahe Anzeige hervor
zubringen im Stande iſt. Es wird noch die Fra
ge ubrig bleiben: ob nicht aus dem Zuſammen—
treffen mehrerer naher Anzeigen der Grad von
Gewißheit entſpringen kann, welcher einer ab
ſolut nahen Anzrtige, nach demjenigen, was
vorhin 5.7. angefuhrt worden iſt, beygelegt wer
den muß? Eine bloße Haufung (eumulatio in
dieiorum proximorum) naher Anjzeigen kann
keine vollige Gewißheit hervorbringen, ungeach
tet dadurch der Verdacht ungemein verſtarkt wird,

indem daraus deſto mehrere Vorausſetzungen
entſtehen, welche die Meinung, daß der Ver
dachtige Urheber des ihm ſchuldgegebenen Ver—
brechens ſey, begrunden. Man nehme z. B. an,
daß erwieſen worden ſey, X. habe geſtohlnes
Gut verkauft, er iſt aber nicht im Stande denjeni
gen anzugeben, von welchem er die Sachen in
Beſitz erhalten habe; ferner eben dieſer X. iſt ein

Vagabunde, von dem man nicht weiß, wie er
ſich ehrlich ernahre; daß auch noch hinzu komme,
daß derſelbe mit andern verdachtigen oder gar
als Dieben bekannten Perſonen erweislich ver
trauten Umgang habe; ſo ſind alles dieſes nahe
Anzeigen, daß X. der Urheber des Diebſtahls der
Sachen ſey, welche er verkauft hat, und ihr Zu—
ſammentreffen verſtarkt den Verdacht wider ihn
bis zu einem hohen Grade. Allein demohngeach

tet
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tet entſteht daraus noch keine vollige Gewißheit,

daß X. der Dieb ſey, weil, ſo groß auch immer
die Wahrſcheinlichkeit, daß er und kein anderer
den Diebſtahl verubt habe, ſeyn mag, doch der
Zuſammenhang derjenigen Thatſachen, welche
bey jenen Anzeigen zum Grunde lagen, mit der
Hauptſache nicht durchaus nothwendig iſt, und
dadurch die Moglichkeit, daß X., wie er vorgiebt,
die geſtohlnen Sachen von einer ihm unbekann—
ten Perſon in ſeinen Beſitz erhalten habe, nicht
ganzlich ausgeſchloſſen wird. Ganz anders wird
ſich die Sache verhalten, wenn die einzelnen An
zeigen fe in einander greifen, daß keine Moglich
keit weiter ubrig bleibt, als daß unter der Vor
ausſetzung, daß die dabey zum Grunde liegenden
Thatſachen vollſtandig erwieſen ſind, der Ver—
dachtige nothwendig der Urheber des Verbre
chens ſehn muſſe. Man füge zu den angefuhr
ten Anzeigen, welche X. wider ſich hatte, noch hin
zu, daß derſelbe erweislich in der Wohnung des
Beſtohlnen geweſen ſey, und daß, als er dieſel—
be verlaſſen, die geſtohlnen Sachen bey demſel
ben geſehen worden, daß ferner in Gewißheit
beruhet, daß der Eigenthumer der geſtohlnen
Sachen ſich allein in ſeiner Wohnung befunden,
oder derſelbe zur Zeit, da der Diebſtahl geſche—
hen ſeyn konnte, ſeine Hausgenoſſen unter ſei—
nen Augen gehabt, oder auch niemand zu dieſer
Zeit ſich in der Wohnung befunden habe, oder
endlich der Jnquiſit ſelbſt eingeſtehen muß, daß
ihm von den Hausgenoſſen des Eigenthumers

die
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die geſtohlnen Sachen nicht in. Beſitz gegeben
worden ſind Bey einem Zuſammentreffen
der Anzeigen dieſer Art iſt nicht bloße Haufung
mehrerer naher Anzeigen, ſondern eine ſolche Ver
einigung (eombinatio indieiorum) derſelben vor
handen, welche die Moglichkeit ausſchließt, daß
die combinirten Thatſachen, welche bey dieſen
Anzeigen zum Grunde liegen, mit irgend einer
andern Thatſache als der Hauptfache im Zuſam
menhange ſtehen konnen. Aus dieſem Grunde
wird in dem Falle eines ſolchen Zuſammentref
fens den combinirten Anzeigen der Werth einer
abſolut nahen Anzeige nicht abgeſprochen wer
den konnen.

III.
Jn wie fern bearunden Anzeigen einen zur Erkennung

einer peinlichen Strafe hinlanglichen Beweis?

d. 10.
Es konnen dren verſchiedene Falle eintreten,

in welchen die rechtliche Wirkung der Anzeigen
in Betracht aezogen werden kann. Der erſte
iſt, daß der Beweis, welchen der Jnquiſit ge
gen ſich hat, allein nur auf Anzeigen beruhet;

der
Ein anderes Beyſpiel eines ſolchen Zuſammen

treffens mehrerer nahen Anzeigen, melches Ge
wißheit der That und ihres Urhebers hervor
bringt, giebt Kilangieri in ſeinem Syſtem der
Geſetzgebung im zten Bande S. 303. ff. in der
Note, nach der zu Anſpach herausgekommenen
Ueberſehung.
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der zweyte, daß dic Hauptſache zwar unmittel
telbar durch die geſetzlichen Beweismitel, aber un
vollſtandig erwieſen worden iſt, jedoch zuglerch
Anzeigen dieſen unvollſtandigen naturlichen Be—
weis unterſtutzen; der dritte endlich, daß der
unmittelbare oder naturliche vollſtändige Beweis
auch den kunſtlichen Beweis durch Anzeigen fur
ſich hat. Was den letztern diefer FJalle betrifft,
ſo liegt derſelbe außer dem Gebiete gegenwarti
ger Unterſuchung, und iſt ohnehin derjenige, deſ
ſen rechtliche Beurtheilung den wenigſten oder
vielmehr gar keinen Schwierigkeiten unterworfen
iſt, weil, wenn ein naturlicher Beweis der Haupt
ſache am ſich vollſtandig vorhanden iſt, und au—
ßerdem noch durch Anzeigen unterſtutzt wird, der
Richter dadurch zu einem ſolchen Grade der Ue
berzeugung von der Gewißheit des Verbrechens

und ſeines Urhebets gelangt, daß er kein Be—
denken tragen kann, diejenige Strafe zu erken
nen, welche nch Beſchäffenheit des Verbre—
chens und nach dem Maaße der Vollltandigkeit
des Beweiſes in materieller Hinſicht ſtattfin—
den muß.

Deſto mehreren Schwierigkeiten iſt die Fra—
ge, welche bey dem erſtern der genannten Falle
eintritt, unterworfen: ob und in wie fern nach
dem in Teutſchland geltenden Rechte ein blos
kunſtlicher Beweis hinreiche, um gegen einen
Verdachtigen eine peinliche Strafe zu erkennen?
Die Meinungen der Criminaliſten ſind daruber
getheilt, je nachdem ſie die Anwendung der Jei

ord
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ordnungen des romiſchen Rechts in dieſer Ma
terie vertheibigen oder den Gebrauch derſel
ben durch die peinliche Gerichtsordnung Kaiſers
Karl V. fur vollig aufgeheben halten“). Was
nemlich das romiſche Recht betrifft, ſo erhellet
aus verſchiedenen Verordnungen der Kaiſer, daß
ſie den Beweis durch Anzeigen, welche in einem
unzweifelhaften Zuſammenhange mit dem Haupt
faetum ſtehen, und die Gewißheit des letztern
in ein helles Licht ſetzen, dem unmittelbaren Be—
weiſe der Hauptſache vollig gleichgeachtet und
fur hinlanglich geglaubt haben, durauf ein peine
liches Straferkenntniß zu grunden tt) Hine
gegen die peinliche Gerichtsordnung K. Karls V.
ſchreibt in dem 2a. 23. und. za. Artikel im All

gemeinen vor, daß niemand auf irgend tine An

zeige,
z. BP. Aaerthaei de eriminibus Rb. 48. tit. 16.
g. 21. Leujſer ſp. 2397. m. 6. Grolmann in der
Bibliothet fur die peinl. Rechtswiſſenſchaft und
Gejetzkunde, t Th. 1St. S. 167. ff. und in ſeir
nen Grundſatzen der Ceiminalrechtawiſſenſchaft,
g. 641t. u a. m.

vw) z. V. Boehmer ad Carprov. Qu. 114. obſ. 1.
Kernharth diſſ. de eo quod juſtum eſt eires
reum ex praeſumtione convineendum con-
demnandum. Erf. 1792. Püttmann in element.
iur erim. h. 874. ff. Kocrh iniſtit. iut. erim. ſ. 749.
Kiemſchrod uber die Wirkungen eines unvoll
kommenen Beweiſes in peint. Sachen, h. 6. in
deſſen Abhandl. aug dem peinl. Nechte, Th. 1.
S. 11. ff. u. aum.ann) l 34. C. ad L Jal de adulter. h at C. de
prohationibus.
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zeige, Argwohn oder Verdacht zu veinlicher
Strafe ſoll verurtheilt werden, ſondern, wenn
genuggſame, d. i. vollſtandig erwieſene, Anzeigen
vorhanden ſind, deshalb nur auf Tortur zu er—
kennen ſey, weil nicht anders jemand zu einer
peinlichen Strafe verurtheilt werden konne, als
wenn die Gewißheit derHauptſache auf ſeinem Be
kenntniß oder auf Beweiſung beruhe. Soviel

iſt nun wol richtig, daß in der Regel, zufolge
dieſer Vorſchrift der Carolina, derjenige Beweis,
welcher auf bloßen Anzeigen beruhet, nicht als ein
geſetzlich vollſtandiger Beweis zu betrachten iſt;
allein dieſe Regel nimmt auch das romiſche Recht
an, wie l. 16. C. de poenis, J. 4 C. ſi ex falſis
inſtrumentis &e. und insbeſondere J. 5. pr. D.
de poenis außer Zweifel ſetzt. Außerdem ſtrei—
tet dafur auch die Natur der Sache ſelbſt, weil
ſelbſt nahe Anzeigen in der engern Bedeutung
(J. 8.) nur einen hohen Grad von Wahrſchein
lichkeit hervorbringen, der aber die Moglichkeit
des Gegentheils nicht ganzlich ausſchließt, folg—
lich keine gewiſſe Ueberzeugung bey dem Richter
zu bewurken im Stande iſn. Als daher zufolge
der Bachiſchen Hypotheſe der Proconſul Ju—
kus Fronto bey dem Kaiſer Crajan anfragte,
wie er ſich gegen ſolche abweſende Chriſten zu
verhalten habe, welche ihm als Abtrunnige an—
gegeben waren, ſo reſeribirte der eben ſo eine
ſichtsvolle als menſchenfreundliche Kaiſer mit
Recht, daß Verdacht noch kein Recht zur Be—
ſtrafung ertheile, und daß es beſſer ſey, wenn

das
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das Vergehen eines Schuldigen ungeſtraft bleiq
be, als daß ein Unſchuldiger verurtheilt werde:
Allein das romiſche Recht macht, wie die vor—
hin angefuhrten Geſetze beweiſen, eine Ausnah
me bey ſolchen Anzeigen, aus welchen die Ge—
wißheit des Verbrechens und ſeines Urhebers
klar hervorgeht, und nicht eine bloße Wahr
ſcheinlichkeit der Hauptſache entſpringt. Sollte
der Verfaſſer der Carolina wol Anzeigen dieſen
Art vor Augen gehabt und gemeint haben, als
er die bemerkten Artikel entwarf Sollte er nicht
vielmehr dabey nur die Vorſtellung von Anzei
gen, welche die Hauptſache in einem hohen Ghra
de wahrſcheinlich machen, im Sinn, und die Ab—
ſicht gehabt haben deren rechtlichen Werth zu
beſtimmen? Letzteres anzunehmen, ſcheinen mir
mehrere Grunde zu fordern. Erſtlich war zur.
Zeit der Errichtung der peinlichen Gerichtsord
nung Kaiſers Karl V. ſchon das romiſche Recht
vollig in Teutſchland als ein gemeines Recht auf
genommen, ſie ſelbſt nimmt auf die Verordnun
gen des romiſchen Geſetzbuches in mehreren Stel

len Bezug, und will die peinlichen Gerichte nicht
nur mit Edeln, ſondern auch mit Gelehrten, wor
unter ſie doetores juris eivilis verſteht, beſetzt
wiſſen“); nichts deſto weniger ſchweigt ſie von
der Ausnahme, welche das romiſche Recht in
Anſehung der Regel, daß wegen des Beweiſes

durch
a) Chiſt. Fr. Georg. Meiſter diſſ. de jaris Romani

eriminalis in Germaniae foris maxime hodiernia

auctoritate, 13. u. 16.
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durch Anzeigen keine veinliche Strafe erkannt wer
den konne, feſtſetzt, hebt ſelbige nirgend auf, und
begrundet dadurch die Vermuthung, daß ihre Ab—
ſicht nicht geweſen ſey, von demjenigen, was das
romiſche Recht uber den rechtlichen Werth der
Anzeigen feſtgeſetzt hat, abzugehen. Zweytens
laßt ſich der Einwurf, daß, weil die Carolina
allgemein verboten habe, auf Vermuthung oder
Anzeigung jemanden zu einer peinlichen Strafe
zu verurtheilen, hierdurch die nach den romiſchen
Geſetzen zugelaſſene Ausnahme ausgeſchloſſen
ſey, leicht heben, weil die Carolina von dem Be
griff einer Anzeige den Begriff der Gewißheit
ausſchließt, und unter Anzeige uberhaupt ein
unvollſtandiges Beweismittel verſteht, folglich
ſolche Anzeigen, aus welchen ſich Gewißheit der
Hauptſache ergiebt, mit zu der Beweiſung rech
net, der ſie im 2aſten Artikel ſelbſt die Wirkung
beylegt, daß darauf ein peinliches Erkenntniß
gebauet werden konne. Sie ſagt im t1gten Ar
tikel ausdrucklich, daß redliche Anzeigen von ihr
in eben der Bedeutung, als die Ausdrucke: red—
lich Wahrzeichen, Argwohn und Verdacht,
gebraucht wurden, und rechnet daher im 2zſten
Artikel die Ausſage eines guten Zeugens uber
die Hauptſache der Miſſethat, welche ihrer Na—
tur nach gar nicht zu den Anzeigen in der eigent—

lichen Bedeutung aehort, ſondern nur einen
mangelhaften naturlichen Beweis ausmacht (d.
4.) zu den Anzeigen. Der zuſammengeſetzte,
kunſtliche Beweis, in ſo fern aus dabey zum

Grun
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Grunde liegenden Thatſachen Gewißheit der
Hauptſache einer Miſſethat entſpringt, iſt daher
nach demjenigen, was die Carolina uber den
Begriff von Anzeigen außert, nicht mit darin
begriffen, ſondern iſt vielmehr zu der Beweiſung
zu rechnen. Hieran darf um ſo weniger gezwei
felt werden, da nach dem Artikel 62. und 69.
der peinlichen Gerichtsordnung es auf das Be
kenntniß des Jnquiſiten gar nicht ankommen
ſoll, wenn derſelbe genugſame Beweiſung wider
ſich hat, ohne daß weiter beſtimmt wird, durch
welche Mittel die Beweiſung, obullein nur
durch den natutlichen Beweis, bewirkt werde.
Man ſieht hieraus, daß in dieſen Artikeln unter
den Beweiſen nichts anders verſtanden wird, als
durch uberzeugende Grunde die Gewißheit des
Verbrechens und ſeinesUrhebers darthun, welches
ehen ſo wohl durch den kunſtlichen Beweis vermit
telſt Anzeigen, als durch den naturlichen oder unmit

telbaren Beweis des Hauptfactums ſelbſt geſche
hen kann Es bleibt daher auch nach teutſchen

Rech
Der Verf, ſtimmt hier mit demjenigen uberein,

was Groſmann in der Bibliothet der peinl.
Rechtswiſſenſchaft am a. O uber dieſe Materie
geſagt hat; allein er war ſchon dieſer Meinung,
ehe er dieſe Schrift geleſen hatte, und wenn er
gleich mit Grolmann in der Hauptſacht einver—
ſtanden iſt, ſo kann er dieſem doch nicht behſtim—
men, wenn derſelbe in ſeinen Grundſatzen der
Criminalrechtswiſſenſchaft d. 641. den Beweis
durch Zeugen feiner Natur nach fur einen kunſt
lichen Beweis halten, und die Zeugenaus fagen

rigent
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Rechten bey der Ausnahme, welche die romi
ſchen Geſetze von der Regel, daß niemand we—
gen Anzeigen, die wider ihn vorhanden ſind, in
eine peinliche Strafe verurtheilt werden durfe, zu—
laſſen, wenn nemlich, wie l. 25. C. de probatio-
nibus es ausdruckt, wider den Beſchuldigten in-
dicia ad probationem indubitata et luce clario-
ra*) vorhanden ſind. Hierunter iſt diejenige

Gat—

eigentlich nur fur Anzeigen halten will. Zeua
genausſagen, in ſo fern ſie auf die Hauptſache
unmittelbar gerichtet ſind, machen ein naturli—
ches Beweismittel aus, welches aber unvollſtän—
dig feyn kann, wenn dabey nicht die Bedingun
gen eintreten, unter welchen die Geſetze ihm voll
kommene Glaubwurdigkeit beylegen.
Dieſe Verordnung der Kaiſer Gratian, Va—
lentinian und Theodoſius iſt auch im Cod.
Theadoſ. Lib. IX. tit. 37. n. 3. (nach der Nit
terſchen Ausg. Tom. 3. S. 237.) befindlich, wo
ſie vollſtändig heißt: Fallaciter inculantihus, ma.
xime poſt exhibitionem aceuſeti, nultius iuris
color, velut derivata excuſatione, proficiat; non
publiea abolitio, non privata talibus proſpieist
ſubveniatque perſonis; non ſpecialis indul-
gentia; ne beneficium quidem eos generale ſub-
dueat: Sciant cuncti, praemeditentur, ante prae-
caveant, eam ſe rem deferre debere in publicam
notionem, quee munitse ſit teſtibus, inſtructs
documentis, ſignis ad probationem luce elario-
ribus expedita. Godofredus bemerkt mit Recht,
daß ſigna eben die Bedeutung habe, welche das
Wort indiein hat, welches Tribonian an die
Stelle jenes ſetzte. Ebenfalls iſt die Bemerkung
deſſelben wichtig, daß faliaciter incuſare nicht

don
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Gattung von Anzeigen zu verſtehen, welche in
dem 8. 7. und 9. unter der Benennung abſolut
naher Anzeigen angegeben worden ſind, und
entweder ſchon einzeln genommen, oder durch
Combination ſowohl das Verbrechen als den Ur
heber deſſelben außer Zweifel ſetzen. Freylich kann
es dabey noch immer ungewiß bleiben, ob das
Verbrechen ſeinem Urheber vollkommen zuge
rechnet werden konne; welches allerdings zu den
nothwendigen Bedingungen gehort, unter wel
chen nur die im Geſetz beſtimmte Strafe auf den
Uebertreter deſſelben anzuwenden iſt. Allein, iſt
der Jnquiſit eine Perſon, welche den Gebrauch

ihrer
von demjenigen zu verſtehen ſey, welcher boshaf—

ter Weiſe jemanden angeklagt hat (animo ca—
jumniandi), ſondern von dem, der ſeine Ankla
ge nicht beweiſen kann. Man wurde daher ir—
ren, wenn man den l. 26. C. de prohat. nur
von dem Falle verſtehen wollte, daß jemand oh
ne irgend einen wahrfcheinlichen Verdacht zur
Anklage geſchritten ſey. Nicht leicht iſt ein
Geſetz unglucklicher paraphraſirt, als von Purt-
mann in element. iur. erim. ſ. 873. oder viel—
mehr von P. de Greve Exereit. ad Pand. pi 620.
mit der J. 25. C. de probat. geſchehen iſt, wenn
ſie den Sinn des Geſetzes ſo erklaren: in' cau-
ſis criminalibus non ſemper requiri probatio-
nes luce meridiana clariores, ſed luſficere
indieia indubitata. Von alle dem. ſagt das Ge
ſetz gar nichts, im Gegentheil verlangt 'es in
peinlichen Sachen probationem luce meridiana
elariorem, und qgiebt nur zu erkennen, daß dieſe
durch Anzeigen zu erreichen ſtehe. .4



31

ihrer Vernunft hat, ſo'iſt auch, und zwar ſo
lange, zu vermuthen, daß ihm das Verbrechen
zuzurechnen ſey, bis derſelbe im Srtande iſt,
es wahrſcheinlich zu machen, daß zur Zeit des
verubten Verbrechens er ſich in einem Zuſtan.
de befunden, worin er keine freye Willens«nt
ſchluſſe faſſen können. Die bleßze Behouptung
eines ſolchen Zuſtandes von Seiten des Jno uſi—
ten darf fur den Richter keinen Grund abgeben,
jenen von der Strafe freyzuſprechen, weil, wenn
dieſes an ſich ſchon Achtung verdienen ſollte, je—
der Boſewicht, wenn er auch einen vollſtandigen
naturlichen Beweis gegen ſich hat, ſich leicht der

verdienten Strafe entziehen konnte. Eben ſo
wenig wird der Richter auf eine ſolcheBehauptung
Ruckſicht zu nehmen haben, wenn der Jnquiſit

zu ihrer Unterſtutzung zwar Grunde anführet,
allein dieſe an ſich auf unwahrſcheinlichen That—
ſächen beruhen, oder wol gar bey genauerer
Unterſuchung unwahr befunden werden. Wenn
z. B. die Ehefrau, welche nach einer langen Ab—
weſenheit ihres Ehemanns mit einem Kminde nie—

dergekommen iſt, ſich damit von der Strafe des
Ehebruchs zu befreyen ſucht, daß ſie eine an ihr
verubte Nothzucht vorſchutzt, ſo wird dieſe Ein—
rede nur unter der Bedingung rechtliche Wir—
kung haben konnen, wenn ſie dieſelbe durch jol—
che Grunde zu unterſtutzen im Stande iſt, welche
wo nicht auf vollig erwieſenen, doch wenigſtens auf
wahrſcheinlichen Thatſachen beruhen. Sollte ſich
ben der Unterſuchung dieſes nicht ergeben, ſo kann

das
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das bloße Vorſchutzen einer Einrede ihr nicht zu
ſtatten kommen, und wird der Richter ſie als uber—
fuhrt in die geſetzliche Strafe verurtheilen muſſen.

J. 1t.Außer dieſem Falle, da abſolutnahe Anzei
gen wider den Jnquiſiten vorhanden ſind, muß
der Richter der geſetzlichen Regel treu bleiben, und
iſt nicht berechtigt, ſelbſt wegen der Concurrenz

mehrerer blos naher Anzeigen eine Strafe zu er
kennen, wenn es außerdem an einem naturtlichen
Beweiſe ganzlich fehlen ſollte. Doch wird da
von der Fall auszunehmen ſeyn, ob er gleich nicht
eigentlich als eine Ausnahme betrachtet werden
kann, wenn die Thatſache, worauf eine Anzeige
ſich grundet, an und vor ſich ſchon ein Verbre
chen ausmacht, und daher eine beſondere Stra
fe nach ſich zieht. So z. B. macht die Verheim
lichung der Schwangerſchaft und Nieberkunft
eine Anzeige des Kindermordes aus; allein eben
dieſe Anzeige macht nach ausdrucklicher Vorſchrift
des Allgemeinen Preußiſchen Geſetzbuches
ein Verbrechen aus, welches nach Verſchieden
heit der Falle beſtraft werden ſoll. Man kann

auch

Th. 2. Tit. 20. g. 933.4 ff. Nach dem gemeinen
peinlichen Rechte ſteht ſolches nicht zu behaup—
ten, wenn gleich nach einem allgemeinen Ge—
richtsgebrauch, womit es aber immer mißlich
aus ſieht, ſolches nach der Meinung einiger Crü—
minaliſten ſtatifinden ſoll. S. z. B. Grolmann
Grundſate der Criminalrechtewiſſenſchaft, h. 338,



2⁊

auch hieher den Fall rechnen, daß wenigſiens nach;
der gemeinen Meynung der Eriminaliſten ben
dem Verbrechen des Hochverroths nicht nur die
unterlaſſene Denunciation deſſen, der darum weiß,
als eine Anzeige der Theilnehunng an dieſem
Verbrechen angeſehen, ſondern auch an ſich ſchon

ſtrafbar ſeyn ſoll“).
Es laßt ſich die Frage aufwerfen: ob in dem

Falle, wenn eine Anzeige auf einer an ſich ſtraf—
baren Thatſache beruhet, worauf aber die Feſt—
ſetzung der Strafe dem Ermeiſſen des Vich—
ters uberlaſſen worden iſt, ob nicht alsdenn bey
Beſtimmung der Strafe auf den Umſtand, daß
dieſe ſtrafbare Thatſache zugleich eine Anzeige
eines andern noch ſchwerern Verbrechens ent—

halt, Ruckſicht zu nehmen ſey, und daher die—
ſelbe

Vergl. Quiſtorp Grundſatze des deutſchen peint.

vr. Ots, ſ. 152. Die Geſetze aber, welche man
nur dieſe Behauptung anfuhrt, beſtatigen ſie
5*8*

nicht; weder im lJ. 1. J. 1. D. ad l. Jul. Ma-
jeſt. und l. ult. C. de aeculat. noch in der gold.
Bulle, eap. 24. iſt ſie gegruündet. Nur ſoviel
iſt zuzugeben, daß ſie in verſchtedenen Patticu—
larrechten angenommen und beſtatigt worden
iſt, z. B. durch eine im Oeſterreichiſchen un—
term 2ten Jan. 1795. h. 4. ergangenen kaiſerl.
Verordnung, worin es heißt: „Auch derjenige
„iſt als mitſchuldig anzuſehen, der einen ihm
„bekannten, des Hochverraths ſchuldigen Verbre—
„cher der Obrigkeit anzuzeigen unterlaßt, und
„ſoll daher lebenslang mit hartem Kerker be—
nſtraft werden..,

Urchiv d. Criminalr. z5. Vd 1. Et. G
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ſelbe in dieſer Cigenſchaft harter beſtraft werden
muſſe, als wenn ſie ohne dieſe Eigenſchaft blos
an ſich den Gegenſtand der Unterſuchung aus—
gemacht hätte? Mir ſcheint im Allgemeinen dieſe
Frage verneint werden zu muſſen, da in der Re
gel Anzeigen keine ſolche Gewißheit herverbrin—

gen, als die Geſetze erfordern, wenn eine Stra—
fe ſtattfinden ſoll. Nur der Fall iſt auszuneh—
men, wenn durch die ſtrafbare Handlung, wel—
che bey der Anzeige zum Grunde liegt, die Er—
forſchung des Urhebers des Hauptverbrechens
erſchwert oder vielleicht ganz unmoglich gemacht
worden iſt, indem alsdenn bieſe nachtheilige Fol—
ge, welche hieraus fur den Staat entſpringt,
dem Urheber des bey der Anzeige zum Grunde
liegenden Vergehens zuzuſchreiben iſt, und die
ſer Punet vom Richter bey Beſtimmung will
kuhrlicher Strafen mit in Erwagung gezogen
werden muß.

Die meiſten derjenigen Verbrechen, welche
zugleich die Eigenſchaft haben, Anzeigen eines
andern noch ſchwerern Verbrechens auszuma
chen, gehoren zu derjenigen Gattung ſtrafbarer
Handlungen, welche man Vorkehrungsverbre—
chen nennen kann, indem die geſetzgebende Ge—
walt eben in der Abſicht ſie mit Strafen belegt hat,
damit dadurch um ſo eher grobern Verbrechen
vorgebeugt, und deren Anzahl verringert werde.
Jn Anſehung der Verfugung ſolcher Vorkeh
rungen wird der Geſetzgeber ſeine ganze Auf—
merkſamkeit darauf richten, zwey Abwege zu

ver
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vermeiderr? einerſeits, daß er die Anwendung
dieſes Mittels, ſchweren und groben Verbrechen
dadurch zuvorzukommen, indem eer auf ſolche
Handlungen, welche leicht dazu ſubren und reizen,
oder deren Entdeckung in einem hohen Grade er—
ſehweren, Strafen verordnet, nicht vernachlaſſige,
und nach Beſchaffenheit eines zeden Verbrechens
theils die Anzahl der Vorlehrungsverbrechen,
theils die Natur der dawider zu erkennenden
Strafubel bekimme, andrerſeits aber ſich hute,
die Anzahl der Vorkehrungsverbrechen nicht ſo
ſahr zu vervielfaltigen, und nicht mit ſo ubermaßi—

gen Strafubeln zu verponen, daß darunter eine
vernunftige. Freyheit der Unterthanen leide).

d. 12.
Der zweyte Falt, welchen wir im d. 1o. auf

ſtellten, berraf die Frage: welche Wirkung den
Anzeigen betzulegen ſeh, wenn ſie mit einem di—
reeten oher nururlichen, aber unvollſtandigen Be
weiſe zuſammentreffen? Dieſe Frage wird da—
durch problematiſch, weil die in Teutſchland gel—
tenden poſitiven Geſetze nicht ausdrucklich dar—
uber diſponiren, und nur aus einzelnen ihrer Ver—

C2 ord,Vergl. Valaze uber die Siralgeſetze, oder Ent—
wurf zu einem allgemeinen Straſcoder, nach Cas
ſars Uebetſetzung (Leipzig 1786.) S, 133. ff.
und v. Globig Theorie der Straſgetechtigkeit
in Polizeyſfachen, Hptſt. 1Y. in de ſſen und qu—
ſters Zugaben zu! der gekronten Schrift pon
der Criminalgeſetzgebung, S. 410. ff.
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ordnungen mit Hulfe der Analogie Grundſatze
hergeleitet werden konnen, welche dem Richter
zur Richtſchnur ſeines Verfahrens dienen müſſen.

Die peinliche Gerichtsordnung K. Karl V. be
ſtinimt das Verhaltniß theils des directen unvoll—
ſtandigen Beweiſes, theils der Anzeigen zum voll
ſtandigen Beweiſe, aber jedes nur an und vor

ſich, indem ihre Abſicht nur dahin geht, Vor—
ſchriften fur die Falle anzugeben, in welchen die
peinliche Strafe ſtattfinden ſoll. Daher hat ſie
es unterlaſſen, uber die Concurrenz des unvollſtan
digen directen Beweiſes mit Anzeigen etwas
ausdrucklich zu verordnen, und eben daher kommt
es auch, daß ſie jenen, den unvollſtandigen directen
Beweis, unter den Begriff von Anzeigen bringt,
ungeachtet beide ſpecifiſch von einander verſchie—

den ſind. Fur die Tortur ſchreibt ſie als allge
meine Regel vor, daß alsdenn zu deren Anwen
dung gegen den Verdachtigen aeſchritten werde,
wenn wider ihn ein wenigſtens halber Beweis
vorhanden ſey, er mag nun durch directe oder
indireete Beweismittel entſtanden ſeyn. Da wir
einen andern Zweck, als Feſtſetzung der Falle, in
welchen auf Tortur zu erkennen iſt, gegenwartig
verfolgen, indem es uns darum zu thun iſt, die
Beweiskraft des unvollſtandigen directen Bewei
ſes, in ſo fern er durch Anzeigen unterſtutzt wird,
zu unterſuchen and feſtzuſetzen, ſo muſſen wir bei
des von einander abſondern, und zuvorderſt die
Falle angeben, in welchen die peinliche Gerichts-
ordnung K. Karl V. den unvollſtandigen direeten

Be
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Beweismitteln die Kraft eines halben Beweiſes

beylegt.

Hieher gehort: h wenn die Ausſage eines
claſſiſchen Zeugens das Hauptfactum bezeuget“);
ID wenn ſolches die Ausſage wenigſtens zweyer
nicht claſſiſcher, jedoch auch nicht vollig verwerf—
licher Zeugen bezeuget. Die peinliche Gerichts—
ordnung handelt zwar im 63. und 64. Artikel
von ſolchen Perſonen, welche gar nicht zum Zeug—

niß zugelaſſen werden ſollen, hingegen ſchweigt
ſie uber den Werth der nicht claſſiſchen, jedoch
auch nicht ganz verwerflichen Zeugen. Es wird
daher viel uber den Werth ihrer Ausſagen ge—
ſtritten, indem einige ihnen ohne Unterſchied der
Falle die Kraft eines vollſtandigen Beweiſes ab
ſprechen, andere die Beſtimmung ihres Werths
dem richterlichen Ermeſſen überlaſſen, noch an—
dere die Ausſage zweyer ſolcher der eines claſſi—
ſchen Zeugens, und vier oder mehrerer ſolcher
Zeugen der Ausſage zweyer claſſiſcher Zeugen
gleichſchatzen Letztere Meynuna ſcheint mir
unter Vorausſetzung folaender zwey Bedingun—

gen der Natur der Sache und der Analogie am
angemeſſenſten zu ſeyn, wenn erſilich die Zeugen
in Anſehung der einzelnen und ihnen nicht ſugge—
rirten Umſtande ubereinſtimmen, und außerdem

zwey
Art. 23. und zo. der Carolino.

4*) Die Vertheidiger dieſer verſchiedenen Meinun—
gen finden ſich in Quiſtorps Grundſatzen des d.
p. Rechts 9. 706. angefuhrt.
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zweytens der Richter als gewiß annehmen kann,
daß die Uebereinſtimmung der Zeugen nicht in einer
vorhergetroffenen Verahredung ihren Grund ha
be. Denn ſo wahr es auch iſt, daß es bey der Voll
ſtandigkeit des Beweiſes in peinlichen Fallen genau

genommen werben muſſe, ſo iſt doch fur die erfor
derliche Genauigken in Fallen, welche die Geſe—
tze unentſchieden gelaſſen haben, kein anderer
Maaßſtab ubrig, als die Vergleichung mit den
Fallen, in welchen die Geſetze ausdrucklich Voll
ſtandigkeit des Beweiſes annehmen. Nehmen
dieſe nun an, daß die ubereinſtimmende Ausſa
ge zweyer elaſſiſcher Zeugen für den Richter die
Quelle vollaultiger Wahrheit ſehy, indem von
Perſonen, bey welchen der Wille, die Wahrheit
zu ſagen, angenommen werden muß, nicht leicht
ein IJrrthum in ihren Angaben zu befurchten
ſteht, wenn ſie mit einander ubereinſtimmen, ſo
wird bey Perſonen, bey welchen dieſer Wille,
oder die Fahigkeit, Wahrheit zu ſagen, zweifel—
haft iſt, dieſer Mangel doch dadurch auf der an
dern Seite erſetzt, wenn ſie in großerer Anzahl
vernommen werden, wo ſich der boſe Wille, Un
wahrheit, oder ihre Unfahigkeit, Wahrheit zu ſa
gen, deſto leichter durch Abweichungen in ihren
Aunsſagen außern wurde, und folglich, wenn die
ſes nicht der Fall iſt, dadurch der Zweifel gegen
ihren Willen und Fahigkeit, Wahrheit zu ſagen,
gehoben wird.

Ii) Das außergerichtliche Bekenntniß der
Hauptſache, mit der Vorausſetzung, daß ſol

ches
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ches beſtimmt und bey vorhandener Gewißheit
des corporis delieti abgelegt ſey Jn Cioil—
ſachen kann man es immerhin noch als zwrifel—
haft betrachten, ob nicht dem außergerichtlichen
Geſtandniß, nach deſſen Abſicht und Jihalte, die
Kraft eines vollſtandigen Beweiſes beyzulegen
ſey, indem das e. 4 X. de judieiis den Haupt—
punet dieſer Controvers nicht entſcheidet“); al—
lein in peinlichen Sachen iſt die Vorſchrift der
Carolina zu deutlich, und verlangt dieſes zur
Vollſtandigkeit des Beweiſes aus einem Geſtand
niß, daß ſolches gerichtlich abgelegt worden ſey,
aus dem Grunde, weil ohne dieſes Erforderniß
es an der Gewißheit der Abſicht des Jnquiſi—
ten fehlt, daß der Richter, dem er nur die Wahr—

Jheit zu ſagen vollkommen verbunden iſt, das Ein—
geſtandene fur wahr annehmen ſolle tts1V) Das zwar gerichtüch abgelegte aber wi

derrukene Bekenntniß der Hauptſache, ohne daß
der Jnquiſit Umſtande darzuthun vermocht, wel
che die Unrichtigkeit des zuerſt abgrlegten Be—
kenntniſſes außer Zweiſel ſetzen hh. Nicht jedem
Widerrufe kann indeß die Wirkung eingeraumt

wer
Att. 32. der P. G. O. und dazu Bohmers

meditat. ad C. C. C. bey dieſem Aruikel d1.
4*4) S. von Tevenager Theorie des Beweiſes im

Cwilproceß S. 75. u. Home] Rnapi. obl. 217.
a**, Gro mann Grundſatze der Ce. Rechtewiſſen—

ſchatt ſ. 635.
A*t*) Art. 57. der p G. O, welcher jedoch eigent—

lich nur vom Widerrufe des unter der Tortut
abgeltgien Bekenntiniſſes diſponirt.
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werden, daß er die Vollſtandigkeit des auf Be
kenntniß beruhenden Beweiſes ſchwache, indem,
wenn die Grunde, welche der Jnquiſit zu ſeiner
Rechtfertigung anfuhret, bey der Unterſuchung
falſch befunden werden, dadurch die Beweis—
kraft des einmal abgelegten Bekenntniſſes noch
verſtarkt wird; ſondern nur alsdenn hat er dieſe
Wirkung, wenn die fur ihn angefuhrten Recht
fertigungsgrunde nicht ganz verwerflich ſind, und

vom Richter nicht geradezu deren Unſtatthaftig—
keit angenommen werden kann

Hingegen, ſo viel die Anzeigen betrifft „legt
dieſen die peinliche Gerichtsordnung die Kraft ei
nes halben Beweiſes bey, wenn ſie die Eigen—
ſchaft naher Anzeigen haben; welches aber auch
der Fall bey der Concurrenz mehrerer einzelner ent
fernter Anzeigen ſeyn kann, wie vorhin beym d. 7.
unter nr. Ill. bemerkt worden iſt. Jndicien die
ſer Art nennt die Carolina genugſame Anzei
gen, nemlich in Beziehung der Tortur, zu de—
ren Anwendung ſie zufolge des 23. und zo. Ar
tikels genugen.

So weit aehen die ausdrucklichen Verord
nungen der Geſetze, die nun unbeſtimmt laſ—
ſen: Ob und in wie fern der directe unvollſtan
dige Beweis, wenn er jedoch bie zu einem hal—
ben Beweiſe gebracht worden iſt, durch den

Beh
Kleins Annalen der Geſetzgebung und Rechts—

gelehrſamkeit in den Preußiſchen Staaten, B. 16.
S. 45.
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Beytritt ſolcher Anzeigen, welche ebenfalls die
Kraft eines halben Beweiſes haben, fur voll—
ſtandig zu halten ſey? Die gemeine Meinung

der Criminaliſten halt dafir, daß aus einer ſol—
chen Concurrenz des naturlichen und kunſtlichen
Beweiſes in keinem Falle ein vollſtandiger Be—
weis entſtehen konne“). Jn der Allgenneinheit,
wie dieſes gewohnlich pflegt behauptet zu werden,
durfte die gemeine Meinung wol nicht vollkom
men gegründet ſeyn. Denn, wenn gleich in der
Carolina die unvollſtandigen direceten Beweismit
tel ihrem Werthe nach den Anzeiaen beygezahlt
werden, ſo folgt hieraus noch ganz und gar nicht,
duß aus der Verbindung beider nach der Abſicht

des Geſetzes in keinem Falle ein vollſtandiger
Beweis entſtehen konne; denn einmal laßt ſich
nicht behaupten, daß aus der Verbindung meh—
reter naher Anzeigen ſich niemals eine geſetzliche

Bollſtandigkeit des Beweiſes-ergebe, da doch,
wie bereits beym d. 10. ausgefuhrt worden iſt,
dieſelbe allerdings anzunehmen iſt, wenn aus
dem Zuſammentreffen mehrerer blos naher An—
zeigen die abſolute Nothwendigkeit hervorgeht,
daß kein anderer als der Jnquiſit Urheber des
Verbrechens ſeyn konne; zum andern ſagt zwar
die Carolina, daß die Ausſage eines claſſiſchen
Zeugen wegen der Hauptſache der Muiſſethat,
ſo wie auch das außergerichtliche Geſtandniß des

Jn—

 ſ Quiſtorp Grundſ. des d. p. Rechts ſh. 675.
ſcocn inſtit. jur. erim. 343- u. a. m.
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Jnquuntten, nur eine redliche oder genugſame
Anzemgung aurmachen ſolle, weshaib rechtmaßig
nut der Tortur wider den Jnquiſiten verfahren
werden kdane; allein hieraus folgt nicht, daß, wenn
das undollſtaudige dirtete Beweismittel durch
Anzeigen unterſtutzt werde, uber welchen Fall
die Carolina gar nichts ausdrucklich verordnet,
ohne Unterſchied der Falle der Beweis als un
vollſtandig betrachtet werden ſolle. Der Grund
ſatz, welchen der peinliche Nichter bey dem vor
ausgeſetzten Falle zu befolgen haben wird, muß
daher der Natur der Sache und der Analogie der

poſitiven Vorſchriften vom vollſtandigen Bewei
ſe gemaß ſehn, und dieſer iſt in der einfachen
Regel enthalten: daß, wenn der unvollſtan
dige, iedoch wenigſtens zur Halfte vor—
handene, directe Beweis durch ſolche An
zeitzen unterſtuüßt wird, welche das Man
gelhafte deſſelben vollig erganzen, er als
denn auch Vollſtandigkeit erhalte, und zur
Erkennung einer peinlichen Strafe hin—
lancltch Ey. Wenn wir demnach erſtlich vor—
ausſetzen, daß die Hauptſache der Miſſethat durch

einen elaſſiſchen Zeugen, oder durch mehrere nicht
cloſſiſche Zeugen, die jedoch nicht in ſolcher Anzahl
verhanden ſind, daß ihre ubereinſtimmende Aus
ſage einen vollen Beweis begrunden konnts, be—
wieſen worden ſey; ſo wird es zu Folge unſerer
Regel darauf ankommen, ob die Zeugenausſa
gen ſolche beſondere Umſtande angeben, welche
mit dem Hauptfactum in weſentlicher Verbin

dung
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dung ſtehen, und dieſe durch die Anzeigen außer
Zweifel geſetzt werden, oder ob die Anzeigen mit
den beſondern Umſtanden, welche die Zeugen
angeben, in gar keiner oder wenigſtens in keiner
nothwendigen Verbindung ſieben. Jen erſiern

SFalle wird dasjenige, was den Zeugenausſagen
zur Hervorbringung eines voliſtandigen Bewei—

ſes abging, durch das Zuſammentreffen nut den
Thatſachen, welche bey den Anzeigen zum Grun—
de liegen, erſetzt, ſo wie in dem andern Falle
die Natur der Sache ergiebt, daß die Anzeigen
nichts dazu beytragen konnen, den unvollſtandi—
gen Zeugenbeweis uber die Hauptſache der Miſ—
ſethat zu dem Grade von Gewißheit zu erheben,
welchen die peinlichen Geſetze erfordern. Man
wende nicht ein, daß auch in dem erſtern dieſer
Falle ein ſolcher Grad von Gewißheit fehle, wie
das Geſetz verlange, da das Geſetz uber das
Zuſammentreffen der Anzeigen mit einem directen
unvboliſtandigen Beweismittel gar nichts verord
ne; denn, wenn letzteres gleich ſeine Richtigkeit
hat, ſo kommt doch die Analogie der poſitrven
Geſetze unſerer Behauptung zu ftatten. Dirſe
ſetzen deswegen die Regel feſt, daß die Ausſage

zweyer claſſiſcher Zeugen fur Wahrheit gelten
ſolie, weil nicht anzunehmen ſey, daß zwen Pir—
ſanen, bey welchen der Wille, Wahrheit zu ſa—

gen, vermuthet werden muß, ſich beg den Um—
ſtanden, welche ſie angeben, geirrt haben, wenn
ſie mit einander ubereinſtimmmen. Eben dieſe
rechtliche Vermuthung tritt auch fur die ſpetiellen

An
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Angaben eines einzelnen claſſiſchen Zeugens oder
mehrerer nicht elaſſiſcher Zeugen ein, wenn ihre
ſpeciellen Angaben durch Anzeigen in der Maaße
unterſtutzt werden, daß deren Gewißheit als noth

wendig angenommen werden muß, ſo bald die
bey der Anzeige zum Grunde liegende Thatſache
hinlanglich erwieſen iſt. Man kaim mit Sicherheit
den Grad von Gewißheit annehmen, welcher
nach der Abſicht des Geſetzes fur Wahrheit gel—
ten ſoll, und hierbey muß der Richter ſich beru—
higen, in deſſen Kraften es nicht liegt, bis zur
abſoluten Gewißheit der Thathandlungen, über
welche er zu urtheilen hat, zu gelangen. Se—
tzen wir zweytens den Fall voraus, daß die
Hauptſache der Miſſethat in einem außergericht-
lichen oder widerrufenen gerichtlichen Bekennt—
niſſe beruhe, ſo wird es ebenfalls darauf ankom
men, ob das Bekenntniß mit Angabe einzelner
factiſcher Umſtande, welche mit dem Hauptfa
etum weſentlich in Verbindung ſtehen, abgelegt
worden ſey, und ob dieſe durch Anzeigen in Ge—
wißheit geſetzt worhen ſind. Die Beweiskraft
des Bekenntniſſes beruhet vorzuglich darauf, daß
von niemandem, der des Gevbrauchs ſeiner Ver
nunft fahig iſt, zu vermuthen ſteht, daß er zu
ſeinem Schaden etwas von ſich als wahr ange
ben werde, und noch weniger iſt es wahrſchein—
lich, daß er ſogar, um es wahrſcheinlich zuma
chen, daß er der Urheber einer ſtrafbaren Hand
lung ſey, die Umſtande, mit welchen dieſelbe be—
gleitet geweſen, erdichten werde. Es wird daher

als
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als der gewohnliche Fall angenommen werden
müſſen, daß ein außergerichtliches eder gerichtli—
ches Bekenntniß Wahrheit enthalte, und nur
die Furcht vor der Straſe das deugnent Berſtern
oder wenigſtens ſeines Jnhalts im Geuichte, und
den Widerruf des letztern veranlaßt habe. Pdan
kann es indeß zugeben, daß das Leugnen und
der Widerruf, wenn letzterer durch Umſtande
gerechtfertigt wird, deren Unwahrheit der Rich
ter zu entdecken nicht im Stande iſt, die Voll—
ſtandigkeit des aus dem Bekenntniß entſpringen—
den Beweiſes mindere, und dieſen blos auf einen
hohen Grad von Wahrſcheinlichkeit herabſetze;
aber es wird doch dieſer Mangel der Vollſtandig—
keit gehoben, wenn durch Anzeigen die eingeſtan—
denen mit dem Hauptfactum in weſentlicher Ver—
bindung ſtehenden Umſtande in Gewißheit geſetzt
worden ſind. Nahe Anzeigen ſetzen an ſich ſchon
Thatſachen voraus, deren Zuſammenhang mit
der Hauptſache der Miſſethat als gewohnlich an—
genommen werden muß, ſo daß deren Zuſam

menhang mit andern Thatſachen in phyſiſcher
oder moraliſcher oder in beider Hinſicht zu den
außerordentlichen und ungewohnlichen Begeben
heiten gehoren wurden (J. 8.), und nun denke

man ſich hinzu, daß dieſe Thatſachen von dem
Jnquiſiten ſelbſt bey ſeinem Bekenntniſſe mit dem
Hauptfaetum in Verbindung geſetzt worden ſind,
wie kann in dieſem Falle das Leugnen oder der
Widerruf die Glaubwurdigkeit des Bekenntniſ—
ſes ſchwachen, welches durch ſein Zuſammentref—

fen
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fen mit nahen Anzeigen vollige innere Wahrheit

fur ſich hat.
Eben dieſe Regel findet auch fur die Falle

ſtatt, in welchen ein unvollſtandiges direcetes Be
weismittel durch ein anderes ebenfalls naturli—
ches aber unvollſtandiges Beweismittel unter—
ſtutzt wird. Aurch hier hangt alles davon ab,
daß beide in den beſondern Umſtanden, unter
welchen ſie das Hauptfactum angeben, zuſam-—
mentreffen, und wurde demnach an der VBoll—
ſtandigkeit des Beweiſes nicht zu zweifeln ſeyn,
wenn z. B, der Jnauiſit. außergerichtlich das
Berbrechen mit allen den erheblichen Uniſtanden
elngeſtanden hat, unter welchen daſſelbe auch
von einem claſſiſchen Zeugen erzahlt worden iſt.
Die Moglichkeit eines Jrrthums von Seiten des
Zeugen iſt in dieſem Falle noch weniger anzuneh
men, als bey der Uebereinſtintmung zweier claſ
ſiſcher Zeugen, indem der  Jnquiſit mehr, daß
ſein Verbrechen nicht an den Tag kommen moch
te, intereſſirt war, als irgend das Jntereſſe einens
Zeugen es mit ſich bringen kann, den Jnquiſie
ten beſtraft zu ſehen, und folglich ſelbſt das au
ßergerichtliche Bekenntniß jenes der Ausſage eit
nes claſtiſchen Zeugens ein weit ſtarkeres Ge
wicht err:heilet, als wenn damit blos die Ausſa
ge eines andern Zeugens übereinſtimmte. Alſo
auch hier erfordert die Analogie der poſitiven Ger
ſetze, Vollſtandigkeit des Bewtiſes anzunehmtn.

iwv.
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IV.
EStrafe, deren Arten und Anwendung.

dJ. 13.
Von dem Reſultate des Beweiſes hanat es

einzig und allein ab, ob gegen den Jnauiſiten
eine Strafe zu erkennen ſey oder nicht, weil oh—
ne Beweis nicht als gewiß angenommen wer—
den kann, daß der Verdachtige ſich einer ſolchen
Handlung ſchuldig gemacht habe, welche von
dem Geſetze, um die Unterthanen von der Hand—
lung abzuſchrecken, mit einem Strafubel be—
droht iſt Es iſt daher eine willkuhrliche
Strafe in der eigentlichſten Bedeutung ein juri—
ſtiſcher Unding, indem der Richter, welcher doch
ſelbſt dem Geſetze unterworfen und auf daſſelbe
verpflichtet iſt, ſich nicht uber daſſelbe erheben
und keine Strafe verfugen darf, wo die Bebin
gung nicht vorhanden iſt, unter welcher das Ge—
ſetz geſtraft wiſſen will. Selbſt dem Geſetzge—
ber kann die Gewalt, willkuhrlich Strafen in
einzelnen Fallen zu verfugen, nicht zugeſtanden
werden. Eine vom Geſetzgeber erkannte Stra—
fe, ohne daß ſie durch ein Geſetz begrundet,
und nach den darin feſtgeſetzten Bedingungen
verfugt wurde, iſt nichts weiter als ein Eingtiff
in die Gewalt des Richters, vermoge mißbrauch
ter geſetzgebender Gewalt. Eos iſt daher leicht

zu
Rlein in ſeinem und Rleinſchrods Archive bes

Criminalrechts, 1 B. 3 St. Nr. lll. S. 35. ff.
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zu ermeſſen, was von Straferkenntniſſen aus
Regierungscabinetten ehne Unterſuchung, und
ohne Folge eines Strafgeſetzes zu ſeyn, gehal—
ten werden konne.

J. 14.
Von der eben erwahnten willkührlichen Strafe

in der eigentlichſten Bedeutung iſt diejenige gar ſehr

verſchieden, welche bisher von den Criminaliſten
willkuhrlich genannt worden iſt, und die zur ge
nauen Bezeichnung des damit zu verbindenden
Begriffs geſetzlich willkuhrliche Strafe ger
nannt werden kann. Gewiſſe Verbrechen erſchei

nen in ſo mannigfaltigen Geſtalten, in ſo manchen
Graden von Bosheit oder Schadlichkeit, daß der
Geſetzgeber nur im Allgemeinen die Drohung ei—
nes Strafubels gegen ſie feſtſetzen konnte, hin
gegen die Art und das Maaß des Strafubels
dem Ermeſſen des Richters, jedoch nach den all—
gemeinen Regeln von dem zu beobachtenden Ver
haltniß der Strafen zu den Verbrechen, überlaſ
jen mußte. So viel, als moglich, wird eine ſorg—
faltige Geſetzgebung willkuhrliche Stafen dieſer
Art zu vermeiden, und in jedem Falle die dem
Richter uberlaſſene Willkuhr in ſo enge Granzen,
als nür nach der Natur der Sache ſtattfinden
konnen, einzuſchließen ſuchen. Denn wenn gleich
der Richter bey der Zuerkennung ſolcher Straz
fen, indem er dabey an die Beobachtung gewif:
ſer Grundſatze gebunden iſt, nicht von aller Ver
antiortlichkeit, falls er das gehorige Maaß uber

ſchrei
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ſchreitet, freygeſprochen werden kann, ſo bleibt
ihni doch immer noch ein zu weiter Spielraum
übrig, als daß er nicht leicht einen Mjßbrauch
des ihm nach dem Geſetze anvertrauten Ermeſ—
ſens bey Beſtimmung der Strafe, wo nicht zu
rechtfertigen, doch wenigſtens zu entſchuldigen
vermochte.

ſ. 15.
Mit der geſetzlich willkührlichen Strafe, wel—

cher die geſetzlich beſtimmte Strafe entaegen—
ſteht, iſt wiederum die außerordentliche Stra—
fe nicht zu verwechſeln, welche irgend eine geſetz—
liche Beſtimmung des Strafubels, ware es auch
nur in Anſehung der Qualitat, ohne Hinſicht.
auf deſſen Quantitat, vorausſetzt, von wel
cher aus einem beſondern rechtmaßigen Grunde
abgegaungen wird. Wenn nemlich durch ein Ge—
ſetz auf ein Verbrechen eine beſtimmte Strafe.
feſtgeſetzt worden iſt, ſo iſt, wenn ihre Anwen
dung ſtatthabẽn ſoll, vorauszuſetzen, daß der
Jnquiſit des Verbrechens nicht blos uüberwieſen
ſey, ſondern daß auch bey dem Verbrechen die—
jenigen Bedingungen als vorhanden anzunceh—
men ſind, unter welchen der Geſetzgeber, wenn
er nicht anders alle vernunftigge Regeln
fur das zu beobachtende Verhaltniß der
Strafen zu den Verbrechen aus den Au—
gen ſetzen wollte, ſich daſſelbe denken mußte!),

als
 Hierin tiegt mit wenigen Worten der Grund,
warum ich der ubrigens mit vietem Schatfſinn

D
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als er dawider das beſtimmte Strafubel feſtſek—
te. Zu dieſen Bedingungen gehort, daß 1) das
Verbrechen vollendet worden, und es nicht bey
dem bloßen Verſuche geblieben ſey; 2) daſſelbe
vorſatzlich (doloſe) verubt worden ſey; und
3) endlich der boſe Vorſatz ganz als eine frehe
Entſchließung zugerechnet werden könne. Die
inter Vorausſetzung dieſer Bedingungen vom

Geſetzgeber beſtimmte Strafe macht die ordent—
liche Strafe aus, welche auf dem Verbrechen
haftet. Nun laßt ſich aber die Sache nicht ſo
umkehren, daß, werm dieſe Bedingungen ganz
oder zum Theil fehlen, eine außerordentliche
Strafe eintrete, weil, wenn z. B. aller Grund
wegfallt, dem Urheber des Verbrechens daſſel—
be zuzurechnen, von gar keiner Beſtrafung des
Verbrechers die Rrage ſeyn kann; allein, in ſo
fern nicht alle Zurrchnung bey dem Verbre
chen wegfallt, und, wenn auch nicht ein boſer
Vorſatz, doch wenigſtens eine Culpa dem Ur

heber
vertheibigten Meinung des D. Feuerbachs in
ſeiner Reviſion der Grundbegriffe und Grund—
wahrheiten des peinlichen Rechts Th 1. Cap. 4.
S. 203 nicht beytreten kann, der bey beſtimm
ten Strafen die Beſugniß des Richters, in ſo
fern das Geſetz ſie bey Beſtimmung der Strafe
nicht ausdrucklich einräumt, die Strafe wegen
Mangels des doli, oder wegen unvollkommener
Zurechnung zu mildern, ausſchließt. Es wur—
de mich fur meinen gegenwättigen Zweck zu weit
fuhren, mich auf eine umſtandliche Prüfung
dieſer Behauptung einzulaſſen.
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heber des Verbrechens beyzumeſſen iſt, ſo wird
eine von der ordentlichen abweichende, mithin ei—

ne außerordentliche Strafe in der Retel
ſtaitfinden muſſen Fur dieſe Falle, in wel—
chen von der ordentlichen Strafe abzuweicheniſt,
konnen die Beſetze ſelbſt eine beſondere Strafe
als Ausnahme von der Reael beſtimmt haben
(geſetzlich außerordentliche Strafe), oder ſie
haben, indem ſolches in den Gefetzen nicht ge—
ſchehen iſt, die Beſtimmung dem Errneſſen des
Richters uberlaſſen (willkuhrlich außerordentliche

D. 2 Stra—
a Mit Fleiß ſage ich in der Regel, weil es ſeyntann, daß der Geſetzgeber aus beſondern Grun—

den fur einzelne Falle, wo keine vollige Zurech—
nung ſtatefindet, mithin eine außerordentliche
Strafe der Rigel nach ſtatifinden mußte, aus-
drucklich die ordentliche Strafe vorgeſchrieben

 hat. Z. B. Bey Vergehuugen der Militairper—
ſonen wider die Kriegsartikel ſoll nach der Reicks—
renterbeſtalluna von 1570. Art. 48. und go, wel—
cher auch hierin mehrere Kriegsartikel einzelner
Reichsſtande gefolgt ſtud, Trunkenhett zu keiner
Cntſchuldigung gereichen Dieſe Voiſchrift quebt
zugleich ein Argqument gegen die in vorhergehen—
der Note erwähnte Feuerbachſche Thedrie ab,
indem ſte beweiſet, daß unſere Reichsgeſetzgebung
den Grundſatz als Regel anerkannt hat, daß wo
keine volle Zurechnung ſtattfindet, die ordentliche
Strafe nicht zur Anwendung gebracht werden
konne; denn wozu hatte es ſonſt der ausdruckli—
chen Feſtſetzung einer Ausnahnie bey den Verge—
hungen gegen die Kriegsarnkel wegen der Trun—
tenheit bedurft?
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Strafe), bey welcher der Richter an eben die Ein
ſchrankunaen gebunden iſt, welche er uberhaupt
bey der Zuerkennung einer willkührlichen Strafe

zu beobachten hat, nur daß er daben außerdem auch
auf die ordentliche Strafe, als den geſetzlichen
Maaßſtab des Strafubels, Ruckſicht nehmen muß.
Es laßt ſich auch denken, daß aus beſondern Grun
den nicht nur Milderung, ſondern auch Verſchar—
fung der ordentlichen Strafe ſtattfinden kann,
und auch in dieſer letztern Ruckſicht der Begriff
einer außerordentlichen Strafe eintritt; allein die
ſe Art der außerordentüchen Strafe bedarf um
ſo weniger von uns hier in weitere Betrachtung
gezogen zu werden, je weniger ſie auf. den Haupt
gegenſtand dieſer Abhandlung einige Beziehung

hat.
9. 16.

Alle bisher genannte Eintheilungen der
Strafen kommen darin mit einander uberein,
daß dabey keine Ruckſicht auf den Grad der
Starke des Beweiſes genommen wird, weil ſie
ſammtlich zur Anwendung der Strafe erfordern,
daß derjenige Grad von Gewißheu, in Hinſicht
ſowol des Verbrechens als ſeines Urhebers, vor—
handen ſey, den die Geſetze zur Vollſtandigkeit
des Beweiſes erfordern. Es iſt daher zur Zu
erkennung einer Strafe keinesweges ein bloßer
Verdacht (5. 2.) hinreichend, nicht einmal ein
wahrſcheinlicher Verdacht (d. 1.), ſondern die
nothwendige Bedingung, unter welcher ſie ſtatt

fin
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finden kann, iſt geſetzmaßiger vollkommener Be—
weis. Jn ſofern leidet der Satz, womit die
bey gegenwartiger Abhandlung zurn Grunde lie—
gende Aufgabe anfangt:,daß die Quantitat der

Strafe ſich nicht nach der Quantitat der Ueber—
zeugung von der Gewißheit des Verbrechens
und ſeines Urhebers richten konne, ſondern daß
ein Schuldiger in die geſetzliche Straſe verur—
theilt, ein Unſchuldiger aber freygeſprochen wer—
den ſolle;nicht den geringſten Zweifel. Es
verſteht ſich indeſſen, daß dieſer Satz nur in An—
ſehung der formellen Vollſtandigkeit des Bewei
ſes Gultigkeit habe, indem, der materiellen Un—
vollſtandigkeit des Beweiſes ungeachtet, gegen
den Jnquiſiten eine Strafe ſtattſinden kann, in
ſo fern dieſe nicht in einem ſolchen Grade vor—
handen iſt, daß ſchlechterdings kein faetiſcher Um—
ſtand, der an ſich als ſtrafwurdig zu betrachten
ware, in formeller Ruckſicht als vollſtandig erwie
ſen angenommen werden kann (9. 5.) Hierin
liegt hauptfachlich der Grund, warum bey den
künſtlichen und zuſammengeſetzten Beweisarten
haufiger, als wenn der Beweis durch narurliche
oder einfache Beweismittel bewirkt worden iſt,
auf außerordentliche Strafe pflegt erkannt zu
werden, indem durch jene, deren Beweiskraft
auf dem Zuſammentreffen theils einzelner That—
ſachen, theils verſchiedener Beweismittel in Ruck—
ſicht einzelner Umſtande beruhet, ſeltener ein Ver—

brechen nach allen den Bedingungen in diejenige
Gewißheit geſetzt wird, welche dieGeſetze erfordern,

D
wenn
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wenn auf die ordentliche Strafe des Verbre—
chens vom Richter ſoll erkannt werden. Jn un
endlich vielen Fallen iſt bisher gegen Verbrecher,
welche durch einen kunſtlichen oder zuſammenge
ſetzten Beweis eines Verbrechens uberwieſen wa
ren, mit Recht eine außerordentliche Strafe er—
kannt worden, obgleich aus einem unrichtigen
Grunde, indem man dieſen von der Beweisart
hernahm, da er doch vielmehr in der materiellen
Unvollſtandigkeit des Beweiſes zu ſuchen gewe—
ſen ware. Aber eben deßwegen iſt auch in vie—
len Fallen der Uebertreter eines Strafgeſetzes mit
der auf ſein Verbrechen vorgeſchriebenen ordent—

lichen Strafe verſchont worden, wo, wegen der
materiellen Vollſtandigkeit des Beweiſes, ſolches
nach einer mtiner Meynung nach richtigeſ Theo
rie des Beweiſes in peinlichen Fallen nicht ge
ſchehen durfen. Eine unrichtige Theorie wirkte
auf die Praxis, und dieſe trug wiederum zur Be
feſtigung jener bey. Man erdachte ſich beſon
dere Regeln fur die Anwendung außerordentli
cher Strafen ben mangelhaftem Beweiſe in for
meller Ruckſicht, ob man gleich das Unzurei
chende derſelven fuhlte, und ſie daher fur ei
nen unentbehrlichen Nothbehelf ausgab.
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riminalreechts.
Dritten Bandes Zweytes Stuck,

J.

Gekronte Preißſchrift, von D. Ernſt ku—
dewig Auguiſt Eiſenhart. (Beſchluß.)

Zweyter Abſchnitt.
Beantwortung der Frage: welche Mittel ſind ſtatt
der außerordentlichen Strafe, wenn deren Anwen—
dung wegen Mangels eines vollſtandigen Beweiſes
nicht zu reihtfertigen iſt, zu qgebrauchen, um auf der
einen Gelte das gemeine Weſen gegen liſtige oder
hartnackige Vyrbrachee, und auf der andern die ohne

ihre Schuld verdachtigen gegen den Eigendunkel
und die Willtühr des Richters zu ſchutzen?

4. 17.
goHir muſſen noch einmal zu dem Grundſatz zu
rucklehren, daß rechtliche Gewißheit des Ver—
brechens und ſeines Urhebers die nothwendige
Bedingung ſey, unter welcher bas in dem Straf—
geſetze angedrohte Strafubel gegen den Jnqui
ſiten zur Anwendung gebracht werden darf, und
daß dieſe Gewißheit, wie die bisberige Unterſu

E chung
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chung ergeben hat, allein nur aus der formellen
Vollſtandiakeit des Beweiſes entſtehen kann.
Es iſt freylich nicht zu leugnen, daß ſelbſt. diefer

Beweis keine abſotute Gewißheit gewahret: akein
dieſes rechtfertigt noch keinesweges den Schtuß,
daß, wo dieſer Beweis fehle, der Richter zu Fol—
ge ſeiner Privatuberzeugung den Verdachtigen
des Verbrechens fur überfuhrt halten konne, um
geachtet er nach der in den Geſetzen gegrundeten
Theorie vom Beweiſe ſich nicht fur uberzeugt hai
ten foll. Beſteht Strafe uberhaupt in einem
ſinnlichen Uebel, welches dem  Ueberireter eines
Strafgeſetzes zugefugt. werden ſoll, und ſetzen die
Geſetze zur Anwendung eines Strafubels einen
Grad der Gewißheit feſt, der dem Nichter fur ah

ſolute Wahrheit gelten ſoll, ſo kaun auch bey noch
ſo wahrſcheinlichein Verdacht, der dieſen Grad der
Gewißheit nicht erreicht, auch auf keine außeror
dentliche Strafe erkannt werden. Dieſe iſt ſo gut

ein ſinnliches Uebel als die ordentliche Sträfet;
ſie hat wie dieſe zur Abſicht, wegen Uebertretung
eines Strafgeſetzes dem Urheber des Verbrecchens
dieſes Uebel zuzufugen, und ſetzt daher auch eben
ſo nothwendig als dieſe den Grad von Gewithrit
des Verbrechens und ſeines Uthebeus voraus,
welchen die Geſetze die Kraft der Wahrheit bey
legen. Mogen immerhin Grunde vorhanden
ſeyn, welche dem Richter die Befugniß erthei—
len, von der ordentlichen Strafe abzugehen,
ſo kann doch unter dieſen in keinem Falle der
mit begriffen ſeyn, daß in Ermangelung ei

nes
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nes formellen vollſtandigen Beweiſes doch ein ſo

hoher Grad von Verdacht den Jnquiſiten be—
ſchwere, daß der Richter ſich fur uberzeugt hal—

ten durfe, daß dieſer und kein anderer als der
Urheber des Verbrechens zu betrachten ſey. Hier—
mit iſt ſchlechterdings die weſentliche Natur der

burgerlichen Strafen unverenmbar. So unwi—
derleglich die Richtigkeit dieſer Behauptung auch
jedem, welcher der Sache ernſtlich nachdenkt, ſeyn
muß, ſo iſt es doch nicht ganz uberfluſſig, die
Einwurfe, wodurch theils dieſe Behauptung uber
haupt, theils die allgemeine Gultigkeit derſelben

ungefochcen wird, naher zu prufen.
Um uberhaupt die Zuerkennung einer außeror—

dentlichen Strafe beym Mongel eines vollſtandi
gen Beweiſes zu rechtfertigen, haben einige Rechts—
gelehrten zu dem Grunde ihre Zuflucht genom—
men, daß, weil der heutige allerdings auf vernunf
tigen Grunden berutende Gerichtsgebrauch den
Gebrauch der Tortur ausſchließe, obgleich nach
den ausdrucklichen gemeinen peinlichen Geſetzen

derſelbe nicht abgeſchafft worden iſt, die außer—
ordentliche Strafe als ein Surrogat derſelben zu
betrachten ſey, deren Anwendung gewiſſermaaßen
den Streit zwiſchen dem Gerichtsgebrauche und

den ausdrucklichen Geſetzen ausgleiche. Die
Tortur, ſagen dieſe Rechtsgelehrten, muß nach
Vorſchrift der Geſetze gegen den Verdachtigen
angewandt werden, der bey vorhandener Gewiß
heit des eorporis delieti wenigſtens einen halben

Beweis gegen ſich hat, und ihr Zweck war, den

E 2 Man
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Mangel in dem Beweiſe zu eraanzen, um dieſen
zur Vollſtandigkeit zu erheben. Jſt nun aber
nicht, fahren ſie fort, die Tortur ſchon an ſich
ein Uebel, wodurch der Korper des Gemarterten
auf die ſchmerzhafteſte Weiſe angegriffen wird,

welches an Harte ſelbſt einen großen Theil der ei
gentlichen Strafubel uberſteigt? Wir geben es
gern zu, daß ſich die Anwendung der Tortur
vernunftiger Weiſe nicht rechtfertigen laſſe, in
dem ein durch Marter erpreßtes Geſtandniß ſo
gut wie keints iſt, weil dadunch der naturliche
Grund der Beweiskraft eines Geſtandniſſes auf
gehoben wird; allein es iſt doch nicht zu leugnen,

daß der Staat einer großen Gefahr ausgeſetzt
wird, wenn eine im hohen Grade verdachtige

Perſon von aller Strafe verſchont bleiben ſoll.
Warunm ſollte nicht ſtatt der Tortur auf eine au
ßerordentliche Strafe erkannt werden durfen?
welche an ſich zweckmaßig iſt, indem ſie den Staat

gegen den Schaden ſichert, welchen Strafloſig—
keit der Berbrechen anrichtet, und welche zugleich

als geſetzmaßig betrachtet werden muß, indem
ſie der Analogie der Geſetze gemaß iſt, welche
wegen eines unvollſtandigen Beweiſes gegen den
Verdachtigen die Zufugung eines ſinnlichen Ue
bels, in der Anwendung der Tortur, gebieten.
Um allen Schein der Unrechtmaßigkeit von der
Zuerkennung einer außerordentlichen Strafe bey
Ermangelung eines unvollſtandigen Beweiſes zu
entfernen, fugen die Vertheidiger derſelben noch
hinzu, daß ſie nur unter ſolchen. Vorausſetzun

gen



De— 5gen ftättfinden durfe, unter welchen die Gefahr,
emen Unſchuldigen zu ſtrafen, wo nicht ganz un—
moglich, doch wenigſtens nicht zu befürchten ſte—
he. Zu dieſen Vorausſetzungen rechnen ſie, daß
nicht nur vollige Gewißheit des corporis delieti
vorhanden ſey, ſondern auch der Verdachtige,
der wenigſtens einen halben Beweis, Urheber
des Verbrechens zu ſeyn, gegen ſich daben muſ—

ſe, auch nichts habe anfuhren konnen, wodurch
der Verdacht von ihm abgelehnt werde, ferner
derſelbe eine Perſon ſey, zu der man ſich der
That wol verſehen konne, und außerdem durch
an ſich unerlaubte Handlungen zu dem Verdach
te wider ſirh Anlaß gegeben habe“). Bey die
ſer Darſtellung der Grunde fur die außerordent
liche Strafe, als Surrogat der Tortur, iſt von
mir wiſſentlich nichts Weſentliches ubergangen

worden, was zur Unterſtutzung dieſer Meinung
dienen mochte. Das erſte, was ſich bey dem
vorgetragenen Raiſonnement zu weiterm Nach
denken von ſelbſt darbietet, iſt die Frage: Ob
ſich denn die Tortur, in ſo fern ſie als Mittel die
Wahrheit zu erforſchen angewandt wird als

eine

J) Vergl Quiſtorp rechtl. Erachten: wie in Er—
mangelung eines vollſtändigen Beweiſes wider
einen Augeſchuldigten bey vorhandenem genugſa—
men Verbacht zu verfahren ſenv, beſonders an
Oertern, wo die Tortur abgeſchafft iſt? Roſtock

1774 4au) Tortur. kann nemlich als Mittel gebraucht wer
den, den Ungehorſam des uberwieſenen Verbre—

chert
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Strafe anſehen laſſe? Allerdings hie Tortur
das mit der burgerlichen Strafe gemein, daß ſie
in einem ſinnlichen Uebel beſteht; allein ſie iſt von
dieſer, wenn man auf den rechtlichen Grund ſieht,
warum ben beiden ein ſinnliches Uebel zugefugt
wird, weſentlich verſchieden; denn, wenn Strafe
ſich auf vorhergegangene Uebertretung eines
Strafgeſfetzes grundet, ſo wird dieſe bey der Tor
tur noch als ungewiß angeſehen, und die peinli—
che Frage ſoll es erſt zur Gewißheit bringen, ob
wirklich Uebertretung eines Strafgeſetzes vorhan

den ſey. Es kann deswegen auch von der Tor
tur nicht analogiſch auf die. Zulaſſigkeit einer au
ßerordentlichen Strafe geſchloſſen werden, indem,

da die Grunde, warum beide mit Zufugung ei
nes ſinnlichen Uebels verknupft ſind, von einan—
der vollig verſchieden ſind, ſchlechterdings alle
Analogie zwiſchen beiden wegfallt. Wenn man
von Seiten der. Geguer zugiebt, daß die Tortur
ein eben ſo grauſames als unzweckmaßiges Mit
tel ſey, die Wahrheit zu erforſchen, und daher
den Gerichtsgebrauch, welcher dieſehbe nicht mehr
gebraucht, mit Recht billigt, ſo darf man ſich,
deshalb noch nicht zu dem Schluß berechtigt glau

ben,
chers bey Bermeigerung der Angabe ſeiner Com—
vlicen, die er nothwendig. gehabt und gekannt
haben muß, zu bezwingen. G. von Son—
nenfeis uber die, Abſchaffung der Tortur, S,
14 ſi. Aliein von dieſer Art der Toertur iſt hier
gar die Rede nicht.
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ben, daß weniaſtens eine außerordentliche Stra—
fe an ihre Stelle treten muſſe. Selbſt der Grund,
welcher von dem gemeinen Beſten hergenommen
wird, kann dieſen Schluß nicht rechtfertigen.
Man erwage, daß die Geſetze vollſtandigen Ve—

weis als die allgemeine Beduigung der Strafe
fordern, und der Richter nur alodann zu ſtraſen
berechtigt iſt, wenn er ſich zu Folge der Geſctze
von der Uebertretung eines Strafgeſetzes über—

zeugt halten muß. Wohu ſollten die geſetzlichen
Vorſchriften vom rechtlichen Beweiſe helfen,
wenn nichts deſto weniger der Richter etwas fur
erwieſen annehmen durfte, was ſolches nach den
Geſetzen nicht iſt, und mit dem unvollſtandigen
Beweiſe Wirkungen ſollte verknupfen konnen,
welche die Geſetze nur mit dem vollen Beweiſe
verbunden haben? Auch bleiben die Vertheidi—
ger der aunerordentlichen Strafe den Beweis
ſchuldig, daß Strafe das einzige Mittel ſeh, den
Staat gegen die Nachtheile zu ſichern, welche
daraus entſtehen konnen, daß der muthmaßliche
Urheber eines Verbrechens unbeſtraft bleibe.
Stehen aber irgend andere Mittel ausfindig zu
machen, ſo kann auf keine Weiſe die Anwendung
irgend einer Strafe fur einen Fall gerechtfertigt
werden, in welchem ſie geradezu den Geſetzen ent—

gegenlauft. Was die geruhmten Vorſichtsre—
geln betrifft, welche bey Zuerkennung einer au—
berordentlichen Strafe bey unvollſtandigem Be—
weiſe beobachtet werden ſollen, ſo ſind ſie in ſofern,

wenn einmal auf eine außerordentliche Strafe

er
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erkannt werden ſoll, allerdings empfehlungswur
dig, indem ſie einigermaßen dem Mißbrauch, der
bey unvollſtandigem Beweiſe mit Strafen getrie
ben werden kann, vorbeugen; aber ſie leiſten die—
ſes auch nur einittermaaßen, und erſetzen in kei
nem Falle den Mangel einer vollſtandigen Be—
weiſes. Jch mußte mich ſehr irren, wenn nicht
ſelbſt in eben den Geſetzen, welche die Tortur
vorſchreiben, noch ein Grund mehr liegen ſollte,
weshalb in Ermangelung eines vollſtundigen Be
weiſes keine außerordentliche Strafe erkannt wer
den darf. Warum, frage ich nemlich, hielt dit
peinliche Gerichtsordnung dafur, daß gegen den
Verdachtigen, der wenigſtens einen halben Be
weis wider ſich hat, die Tortur gebraucht wer
den muſſe? Unſtreitig deßwegen, weil der Ge
ſetzgeber einſoh, daß bey unvollſtandigem Bewei
ſe die Anwendung ekner Strafe unrechtmaßig
ſeh, und daher ein Mittel nothig jey, um erſt
den Beweis zu vervollſtandigen. Daß er hier
ju ein ſehr unzweckmaßiges Mittel wahlte,
hebt die Richtigkeikt des Grundbſatzes, von
dem er bey Feſtſekung dieſes Mittels ausging,
nicht auf. Dieſer Grund leuchtete ſchon in den
Zeiten des grauen Alterthums dem geſunden Ver
ſtande unſerer Vorfahren ein, wenn gleich auch
ſie auf Abwege, jedoch anderer Art, als der Ber
faſſer der Carolina, geriethen, und zut Vervoll—
ſtandigung des unvollſtandigen Beweiſes auf
Mittel fielen, welche dem herrſchenden Aberglau
ben ihres Zeitalters zugeſchrieben werden muſſen.

Schon
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Schon Carl der Große verordnete „Nullus
quemquam ante juſtum judieium damnet, nul-
lum ſuſpielonis arbitrio judicet. Prius quidem
probet: et fie judicet. Non enim qui aceuſa-
tur, ſed qui convineitur, reus eſt. Peſſimum
namque et perienloſum eſt, quemquam de ſu-
ſpicione judicare. In ambiguis Dei judicio re-
ſervetur ſententia. Quod certe agnoſeunt, ſuo;
quod neſeiunt, divino reſervent judicio.

Jch gehe auf die zweyte Claſſe von Rechts-
gelehrten uber, welche zwar als die Regel zuge
ben, daß bey unvollſtandigem Beweiſe auf eine
außerordentliche Strafe nicht erkannt werden kon
ne, indeß bey geringern Verbrechen, welche hoch
ſtens ſelbſt bey vollem Beweiſe eine leichtere oder
nur burgerliche Strafe nach ſich ziehen wurden,
eine Ausnahme zulaſſen wollen. Kleinſchrod

—1
welcher zu den Vertheidigern dieſer Meinung ge—
hort ſucht ſie dadurch zu rechtfertigen, daß der
22ſte Artikel der peinlichen Gerichtsordnung K.
Carks V. nur von peinlichen Strafen rede, und
daher deſſen Vorſchrift nicht auf geringere oder
burgerliche Strafen bezogen werden konne. Da

die
9— Cap. reg. Francor. Lib. VII. e. 259. in Grcor-

giſen Corp. jur. germ. ant. S. 1574. Es ſtimmt
auch damit überein rap. 464 ebend. S. 1735.

un) Abh. uber die Wirkungen eines unvoſlkomme
nen Beweiſes in peinlichen Sachen, ſ. 7. in
Bleinſchrod Abhandlungen aus dem peinlichen

Rechte und peinlichen Proceſſe, Th. 1. Ne. 1.
G. 13. ff.
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die Peinl. G. OD., ſchließt man weiter, uber ſola
che Strafen, welche nicht eigentlich zu den peinli—

chen gerechnet werden, nichts verfugt, ſo muſſe
bey dieſen auf datz romiſche Recht zuruckgegan
gen werden, welches wegen ſtarker Vermu—
thungen die Beſtrafung des Verdachtigen bil—
lige. Es werde aber ein ſo ſtarker Verdacht
zu der Zuerkennung einer ſolchen Strafe erfor—
dert, daß der Richter, ohne einen Vorwurf. ſei—
nes Gewiſſens befurchten zu durfen „dem Jn
quiſiten mit feſtem Muthe ins Geſicht ſagen ton

ne, daß er der Verbrecher ſeh. Jnzwiſchen
will Kleinſchrod in dieſem Falle nicht ſowol
auf außerordentliche, als vielmehr auf ordentli
che Strafe erkannt wiſſen, weil er in Strafſaa
chen kteiner Art dafur halt, daß die aus Ver—
muthungen entſtehende Bewißheit voller Beweis
ſey. Wenn ich gleich auf der einen Seite
mich von dieſer Meinung entferne, und auch
ſelbſt in den Grundſatzen, worauf ſie beruhet,
von Kleinſchrod zum Theil abweiche;: ſo treffe ich
doch auf. der andern Seite in einigen Puncten mit
ihm zuſammen, wie ſolches folgende nahere Ent-
wickelung meiner Gedanken uber dieſe Meinung
ergeben wird. Wenn man auch noch nicht in
die cinzelnen Grunde, worauf ſie geſtützt witd,
hineingeht, fo fallt doch ſchon dahen die Unver
haltnißmoßigkeit des Verfahrens fur beide Fäl
ha, nachdem nemlich entweder uber ſchwera oder
aeritzge Verbrechen zu erkennen iſt, ſtark. in die
Kugen. Schwere Verbrechen, von wllchen

der
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der Staat gerade die größten Nachtheile zu be
furchten hat, ſollen durch Vermuthungen in kei—
nem Falle, die geringern hingegen, die ungleich
weniger der Sicherheit des Staats und ſeiner
Burger gefahrlich ſind, ſollen nicht nur durch
Vermuthungen erwieſen werden konnen, ſon
dern auch, wenn ſie dadurch erwieſen worden
ſind, die ordentliche Strafe nach ſich ziehen.
Wem fallt dabey nicht das Horaziſche: Dat ve.
niam corvis, vexat cenſura columbas, ein? Wa
re freylich auf dieſe Weiſe die Sache klar in den
Geſetzen beſtimmt, ſo wurde der Richter nicht
weiter daruber zu klugeln haben, und durfte al—
ler Unverhaltnißmaßigkeit und Zweckwidrigkeit
ungeachtet die Verordnung des Geſetzes nicht
umgehen, oder, wie es Hommel nannte, um—
ſchiffen; aber dieſe ſcheint mir wenigſtens der
gegneriſchen Meinung eben nicht zu ſtatten zu
kommen. Es ſind nemiich folgende zwey Falle
zu unterſcheiden: Entweder ſind die Anzeigen,
welche der Angeſchuldigte wider ſich hat, von
der Art, daß ſie die Gewißheit, wie er der Ur—
heber des ihm ſchuldgegebenen Verbrechens
ſey, begrunden, oder ſie machen ſolches nur
wahrſcheinlich. Jſt jenes, ſo wird der Richter,
ohne zwiſchen großen und geringen Verbrechen
zu unterſcheiden, auf die in den Geſetzen beſtimm—
te Strafe zu erkennen haben; jedoch mit der
Einſchrankung, daß, wenn es dem Beweile an
materieller Vollſtandigkeit fehlen ſollte, nach den
Beſchaffenheit dieſes Nangels entweder dix Stra

He
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fe ganz wegfallen, oder doch nur auf eine außer
ordentliche Strafe erkannt werden muß. Nun
wird zwar von den meiſten Criminaliſten be
hauptet, daß zu Folge des 22ſten Artikels der
Peinl. G. O. durch bioße Anzeigen kein vollſtan
diger Beweis hervotgebracht werden konne; al—
lein es iſt ſchon im erſten Abſchnitte dieſer Ab—
handlung gezeigt; wie die Abſicht dieſes Artikels
keinesweges dahin geht, die Verordnungen des
romiſchen Rechtes abzudndern; und daher iſt auch

kein Grund vorhanden, warum der Richter der
geſetzlichen Vorſchrift der fremden Nechte, wel
the unzweifelhaften Anzeigen die Kraft eines voll
ſtandigen Beweiſes, wie es der Natur der Sa
che gemaß iſt, beylegt, nicht folgen ſollte. Jn
dem andern Falle hingegen, wenn aus den An
ztigen ſich weiter nichts als bloße Wahrſcheinlich
keit des Verdachts gegen den Angeſchuldigten er
giebt, geſetzt auch, daß ſie einem halben Bewei
ſe gleichtmmt, oder ihn ſogar noch überſteigt,
laßt ſich kein vollſtandiger Beweis annehmen,
und folglich wird dadurch auch nicht diejenige
Bedingung begrundet, welche Strafgeſetze als
nothwendig vorausſetzen, wenn ihren Uebertre—
ter Strafe treffen ſoll. Ohne zwiſchen ſchwe
retn und geringern Verbrechen zu unterſcheiden,
erfotdert dos romiſthe Recht indicia ad proba-
tionem indubitata et luee elariora. Kleinſchrod
hat daher ganz Recht, daß, wenn Anzeigen dieſer
Art vorhanden ſind, geringe Verbrechen mit
der drdentlichen Steafe zu ahnden ſind; nur aber

ſcheint



ſcheint er mir darin zu irren, daß er in Anſe—
hung der ſchweren Verbrechen nicht eben dieſem

Grundſatze folgt.

d. 18.
Der weſentliche Zweck des Staats, Sicher—

heit der ganzen burgerlichen Geſellſchaft und des
einzelnen Burgers, ſcheint zu dringend die Be—
ſtrafung verobter Verbrechen zu fordern, als daß
man bey vorhandener Gewißheit des corporis
delieri und bey genugſamen Verdachte wider den
muthmaßlichen Urheber des Verbrechens ſich be
rruhigen und dieſen unbeſtraft laſſen könnte. Wenn
daher auch mehrere Criminaliſten zugeben, daß
die Gewalt des ordentlichen peinlichen Richters
nicht zureiche, wegen eines blos wahrſcheinlichen

Verdachts zu ſtrafen, wenn ſie ferner zugeben,
daß Tortur ein eben ſo trugliches als grauſames
Mittel ſey, die Wahrſcheinlichkeit auf den Punot
der Gewißheit hinauf gu ſchrauben, und daher
deren Anwendung vor dem Richterſtuhle der ge—

funden Vernunft auf keine Weiſe beſtehen konne,
ſo ſind doch verſchiedene dieſer Rechtsgelehrten
der Meinung, daß mit Hulfe der geſetzgebenden
Gewalt der Verdachtige rechtmaßig zu einer au—
ßerordentlichen Strafe verurtheilt werden konne.
Der altere Bohmer“) und Weis mantel“ Ige

ben
J. H. Boehmer Conſult. et deciſ. T. II. P. ll,
decil. 1067. nr. 36.

vn) Diſſ. de condemnatione faeinoroſorum en in-
dieũit. Eri. 1791. 9. 24.
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ben daher den Rath, daß der Richter bey drin
gendem Berdachte dem Regenten uber die ge—
fuhrte Unterſuchung Bericht erſtatte, und dem
ſelben anheim gebe, eine außerordentliche Sira
fe per modum privilegii odioſi gegen den Ver—
dachtlgen zu verfugen. Mit Recht zweifelt aber
Kleinſchrod daß die  Macht des Regenten
ſo weit auszudehnen ſey, daß er einen Verdach
tigen fur ſchuldig zu erkluren, wenn es an einem
vollſtandiaen Beweiſe fehzit, befugt ſeyz denn
felbſt der Regent kann einer an ſich dem Geſetze

zuwiderlaufenden, mithin unrechtmaßigen Stra
fe durch ein Privilegium kelne Rechtmaßigkeit er
theilen. Der Verdachtige hat offenbar ein Recht,

zu verlangen, daß mit ihm nach den vorhande
nen Geſetzen verfahren werde, und dieſes Recht
verletzt der Regent; welchrr nach ſeiner Privat
uberzerugung in Anſehung des Verdachtigen ein
nideres Verfahren beobachten will. Man nehmte
noch hinzu, baß der Regent oder deſſen Rathe ſich
auf den Bericht des Richters verlaſſen inuſſen,
und wenn jener eine außerordentliche Strafe ver—
fugt wiſſen will, eigentlich etwas Unrechtmaßiges
nach der Abſicht des Richters verfugt, was dieſer
zu erkennen vermöge des ihm anvertraueten rich

terlichen Amts zu verantworten ſich nicht getrauete.
Zur Entſchuldigung des Herrn Weismantels
bemerke ich indeß, daß dieſer den Fall vor Augen
hehabk zü haben ſthelnt, da wider den Verdathti

genæ) gn der angtfuhrten Abhandlung 5. 13.
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gen ſolche Anzeigen vorhanden ſind, welche das
romiſche Recht zu den indieiis indubitatis et luee
clariorihus rechnet. Allein, er laßt ſich auf keine
deutliche und beſtimmte Erklarung deſſen ein, was
die Geſetze unter ſolchen Anzeigen verſtehen; wo—
her es denn kommt, daß er dieſe mit zu den An—

zeigen rechnet, welche die peinliche Gerichtsord
nung K. Karls V. Art. 22. im Sinn gehabt
hat. Allein, wenn man mit den unzweifelhaf
ten Anzeigen denjenigen Begriff verbindet, der
damit verknupft werden muß, ſo bedarf es, falls
dergleichen gegen den Angeſchuldigten vorhan—
den ſind, des Kunſtgriffs, den Wriemantel vors
ſchlagt, ganz und gar nicht, wie aus dem Vor—
bergehenden ſchon hinlanglich erheſiet.

Jn der Anzeige der Aufgabe, welcht? ge—
genwartige Abhandlung gewidmet iſt, wird auf
einen neuen Ausweq, vermittelſt Riederſetzunz
eines Gerichts der Geſchwornen, aufmerkſam ge
macht, ohne daß jeboth derſelbe in der Aufgabe
als der vorzuglichſte empfohlen wird, indem dieſt
vielmehr deſſen Schlupfrigkeit ſelbſt anerkennk.
Jnzwiſchen in einer Angelegenheit, wobey das
gemeine Wohl in einem hohen Grade intereſſikt
iſt, verdient jeder Vorſchlag, der nur irgend ets
ne vortheilhafte Anſicht darbietet, nicht nur ger
hort, ſondern auch naher gepruft zu werdem
Das Gericht der Geſchworenen, darin be—
ſteht der Vorſchlag, ſey an keine durch
Geſetze beſtimmte Theotle vom Bewtiſe
gebunden, ſondern es falle den Ausſpl uch

nach



nach ſeiner Privatuberzeuguntg. Zum Mu—
ſter eines Gerichts der Geſchwotenen mag uns
dasjenige dienen, welches in Frankreich mit der
neuen Ordnung der Dinge eingefuhrt worden
iſt, und in ſeiner Einrichtung unſtreitig viel Gu
tes enthalt. Nach der neuen franzöſiſchen Cri

minalverfaſſung ſollen zwolf Geſchworne,
wenn ſie vorher auf das grnaneſte von dem Fae
tum und dem Reſultate der Beweismittel unter
richtet worden ſind, einſtimmig den Angeklag
ten fur uberwieſen, und folglich für ſchuldig er
klart haben, ehe wider ihn das Strafgeſetz zur
Anwendung gebracht werden kann. Bry dieſair
Einrichtung ſcheint nicht nur der Beſorgniß, daß

ein Unſchuldiger leicht Gefahr laufe, zu einer
Strafe verurtheilt zu werden, hinlanglich vor
gebeugt zu ſeyn, ſondern auch nicht weniger den

Nachtheilen, welche daraus entſtehen, wenn die
Gerechtigkeit einen mit hinlanglichem Verdachte
beſchwerten Angeſchuldigten ungeſtraft ihren Han
den entſchlupfen laßt. Das Urtheil von zwolf Per
ſonen, welche gemeinſchaftlich alle und jede Um
ſtande, die fur und wider den Verdachtigen vorhan
den ſind, uberlegt haben, die nicht aus weitlauf—
tigen Acten erſt das Faetum muhſam hervorzuſu
chen und in gehoriger Ordnung zuſammenzuſetzen
brauchen, ſondern denen es mit moglichſter Treue

und

*2) Ausfuhrliche Kenntnij derſelben giebt Klein
in iſeinem und Rleinſchrods Archive des Crimi
nalrechts, iĩ B.  St. Nr. ni. S. 47.ff.
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und Deutlichkeit vorgetragen iſt, in deren Gegen—
wart ſelbſt die Beweismittel vorgelegt ſind, wel—
che daher von alle demjenigen, weruber ſie ſich

berathſchlagen ſollen, einen eben ſo faßlichen als
geneuen Unterricht erhalten haben, das Urtheil
ſolcher zwotf Manner ſcheint beym erſten Anblick
der Sache von weit großerm Gewichte zu ſeyn,
als das Urtheil eines Richters, welcher, nachdem

er muhſam aus weitlauftigen Aecten ſich uber das
Faetum und uber das Reſultat der Beweismit

tel unterrichtet hat, mit ganzlicher Beyſeitſetzung
ſeiner Privatuberzeugung nach allgemeinen Re—
geln, welche ihm die Geſetze vorſchreiben, die
Frage: ob der Angeſchuldigte des Verbrechens
uberfuhrt ſey oder nicht? entſcheiden ſoll. Wenn

letzterer bey ſeinem Urtheil fur einzelne vorkom
mende Falle nach einem allgemeinen Maaßſtabe

ſich zu beſtimmen hat, ſo haben jene, die zwolf
Geſchwornen den Vortheil, ſich ſelbſt fur den
einzelnen Fall, den ſie zu entſcheiden haben, ei
nen vaſſenden Maaßſtab, wornach ſie ſich bey
il.rem Urtheil richten, feſtzuſetzen. Sollte, wenn

man es auch in politiſchen Ruckſichten bedenklich
ſinden mochte, die Criminalverfaſſung in Teutſch
land ganz nach dem Muſter der franzoſiſchen ein—
zurichten, nicht wenigſtens bey uns von ihr in
dem Falle eines unvollſtandigen Beweiſes Ge—
brauch zu machen ſeyn? Jſt jenes nicht ausfuhr—

bar, ſo iſt letzteres, meiner Meinung nach,
ſchlechterdings zu verneinen, weil dagegen eine
rechtliche Unmoglichkeit ſtreitet. Die Geſetzge—

urrchiv d. Criminalr. 3. Bd. 2. St. B bung
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bung würde mit ſich ſelbſt im Widerſpruch ſte—
hen, welche zwar auf der einen Seite Regeln
feſtſetzte, wornach die Gewißheit der Thatſachen

beurtheilt werden ſoll, und nichts deſto weniger
fur die Falle, in welchen zu Folge dieſer Regeln
keine Gewißheit der ſtrafbaren Thathandlungäen
anzunehmen iſt, mithin in welchen es an der
nothwendigen Bedingung, unter welcher ein
Strafgeſetz zur Anwendung gebracht werden
darf, fehlt, ein Gericht der Geſchworenen an—
ordnen wollte, damit dieſes noch daruber, ob
nicht der Verdachtige, ungeachtet er nach dem
Geſetze nicht als ſtrafbar verurtheilt werden kann,
eine außerordentliche Strafe verdient habe. Es
kann daher weiter keine Frage, als die, ubrig blei
ben: Ob nicht mit Beyſeitſetzung aller geſetzlichen
Theorie vom Beweiſe in peinlichen Sachen in
jedem einzelnen Falle dem Ausſpruche von Ge—
ſchworenen es zu uberlaſſen ſehy, zu beſtimmen,
ob zur Zuerkennung einer Strafe hinlanglicher
Beweis vorhanden ſe? Ob ferner ein. ſolches

Verfahren der bisher in Teutſchland beſtehezn
den Criminalvetfaſſung vorzuziehen ſey? Die
wichtigſte Bedenklichkeit, die meiner Meinung
nach gegen die Einfuhrung eines Geſchwore—
nengerichts eintritt, liegt darin, daß das ven
den Geſchworenen nach ihrer Privatuberzeu—
gung ausgeſprochene Urtheil keiner geſetzmaßi
gen Prufung fahig iſt, indem es an einem all—
gemeinen Maafſtabe fehlt, wornach die Richtig—
keit deſſelben ermeſſen werden konnte. Die ftan

zoßi
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zoſiſche Critirinalverfaſſung verſtattet zwar dem
Verurtheilten, gegen den Ausſpruch des Crimi—
nalgerichts ſeine Beſchwerden wegen Verletznng

der geſetzlichen Form bey dem Caſſationsiribu—
nal anzubringen, nicht aber aegen die Nechtrna—
ßigkeit des Ausſoruchs ſelbſt, ungeachtet doch
die Moalichkeit, daß dieſer einen Unſchuldigen
zur Strafe verurtheilt habe, nicht geleugnet wer—
den kann. So auffallend dieſer Mangel auch
iſt, ſo bin ich doch uberzeugt, daß die franzoſi
ſche Criminalgeſetzgebung, da ſie einmal ein Ge
richt der Geſchwornen eingefuhrt hat, ganz ſol—
gerecht gehandelt hat, indem ſie wider die Recht
maßigkeit des Ausſpruchs ber Geſchwornen kei—
ne Beſchwerden zulaßt, weil das Gegentheil zu
nichts helfen wurde. Denn wenn auch noch
zwanzig Gerichte von Geſchwornen uber den
namlichen Fall ihr Urtheil abgeben, ſo wurde
doch, in ſo fern ihre Ausſpruche von einander ab

weichen, bey dem Mangel einer geſetzlichen Theo
rie vom Beweiſe ſich nicht ansmitteln laſſen, wel—

ches von dieſen Gerichten den Fall richtig ent—
ſchieden habe, weil jedes ihn richtig entſchied, ſo
bald es mit Gewiſſenhaftiagkeit ſeiner Privat
uberzeugung folgte. JZu dieſer in der Sache
ſelbſt liegenden Unvollkommenheit geſellen ſich
nun noch außerdem die zufalligen Mangel, wel—
chen die Errichtung eines Gerichts der Geſchwor—
nen in ſo reicher Maaße ausgeſetzt iſt. Wie viel
hangt nicht von den Einſichten, von der Unpar—
teylichkeit, von der lebhaften oder ruhigen ein

z 2 bil
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bildunqskraft der Geſchwornen, und von dein
erſten Eindruck ab, welchen auf ſie die ihnen ab—
geſtattete Relation von den Thatſachen, wor—

uber ſie urtheilen ſollen, gemacht hat. Die
großere Anzahl von Perſonen, aus weichen das
Gericht beſteht, beugt den zufalligen Mangeln,
welche aus der fehlerhaften Stimmung einzel—
ner Geſchwornen entſpringen konnen, keineswe—
ges in jedem Falle vor; der klugſte unter den
zwolf Geſchwornen, der beredteſte, der, welcher
unter ihnen die Meinung eines vorzuglichen
Scharfſinns fur ſich hat, auch vielleicht der
lauteſte und geubteſte Schwatzer wird aar leicht.
einen entſchiedenen Einfluß auf die Stimmen.
der elf ubrigen Mitgeſchwornen, ohne daß dieſe
ſich es ſelbſt bewußt ſind, gewinnen, ſo daß beiy
Publication des Ausſpruchs im Grunde nur die
Meinung eines einzelnen Mannes gehort wird,
obgleich das Publicum das Reſultat einer Be
rathſchlagung von zwolf Mannern zu vernehmen
glaubt, und glauben muß. Man bedarf nicht
lange Beyſitzer irgend eines Collegiums geweſen
zu ſeyn, um die Wahrheit dieſer Bemerkung er—

fahren zu haben, und, wer ſie erfahren hat,
wird ſich deſto gewiſſer von der Wohlthattgkeit
geſetzlicher Vorſchriften überzeugen, welche der
Willkuhr Schranken ſetzen, und dem zu großen
Einfluſſe des Einzelnen einen Damm entage—
genſetzen. Es verliert die Einrichtung der Ge
ſchwornengerichte gegen die teutſche Criminal—
verfaſſung um ſo mehr, da die bey uns geltende

Theo



Theorie vom Beweiſe in peinlichen Sachen nicht
auf einer bloßen Willtuhr des Geſetzgebers be—
ruhet, bey welcher nicht abzuſehen iſt, warum
ihre Regeln ſo und nicht anders feſtgeſetzt ſind,
ſondern ſie ſind auf Grundſatze gebaut, womit
eine vernunftige Erfahrung ubereinſtinmt, und
welche von dieſer als die ſicherße n Kennzeichen
der Wahrheit fattiſcher Umſtande anerkannt wor
den ſind. Es iſt einleuchtend, daß es beſſer ſey,
die Gewißheit oder Ungewißheit einer Thathand
lung nach feſten als vernunftig aneckannten

Grundſatzen zu beurtheilen, als es bey jedeni
einzeinen Falle auf das Urtheil einiger Perſonen
ankommen zu laſſen, deren Ausſpruch doch nur
unter der Bedingung fur gut und achtungswur—
dig zu achten iſt, als dabey die Grundſatze be
folgt ſind, welche Vernunft und Erfahrung bil—
ligen. Verdient unſer teutſches Criminalweſen
Tadel, ſo verdient es ihn mahrlich nicht von der
Seite, daß unſere Richter uber die Gewißheit
der Thathandlungen nach beſtimmten geſetzlichen
Regein zu urtheilen verbunden ſind; ſondern,

bedarf daſſelbe Verbeſſerung, ſo mochte wol
vielmehr das Augenmerk darauf mit zu richten
ſeyn, die Regeln des Beweiſes noch genauer,
und inſonderheit in ſolchen Puncten mit volliger
Deutlichkeit zu beſtimmen, woruber die Meinun—
gen der Rechtsgelehrten bisher nicht mit einander
haben vertinigt werden konnen.

91g9.
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d. 19.
So bald wir eine geſekliche Theorie vom Be

weiſe, deren Regeln der Richter bey Beurthei—
lung peinlicher Falle zu beobachten verpflichtet
iſt, vorausſetzen, ſo mogen wir uns nach irgend
einer Seite, weohin wir wollen, wenden, es zeigt
ſich niraend ein Geſichtspunet, aus welchem bey
der Unvollſtandigkeit des Beweiſes ſich die Zu—
erkennung einer außerordentlichen Strafe recht-
fertigen ließe. Nichts deſto weniger macht es
doch einen merklichen Unterſchied, ob die wider
ven Angeſchuldigten angeſtellto Unterſuchung gar
keine Grunde erqiebt, welche den bloßen Vev—

dacht, der die Unterſuchung veranlaßte, unterz
ſtutzen, oder wiederum, wenn dieſes der Fall
iſt, ob letztere in ſolcher Starke yorhanden ſiud, daß
die Wahrſcheinlichkeit ganz gegen den Verdache
tigen ſtreitet, und ihn als den Urheber des Ver—
brechens bezeichnet. Vollig unerwieſener Ver—
dacht hat gleiche Wirkung mit dem eiteln Ver
dacht (0. 1. u. 2.), und muß daher unbedingte
tosſprechung des Jnquiſiten zur Folge haben.
Nicht ganz ſo verhalt es ſich, wenn der Verdacht
durch Anzeigen unterſtützt wird, ohne jedoch alle
wahrſcheinlichen Grunde fur die Unſchuld des
Verdachtigen auszuſchließen. Hier wird der Rich
ter nicht ſicherer verfahren konnen, als den Jn—
quiſiten von der gegenwartigen Unterſuchung los—
zuſprecher, mithin ſich die Befugniß, von neuem
wider ihn die Unterſuchung fortzuſetzen, unter
der Bedingung vorzubehalten, wenn gegen ihn

neue
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neue Anzeigen zum Vorſchein kommen ſollten,
wodurch die bereits erwieſenen verdachtigen That—
fachen vielleicht ein ſolches Gewicht erlangen, daß
der bisherige Verdacht bis zur geſetzmaßigen Ge
wißheit gebracht werden kann. Wie aber, wenn
der Berdacht aus hen Unterſuchungsacten in der
Maaße wider den Jnquiſiten hervorgeht, daß
alle Wahrſcheinlichkeit gegen ihn iſt, und nur
da kein geſetzmaßig vollſtandiger Beweis vor
handen iſt, welcher dem Richter fur abſolute
Gewißheit gelten muß die Muoglichkeit der
Unſchuld übrig laßt? ſoll ſich auch da die Wir—
ßung des unvollſtandigen Beweiſes blos auf Los

ſprechung von der gegenwartigen Unterſuchung
einſchranken? und kann damit die Sicherheit des
gemeinen Wiſens beſtehen? Die Perſon, welche
nach allen Grunden der Wahrſcheinlichkeit als
der Urheber des Verbrechens angeſehen werden
muß, fur deren Unſchuld keine Grunde vorhanden
ſind, hat die Permuthung eines boſen Willens ge
gen ſich. Wer leiſtet dafur Burgſchaft, daß die
nemliche Perſon, welche wir als den Uebertre—
ter eines Strafgeſetzes der Wahrſcheinlichkeit
nach anzuſehen haben, ſich fur die Zukunft kei—

ner Uebertretungen der Strafgeſetze zu Schulden
lommen laſſen werde? Die Gefahr, welche von
dem Verdachtigen zu befurchten ſteht, wird um
ſo großer, wenn derſelbe ſich von einer Saite
gezeigt hat, wornach es keinen Zweifel leiset,
daß Leichtſinn, heftige Leidenſchaften, oder ein
verdorbenes Herz, Hauptzuge ſeines Charakters
ausmachen. Auf einem ſolchen Boden gedeihen

boſe
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boſe Fruchte, und daß er ſie in der Perſon des
Verdachtigen wirklich treibe, ſind wir bey der
vorhandenen durch keine entgegenſtehende Grun—
de geſchwachten Wahrſcheinlichkeit, daß derſel—
be bereits ſich der Verletzung eines Strafgeſetzes
ſchuldig gemacht habe, zu vermuthen berechtigt.
Jn einem ſolchen Falle die Hande in den Schooß
legen, und abwarten, bis der Verdachtige ein—
mal ein Verbrecheu begehe, deſſen er hinlanglich
überfuhrt werden könne, um zur verdienten Stra
fe gezogen zu werden; kein Mittel anwenden, die
Gefahr, womit das gemiine Weſen in der Perſon
des Verdachtigen bedroht wird, zu entfernen; wur
de eine keinesweges zu rechtfertigende Nachlaſſig
keit der Regierung ſeyn, welche theils nicht dafuür
einſtehen kann, daß, wenn der Berdachtige ven
neuem Verbrechen verube, ſie ihn als deſſen Urhe—
ber entdecken und uberfuhren werde, theils an und

vor ſich den Hinderniſſen des offentlichen Wohls,
deren Gegenſtand weſentlich in der Sicherheit
gegen Verletzungen der Rechte Aller und des
einzelnen Burgers beſteht, zuvorzukommen, und
dawider die erforderlichen Maaßregeln zu tref—
fen verbunden iſt. Die Regierung, welche nicht
die Mittel anwendet, wodurch eine wahrſchein—

liche Gefahr fur die Sicherheit des gemeinen We—
ſens abzuwenden iſt, macht ſich wegen der Fol—
gen ihrer Nachlaſſigkeit gegen die Burger ver—
antwortlich, denn ſie leiſtet der Bedingung kein
Genuge, unter welcher die Buürger ihr Rechte
uber ſich einraumten.

d. 20.
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d. 20.
Wenn wir alſo annehmen, daß gegen den

Jnquiſiten, welchen ein dringender Verdacht be—
ſchweret, zwar keine außerordentliche Strafe, je—

doch Sicherheitsmittel rechtmaßig angewandt wer
den konnen, ſo bedarf es allerdings eiger genauern
Beſtimmung der Unterſchiede, welche zwiſchen bei

den vorhanden ſind, weil uns ſonſt leicht der
Vorwurf treffen mochte, daß unter dem Sicher—
heitsmittel nichts anders als eine außerordentliche

Strafe verſteckt liege, und es der Wirkung nach
ſich damit eben ſo verhalte, wie mit dem Unterſchie—
de, welchen verſchiedene Criminaliſten zwiſchen
dem Vernehmen uber Jnquiſitionalartikel und
uber Punete erdacht haben, deſſen Nichtigkeit
der verſtorbene Moſer in ſeiner ihm eigen—
thumlichen Manier in das gehorige Ucht geſtellt

hat.
Beide ſind erſtlich dem Zwecke nach von

einander verſchieden. Burgerliche Strafe hat
zur Abſicht, das Anſehn und die Kraft eines
Strafgeſetzes durch Zufugung des Uebels, wel—
ches daſſelbe ſeinen Uebertretern androhet, auf—
techt zu erhalten. Hierauf wird bey dem Si—
cherheitsmittel keine Ruckſicht genommen, bey
deſſen Anwendung man es dahingeſtelit laßt,
ob wirklich der Verdachtige das Strafgeſetz uber—
treten habe, ſondern nur damut die Abſicht ver.
bindet, die Gefahr, womit in der Perſon des

Ver—
Jn den patriotiſchen Phantaſieen, Th. 4. Nr. 33.

S. 125.
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Vrrdachtigen die Sicherheit des gemeinen We
ſins wegen zu befurchtender kunftigen Ueber—
tretung der Strafgeſetze bedroht wird, abzuwen
den. Wenn daher burgerliche Strafe nicht an
ders, als vermoge eines Strafgeſetzes, deſſen
Zweck in der Abſchreckung aller Unterthanen
von der Uebertretung geſetzwidriger Handlungen
burch Andrshung ſinnlicher Uebel beruhet, recht
maßig zugefügt werden kann, ſo bedarf es bey
der Verfügung des Sicherheitsmittels nicht der
Vorausſetzung eines beſondern Strafgeſetzes,
ſondern die Regierung kann dieſelbe rechtmaßig
in eizelnen Faleen, vermoge der in ihr begrifft
nen Polizeyaewalt beſtimmen, nicht um das
Strafgeſetz uberhaupt wirkſam zu erhalten, ſon—
dern zu verhuten, daß der Perdachtige keine
Beloidigungen dem Strafgeſetze zuwider unter
nehme 9). Es ergiebt ſich hieraus, daß es zu
dem Jwecke der Sicherheits maaßregeln gar nicht
gehort, daß dem Verdachtigen ein ſinnliches Ue
del zugefugt werde, und ware es moglich, Mit
tel ausfindig zu machen, welche ohne irgend ei—
no Baeſchragkung der Freyheit des Verdachtigen
den Staat und deſſen Burger gegen die Ge
fahr, womit derſelbe ihre Sicherheit bedroht,
pintanglich ſchutzen bonnten, ſo wurden dieſe vor
allen anderen gewahlt werden muſſen. Wenn
nun aber ſolche Mittel nicht wohl moglich ſind,

ſo
N Zeuerbach Revifion der Grundſatze und Grund

begriffe des poſitiven peinlichen Rechts, S. s7. ff.
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ſo liegt doch die mit der verfugten Sicherheits—
maaßregel verknupfte Belaſtigung des Verdach
tigen nicht in dem weſentlichen Zwecke derſelben,
und macht das Uebel in keinem Fall zu einem
Strafubel. Es folgt hieraus weiter, daßk bey
Beſtimmung des Sicherheitsmittels keine Ruck—
ſicht auf die Beſchaffenheit und Große der Stra
fe genommen werden kann, zu welcher der Ver
dachtige, wenn er des Verbrechens, weshalb
ihn der Verdacht beſchweret, vollſtandig uber—
wieſen ware, hatte verurtheilt werden muſſen,
ſondern die Beſchaffenheit und Groöße der Ge—
fahr, welche in der Perſon des Verdachtigen
die Sicherheit des gemeinen Weſens bedroht,
ſind einzig und allein der Maaßſtab, wornach
Sicherheitsmittel in einzelnen Fallen zu beſtim
men ſind. Unter mehreren Sicherheitsmitteln,
durch welche die Anwendung der Gefahr bewirkt
werden kann, iſt dasjenige zu wahlen, welches
am wenigſten die Freyheit der Perſon deſſen, ge
gen wolchen es gebraucht werden muß, einge—
ſchrankt werden muß. Es iſt eine widerrechtli—
che Verletzung der Freyheit des Verdachtiaen,
wenn zu druckentern Maaßregeln, als der Zweck

erfordert, geſchritten wird.
Nicht nur dem Endzwecke, ſondern auch

zweytens der Wirkung nach ſind Strafe und
Sicherheitsmittel von einander verſchieden. Ue—
berſtandene Strafe befreyet von fernerer Stra—
fe wegen des namlichen Verbrechens, denn wenn
gleich, im Fall der Beſtrafte von neuem delin—

quirt,
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quirt, auf die Beſtimmung der deshalb zu ver—
fugenden Strafe der Umſtand, daß er bereits
ſchon beſtraft worden iſt, Einfluß haben kann, ſo
liegt hiervon der Grund doch nicht darin, daß je—
nes erſtere Verbrechen von neuem fin Gegenſtand

der Strofe wird, ſondern daß die Fortſetzung
eines Verbrechens bey ſchon vorhergegangener
Beſtrafung deſſelben einen hohern Grad der
Bosheit zu erkennen giebt Das gegen den
Verdachtigen angewandte Sicherheitsmittel hat

hingeges nie die Wirkung, daß, dadurch die Ver—
bindlichkeit des Verdachtigen, ſich der verdienten:
Strafe zu unterwerfen, aufgrhoben wird, im
Fall der wider ihn. vorhandene Verdacht durch
neue Beweis mittel zur rechtmaßigen Gewißheit
gobracht werden ſollte. Durch die Anwendung
einer Sicherheitsmaaßregel geſchah dem Straf-
geſetz kein Genuge, indem dieſelbe in Ruckſicht.
des verubten Verbrechens gar nicht verfugt
wurde, und daher enthatt dieſelbe keinen Grund,
welcher Strafloſigkeit der erſt nach ihger Anwen
dung erwieſenen Ueberhtretung eines Strafgeſe—
tzes rechtmaßig begrunden konnte.

Wenn die Befugniß zur Verfugung nothi—
ger Sicherheitsmaaßregeln in der Palizeygewalt
mit begriffen iſt, ſo ſind ſte jedoch nicht fur Po
lizehahndungen zu halten, auf welche: der Be
griff von Strafe allerdings paßt, weil dieſe in

Straf
Kleina Grundſatze des qemeinen deutſchen und

preußiſchen prinlichen Rechts, 9. 116.



82

Strafubeln beſtehen, welche Polizeygeſetze ge—
gen die Uebertreter der Polizey-Verordnungen
und Anordnungen feſiſetzen Die Berfugung
ſolcher Ahndungen ſetzet daher, ſo wie jede an—
dere Strafe, Vollſtandigkeit des Beweiſes voraus.
Die Stcherheitsmittel hingegen, von welchen
wir hier reden, ſind blos eine Anordnung der
Polizey, um wahrſcheinlichen Beleidigungen tunch
Verbrechen zuvorzukommen. Vielleicht ſcheint
manchem miner Leſer dieſe Bemerkung bey ei—

ner Sache, die fur ſich ſo klar iſt, eine zu weit
getriebene Beſorgniß gegen Verwechſelung der
Besgriffe zu verrathen; allein ſie iſt nicht gänz
ungegrundrt, indem diejenigen Crimineliſten, wel
che mit uns in Ermaungelung eines vollſtandigen
Beweiſes nur die Anwendung eines Sicherheits—
mittels fur zulaſſig hielten, ſich gar nicht oder
zu kurz beh der Feſtſetzung des Unterſchiedes die—
ſer Mittel von den Strafen aufhalten, und die—
ſerhalh wahrſcheinlich ſelbſt in den Fehler verfal
len, daß bey ihren Regeln fir die Anwendung
der Sicherheitsmaaßregeln noch immer die Jdee
einer Strafe durchſchimmert.

d. 21.Wem kommt die Befugniß, Sicherheitsmaaß
regeln in dem Falle, daß wider den Verdachti

genJ von GSiobig Theorie der Strafgerechtigkett in
Polizeyſachen, in deſſen und Huſters vter Zu
gaben zu ihrer Preißſchrift von der Crimtnalge

felgebung, Nr. 3. S. 291
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gen kein vollſtandiger Bewris vorhanden iſt, zu
verſugen, eigentlich zu? Jſt ſie in der Gewalt
des peinlichen Richters mit begriffen, ober hat
dieſer, wo er deren Verfugung nothig findet,
dieſelbe unmittelbar der hochſten Landesregierung

oder dem Regenten anheim zu geben? Bohr
mer“), Klein“h u: anm. tigenen dieſe Befug
niß dem peinlichen: Richter deßwegen zu, weil es
mit zu dem Amte deſſelben gehore, bey Anwen
dung der Geſetze dahin zu ſehen, daß der Colli
ſion zwiſchen ihr und dem gemeinen Beſten vor
gebeugt werde, und folglich ſeh.es der: Beurthei
lung des Richters, in dem Falle, daß nach den
Geſetzen der Jnquiſit von der gegenwartigen Un

terſuchung freyzuſprechen iſt, es zu uberlaſſen,
auf die Losſprechung unter ſolchen Bedingungen
zu erkennen, wodurch die Sichirheit hes gemei—
nen Weſens außer Gefahr geſetzt wurde. Da—

gegen behaupten Leyſer Struben **ti),
Feuerbach tt) u. a. m, daß der peinliche
Richter zu weiter nichts befugt ſey, als nach den

Geſetzen zu urtheilen, und daß er ſeine Gewalt
widerrechtlich uberſchreite, wenn er, wo das Ge
ſetz ſchweigt, Verfugungen ertheile; nichts bleibe

da
à) ad Carpæor. Quueſt. ir5. vbſ. J

in ſeinen und Zleinſchrod's Archis fur das
Criminalrecht, 1 B. St. 2. Nr. 2. G. 34. ff.

x** SP. 6a1. m. 10. ti. 12.xxn*) Rechil. Bed. Th. 2. B. 113.
Asnkaæ) Reviſton idir Grunoſ. und Grundbtegriffe

des boſii peinl. Rechis, Th. 1. Sa. 334. ff. in
der Note.
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daher dem Richter ubria, als die Laae der Sache
nebſt ſeinem Gutachten uber die zu trefſenden

Sicherheitsmaaßregeln an die hochſte Regiernng
zu berichten, und dieſer anheim zu geben, was
ſie darauf zu verfugen fur nothig erachte.
Meine Meinung uber dieſen Gegenſtand iſt ſol—
gende: Die Criminal- ſowol als die Polizenge
walt ſind beides Zweige der hochſten Gewalt,
und wenn gleich in Anſehung des ausübenden
Subjeets beide Rechte getrennt ſeyn konnen, ſo
entſpringen ſie dennech aus einer und derſelben

Quelle Die Verfugung eirer Maaßregel
zum Schutze der Sichitheit des gememſanien
Weſens aegen eine wahricheinliche Gerahr iſt in
dem vorbeſtimmten Falle nothwendig, und die
hochſte Gewalt iſt ſie dem Staat und deſſen
Burgern ſchuldig. Der Natur der Sache nach

ge
Man mißdeute aber nicht dieſen Satz ſo, ais

ob meine Meinung dahin ginge, daß es gleich—
viei ſeh, ob der Criminalrichter ſich mit Poli
zeyſachen jeder Art, oder die Polizevobriakeit
ſich mit Criminalſachen befaſſe, die Kamtuer ſich

in Juſtizſachen einmiſche, und die Juſtizcoliegia
wiederum in Kammergeſchafte u. ſJ. w. Denn
in der Regel iſt jedes Geſchaſſt von det Belndrde
zu beſorgen, die dazu vom Regenten beſtimme
iſt. Allein hier iſt die Frage von dem beſondern
Falle, da eine Polizeyangelegenheit ven der Art
iſt, daß zu ihrer Ausubung bey dem Cteim“
nalkichter die gehorige Fahigkeit, und nicht ſo
bey irgend einem andern Staatsbeawten, en
nicht beym Regenten, voraue geſetzt werden zankt
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gehort die Befugniß, dieſelbe zu verkugen, zur

Polizeygewalt, wie ſolches anch KRlein am a. O.
zugiebt. Allein eine andere Frage iſt es, ob
nicht die Ausubung dieſes Polizehrechts, in ſo
fern es darauf ankommt, zu beſtimmen, ob ge—

gen den Verdachtigen ein Sicherheitsmittel an—
zuwenden ſey, und worin daſſelbe beſtehen muf
ie, nach der Natur der Sache dem peinlichen
Richter zukomme, weil dieſes Recht der Polizey
zu genau mit der Criminalgewalt verknupft ſety,
als das nicht das ausübende Subject von dieſer

auch jenes Recht ausauliben befugt ſeyn muſſe?
Dieſes zu beſahen' int mir nothwendig, in
dem die Polizeybefigiß, worauf es hier an
kommt, von der Art iſt, daß ſie nur vermoge
einer angeſtellten peinlichen Unterſuchung und
nach deren Reſultate arisgeuübt werden kann.

Wer anders als der peinliche Richter kann und
darf beſtimmen, vb der Jnquiſit nur einen un
vollſtandigen Beweis wider ſich habe, in wel—
them Grade derſelbe verdächtig ſeh, und ob der
ihn beſchwerende Verdacht von der Beſchaffenheit

ſey, daß er die Ergreifung von Slicherheits—
maaßregeln gegen ihn nothwendig mache? Wer

anders, als der peinliche Richter, welcher durch
die Unterſuchung mit der Perſon des Jnquiſiten
und der Große des wider ſelbigen dorhandenen
Verdachts am genaueſten bekannt iſt, wird ge—
ſchickter ſehn, das nothige Sicherheitsmittel zu
beſtimmen, welches nach der mindern oder gro—

bern Gefahr, die von der Perſon des Virdach
tigen
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tigen zu befurchten iſt, eingerichtet werden muß?
Die wirkliche Anwendung des vom Richter er—

kannten Mittels bleibt allerdings der Polizey
obrigkeit vorbehalten, und ſteht mit der Crimi—
nalgewalt in keiner weitern Verbindung. Ob und
in wie ſern die Ortsobrigkeit fur ſich dieſe Mit
tel anwenden, oder erſt daruber dem Landes—
herrn zu berichten habe, hangt von der beſon—
dern Verfaſſung jedes Orts oder Landes ab, da
nicht uberall in gleiher Maaße den Ortsobrig
keiten die Polizeygewalt ubertragen worden iſt.
Man kann ubrigens Herrn Feuerbach immer—
hin zugeben, daß die Verfugung der Sicherheits—
maaßregein nicht zur Criminalgewalt gehore;
allein daraus folgt noch nicht, daß der peinliche
Richter widerrechtlich handle, wenn er darauf
erkannt hat, weil vermoge der ihm ubertragenen
Criminalgewalt er die Perſon iſt, durch welche
dieſe Polizeybefugniß am zweckmaßigaſten ausge
ubt werdin kann. Dazu kommt noch, daß der
Verdachtige, gegen welchen eine Sicherheitsmaaß

regel erkannt worden iſt, nur von der gegen—
wartigen Unterſuchung ſeine Losſprechung ethal—
ten hat, mithin die wider denſelben angeſtellte
Unterſuchung als ſuſpendirt, nicht als vollig be—
ondigt, angeſehen werden kann. Der peinliche
Richter, der in Abſicht des Jnquiſiten ſich nicht
vollig der Forderungen der Criminalzuſtiz bege—
ben hat, iſt auch in dieſer Hinſicht bey der er—
kannten Losſprechung auf die gemeine Sicher—
heit Ruckſicht zu nehmen, und die Bedingungen,

G unter
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unter welchen jene mit dieſer beſiehen kann, feſt
zuſetzen befugt.

d. 22.
Wir haben zwar ſchon vorhin (d. 19.) im

Allgemeinen die Bedingung angegeben, unter
welcher auf die Anwendung eines Sicherheits
mittels gegen den Verdachtigen zu erkennen iſt,
und ſetzten dieſe darin, daß ſich gegen den Ange
ſchuldigten ein dringender Verdacht aus der Un

terſuchung ergebe, welcher nur bloße Moglichkeit
der Unſchuld ubrig laßt, da alle Umſtande es
wahrſcheinlich machen, daß er der Urheber des
Verbrechens ſey. Es muß aber außerdem noch
hinzukommen, daß der Verdacht mit einer wahr
ſcheinlichen Gefahr fur die gemeine Sicherheit
begleitet ſey, ohne welche die zu treffende Si
cherheitsmaaßregel unmoglich zu rechtfertigen
ſteht, weil es eben ſo grauſam als zwecklos ſeyn
wurde, ohne wahrſcheinliche Gefahr die Frey
heit eines Menſchen, der nach den Geſetzen nicht
für ſtrafbar gehalten werden kann, zu beſchran
ken. Die hieraus ſich ergebenden Erforderniſſe
dürften ſich auf folgende Grundſatze redueiren:

J. Es muß das corpus delicti vollig erwie
ſen ſeyn. So lange dieſes noch zweifelhaft iſt,
bleibt bey allem Verdachte, welchen der Jnqui
ſit gegen ſich hat, ein Verbrechen verubt zu ha
ben, die Gefahr noch zu entfernt, als daß der
gemeinen Sicherheit wegen wider den Verdach
tigen Sicherheitsmaaßregeln ergriffen werden

konn
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konnten. Die Beſorgniß vor Gefahr muß hin
langlich gegrundet ſeyn, wenn ſie gegen den Ver
dachtigen Veranſtaltungen der gemeinen Sicher

heit wegen rechtfertigen ſoll, und dazu wird
zweyerley erfordert: 1) daß wirklich eine Ueber—

tretung des Strafgeſetzes vorgefallen ſey, wo
durch die Rechte des Staats oder ſeiner Bur—
ger verletzt worden ſind; 2) daß nach allen Grun

den der Wahrſcheinlichkeit der Jnquiſit als der
Urheber dieſer Uebertretung anzuſehen ſey.

II. Das Verbrechen, deſſen der Jnquiſit
 ſich verdachtig gemacht hat, muß von der Art

ſeyn, daß die Beſorgniß vor der Gefahr, wel—
che daraus in der Perſon des Jnquiſiten wider
die Sicherheit des gemeinen Weſens entſteht,
auf keine andere Weiſe als dadurch gehoben
werden kann, daß der Verdachtige auf irgend
eine Weiſe eine Einſchrankung ſeiner Freyheit

leide. Der. Grund dieſes Erforderniſſes liegt in
demjenigen, was bereits ſ. 20. uber den Zweck

der Sicherheitsmittel angefuhrt worden iſt.

Ill. Der Verdachtige muß zu Folge der Un
terſuchungsacten ſich erwieſenermaaßen als ei
ne Perſon dargeſtellt haben, von welcher die
Wiederholung des Verbrechens, von welchem
er als der Urheber nach allen Grunden der Wahr

ſcheinlichkeit zu betrachten iſt, oder wenigſtens
auhnlicher Verbrechen, zu befurchten ſteht. Jn
Anſehung dieſes Erforderniſſes wird es vorzug

lich auf die Kenntniß ankommen, welche die Un
terſuchungsacten von der Erziehung, moraliſchen

G 2 Bil
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Bildung, den Fahigkeiten, den phyſiſchen Krlf
ten, dem Charakter, Lebenswandel und den Ver
haltniſſen des Verdachtigen geben. Liegt in ih
nen kein Grund, der fur die Zukunft von dom
Verdachtigen Beleidigungen der Rechte ande
rer, welche das Geſetz mit Strafübeln bedrohet,
furchten laßt, ſo Lann auch die Gefahr, welche
von dem Verdachtigen befürchtet wird, nitht
als wahrſcheinlich angeſehen werden, und es iſt
daher kein Grund vorhanden, welcher die Ergrei

fung von Maaßregeln, die der-Freyheit deſ—
ſen, den ſie treffen, nachtheillng And, rechtfei

gen konnte.

Wenn einige Schriftſteller zu den Erforder—
uiſſen auch noch dieſes rechnen; daß der Ver

dachtige durch unerlaubte und ſtrafbare Hand
lungen zu dem Verdachte wider ſech Anläß ge
geben haben muſſe. ſo mogen ſie wol ihrer Vor
ſtellung von den Sicherheitsmitteln den Begriff

von Strafe untergeſchoben haben. Betuhen
die Anzeigen, welche wider den Jnquiſiten vor
handen ſind, auf ſtrafbaren Handlungen deſſel
ben, ſo begrunden dieſe an und vor ſich das
Recht, wider ihn eine Strafe zu erkennen 1d),
welche von dem Begriff eines Sicherheitsmittels
ganzlich ausgeſchloſſen iſt. Bey dieſem kommt
es nicht auf ſtrafbare Handlungen des Ange
ſchuldigten an, ſondern zu deſſen Verfugung
reichen Anzeigen hin, bey welchen keine ſtrafba
re Handlungen des Verdachtigen zum Grunde
liegen. Schon genug, wenn aus ihnun ein drin

.4 gender



1

gender Perdacht, daß der Jnquiſit Urheber ei—
nes peinlichen Verbrechens ſey, hervorgeht, und
bey dieſem die eben angefuhrten Erforderniſſe zur
Begrundung einer wahrſcheinlichen Gefahr, die
in der Perſon des Verdachtigen der Sicherheit
des gemeinen Weſens bevorſteht, eintreten.

J. 23.
Unter den moglichen Sicherheitsmitteln, die

der gemeinen Sicherheit wegen gegen einen Ver
dachtigen zur Anwendung gebracht werden kon
nen, ſcheinen mir nach Beſchaffenheit der Falle
folgende die aweckmaßigſten zu ſeyn: 1) Aufer
legung einer Sicherheitaleiſtung, welche der Ver
dachtige aun ſeinenn Vermogen zu beſtellen hat;
2) Unterwerfung des Verdachtigen unter eine
beſondere Polizeyaufſicht, die zwar mit der Ver
bindſichkeit, den bisherigen Wohnort nicht zu
verlaſſen, perknupft iſt, jedoch keine ſtrengere Ein
ſchrankung der perſonlichen Freyheit hervorbringt;
z)Einſchrankung dieſer Freyheit durch Gewahr
ſam der Perſon des Verdachtigen in offentlicher
Haft; 4 Orts-, Diſtriets-, Landes Verweiſung.
Die Wahl eines dieſer vorgeſchlagenen Mittel
darf nicht willkuhrlich ſeyn, ſondern muß nach
dem Grade der von der Perſon des Verdach
tigen zu befurchtenden Gefahr beſtimmt werden.
Jedes einzelne von dieſen Mitteln iſt wieder viel—
facher Abſiuffungen fahia, bey deren Feſtſetzung
dem Ermeſſen eines vexſtandigen Richters nach
den jedesmal vorkomimenden Umſtanden das

i. 4 mei



meiſte uberlaſſen bleiben muß. Jnzwiſchen ſey
es mir erlaubt, bey jedem einzelnen der genann
ten Mittel einige Bemerkungen beyzubringen,
von welchen ich glaube, daß darnach die An
wendung der Sicherheitsmaafiregelm am ſicher
ſten geleitet werden kann.

Das mildeſte Sicherheitsmittel, am wenig
ſten die außere Freyheit des Verdachtigen an
greifend, iſt die demſelben auferlegte Beſtellung
einer Caution aus ſeinem Vermogen. Da ſie
aber naturlich die Bedingung vorausſetzt, daß
der Verdachtige Vermogen beſitze, ſo wird ſchon
dieſer Umſtand ſie fur manchen Fall, in welchem
ſie ſonſt nutzlich gebraucht werden konnte, un
brauchbar machen. Zweckmanni wird dieſes
Mittel ſeyn für ſolche Falle, irnmnen der Ver

S
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dacht in einem Verbrechen ſelnen Grund hat,

deſſen Auelle in einem hinterliſtigen aus Ge
winnſucht unternommenen Betrug zu ſuchen
iſt. Die VermogensCaution leiſtet einen zwiefa
chen Nutzen, indem ſie erſtlich auf den Fall,
wenn der Verdachtige kunftig andere durch Be
trug in Schaden ſetzen ſollte, es nicht an einem
Gegenſtande fehlen laßt, woran der Betrogene
ſich erholen kann, und zweytens in dem Habſuch

tigen die Vorſtellung eines Verluſtes an dem,
was er ſchon beſitzt, lebhaft erhalt, wenn er ſich
durch Betrug fremder Habe bemachtige, und
dadurch wirkſam wird, in ihm den Gedanken,
andere zu betrugen, im erſten Keime zu erſticken.

Schon
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Schon druckender iſt fur den Verdachtigen
das zweyte der genannten Mittel, weſches ihn
einer beſondern Aufſicht der Polizey ſeines Wohn
ortes unterwirft. Es wird daſſelbe nur anwend—
bar ſeyn, wenn man annehmen kann, daß Ge
genſtande vorhanden ſind, welche fur den Ver—
dachtigen ein wichtiges Jntereſſe, an ſeinem bishe—
rigen Wohnorte zu bleiben, begrunden; z. B.
er iſt daſelbſt mit unbeweglichem Vermogen an
geſeſſen, er treibt daſelbſt ein Gewerbe, welches
ihm ſein nothdurftiges Auskommen ſichert, u. ſ. w.
Gegen Perſonen daher, welche an eine herum
ſchweifende Lebensart gewohnt ſind, kein be
ſtimmtes un frbe treiben, und uberhaupt die,

Soo—
ren, ihren bishẽtlgen Aufenthalt mit dem eines
ohne irgend Ninan wichtigen Vortheil zu verlie

andern Orts leicht vertauſchen konnen, wird ſich
wenig vder gar keine Sicherheit von dieſem Mit
tel verſprechen laſſen. Außerdem wird deſſen
Zweckmaßigkeit von der wahrſcheinlichen Quelle
des Verbrechens, welches den Verdacht veran
laßt hat, abhangen, und darauf Vuckſicht zu
nehmen ſeyn, ob nicht ſelbige in einer wuſten
und unordentlichen Lebensart, in Faulheit und
Vernachlaſſigung des Hausweſens oder Gewer
bes zu ſuchen ſey, wie dieſes haufig beym Dieb
ſtahl, bey Unterſchlagung anvertrauter Gelder
und Sachen, Hurenwirthſchaft und ahnlichen
Verbrechen der Fall iſt. Jn Anſehung der An
wendung dieſes Mittels ſelbſt wird meines Er
achtens das Geſchafft der Polizeyobrigkeit darin

beſte—
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beſtehen, daß ſie von Zeit zu Zeit von dem Ver
dachtigen ſelbſt Rechenſchaft uber ſeinen Ber—
mogenszuſtand abfordert, außerdem nicht ver—
abſaumt, bey Perſonen, welche von den Umſtan
den und der Lebensart des Verdachtigen Wiſſen—
ſchaft haben konnen, daruber ofters Erkundigun
gen einzuziehen, und im Fall die Reſultate dieſer
Unterſuchungen und Nachforſchungen nicht vor—
theilhaft fur den Verdachtigen ausfallen ſollten,
ihn mit ſtrengern Maaßregeln, z. B. mit Ver
urtheilung zu Zwangsarbeiten, bedroht, und wenn
dieſe Drohungen nichts fruchten wollen, ſelbige
zur wirklichen Ausfuhrung bringt. Da Sicher—
heitsmittel keine Strafen feyn ſollen, ſo wird
auch die perſonliche Frei erdachtigen
bey ſeiner Unterwerfung beſondere
Polizeyaufſicht moglichſt und ihn die
Freyheit, ſich in Hinſicht ſolcher erläubterl Hand
lungen, von welchen keine beſondere Veranlaſ—
ſung zum Delinquiren zu furchten ſteht, ſeiner
Willkuhr zu folgen, ungekrankt gelaſſen werden
muſſen, z. B in Anſehung der Wahl eines er—
laubten Gewerbes, der Vergnugungen, u. ſ. w.
Es hat dieſes Mittel einigermaaßen mit der Con
fination Aehnlichkeit, iſt doch aber darin von die
ſer verſchieden, daß es mit keiner Verweiſung
aus dem bisherigen Wohnorte nach einem be
ſtimmten auſſerhalb deſſelben belegenen Diſtricte
verbunden iſt.

Unter den vorgeſchlagenen Mitteln bey wei—
tem das ſtrengſte iſt die Berhaftung des Ver

dach
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dachtigen, aber auch dasjenige, welches mehr
als jedes andere Mittel das gemeine Weſen ge—
gen die von dem Verdachtigen zu beſorgende Ge
fahr in Sicherheit ſtellt. Wie groß iſt aber hier
nicht das Opfer, welches die gemeine Sicherheit
fordert, indem ſie den ganzlichen Verluſt der
außern Freyheit eines vernunftigen Weſens ver—
langt? Wie unverantwortlich handelt nicht da
her der Richter, der ohne Noth und ohne hin
langliche Vorſicht darauf erkennt, und wie
grauſam verfahrt nicht eine Polizeyobrigkeit, wel
che nie den wahren Geſichtspunet, aus welchem
Gicherheitsmittel angeſehen werden muſſen, aus
den Augen vonlierrn muß, wenn ſie nicht ſo viel
als moglich dunScharfe dieſes Mittels zu mil—
dern, und ihm dan Rauhe und Pemigende, wel—
ches als Strafubel damit verknupft ſeyn kann, zu
entziehzen ſucht. Fur den Richter muß es da—
her wnicht ſeyn, nicht anders auf Verhaftung
des Verdachtigen zu erkennen, als wenn das
Verbrechen, worauf der Verdacht ſich gegen letz
tern grundet, von der Beſchaffenheit iſt, daß
dadurch entweder unmittelbar die burgerliche Ge
ſellſchaft oder der Staat, oder ſolche Rechte des
einzelnen Burgers, die an ſich keines Erſatzes
fahig ſind, verletzt oder auf eine hochſt gefahr
lithe Weiſe bedroht worden ſind; wie davon
die Verbrechen des Hochverraths, der Landes—
verratherey, des Aufruhrs, der Brandſtiftung,
des Mordes, des gefahrlichen Diebſtahls,
des Raubes u. a. m. Beyſpiele abgeben.

Die
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Die Polizeyobrigkeit hingegen wird dahin ſehen,
daß der Verdachtige an einem geſunden Orte ver
wahrt werde, Nahrungsmittel und Kleidungs-—
ſtucke erhalte, die ſeiner Handthierung und ſei
nem Stande angemeſſen ſind, die Aufſeher der
Gefangenen ſich aller rauhen Behandlung, in
ſo fern dieſer ſolche nicht durch ſein ungebuhrli—
ches Betragen verſchuldet hat, enthalten. Sie
wird ferner zwar dahin ſehen, daß der Verdach
tige zu Arbeiten angehalten werde, ohne welche er

fur die bürgerliche Geſellſchaft und fur ſich ſelbſt
als abgeſtorben betrachtet werden mußte; aber.
ſie wird ihn doch mit Arbeiten verſchonen, wel
che ſeinen Kraften nicht angemeſſen ſind, und
ſelbſt in Anſehung der fur ihn nanenden Arbei
ten keine Erſchopfung unth an errreribung des

auch iſt, daß die offentliche Arbeitsanſtalt ſichMaaßes ſeiner Krafte forvr So billig es

von dem Gewinn der Arbeiten ihrer Gefange—
nen fur die Köſten ihres Unterhaltes bezahlt zu
machen ſuche, indem auch außer der Haft der
Gefangene durch Arbeiten ſein Brod zu verdie—
nen ſchon verbunden iſt, ſo wird ſie ihm doch
den Ueberſchuß deſſen, was er uber ſeinen Un
terhalt erwirbt, als ſein rechtmaßig erworbenes
Eigenthum nicht vorenthalten, und ihn nur in
Anſehung des Mißbrauchs bey der willkuhrlichen
Verwendung ſeines Eigenthums einſchranken.

Landes-, oder auch Diſtricts- und Orts-Ver—
weiſungen halten in Anſehung der Scharfe das

Mit



l

Mittel zwiſchen dem zweyten und dritten der vor
geſchlagenen Sicherheitsmaaßregeln. Bloße
Verweiſungen ſind indeß mit mancherley Nach
theilen verknupft, welche deren Anwendung be
denklich machen, indem ſie theils benachbarte
Zander oder Gerichtsbezirke der Gefahr ausſe—
tzen, wovon der Richter, welcher ſie verfugt,
ſeinen Staat oder Gerichtsbezirk zu befreyen
ſucht; theils leiſten ſie ſelbſt dem Lande oder Di—
ſtricte, woraus der Verdachtige verwieſen wor
den iſt, eine zu unvollkommene Sicherheit, weil
eine heimliche Ruckkehr, wenigſtens auf ſo lange
Zeit, als zur Ausfuührung eines Verbrechens
hindeichend iſt, nadutch nicht leicht unmoglich ge
macht wird. Jut dieſen Bedenklichkeiten geſellt
ſich noch die Beſorgniß, daß dieſes Sicherheits
mittel ſelbſt zu der Verſchlimmerung des mo
raliſchen Zuſtander des Verwieſenen beytrage,
indem es Gelegenheit giebt, ihn zu einem Land
ſtreicher zu machen, ihn bey ſeinem Austritt aus
dem Gebiete, welches ihn ausſtoßt, ſeines Fort
kommens wegen zu Lugen und zur Verheimlichung
der wahren Urſach ſeiner Wanderſchaft, auch,
wenn er nicht ſofort Mittel und Wege findet,
auf eine erlaubte Weiſe ſein Brod zu verdienen,
zum Mußig und Bettelngehen nothigt, woraus
denn leicht neue Reizungen zu Verubung von
Verbrechen entſtehen. Dieſe Nachtheile fallen
bey der Confination weg, welche dem Verwieſe
nen einen Platz zu ſeinem künftigen Aufenthalte
anweiſet, und ihn daſelbſt einer beſondern Auf

ſicht
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ſicht der Polizey unterwitft“). Dieſes Sichetz
heitsmittel wird vorzuglich ſeinem Endzweck ent—
ſprechen, wenn der Staat im Stande iſt, dem
Verdachtigen einen Aufenthalt anzuweiſen, wor
aus eine heimliche Entfernung mit nicht leicht zu
uberſteigenden Schwierigkeiten verbunden iſt, und
woſelbſt er genothigt iſt, durch Arbeiten ſeinen
Unterhalt zu verdienen. Dadurch wird nichi
nur der Staat in einem hohen Grade gegen dit
Gefahr, welche non dem Verdachtigen zu ba
furchten ſteht, geſichert, ſondern auch zu der
moraliſchen Beſſerung :deſſellen wirkſam beyge
tragen. Jch wurde daher dieſes Mittel fur die
Falle anzuwenden rathen, in welchen das erſtt
und zweyte der votgeſchlazenen Miittel zwar
an ſich der Sache augeneſſtn ſeyn wurde,
allein es an den Bedingungen mangelt,
unter welchen ſich von ihnen fur dag ge—
meine Weſen genugſame Sicherheit verfprechen
laßt. Jn den meiſten teutſchen Reichslanden
liegt nur eine. Schwierigkeit darin, daß ihr Um
fang zu eingeſchrankt iſt, als daß durch Confi
nation dem Verbannten ein Platz angewieſen
werden konnte, der entfernt genug ware, um
daraus das Entkommen demſelben zu erfſchwe—
ren. Allein dieſe Schmierigkeit ließe ſich einiz
germaaßen dadurch heben, wenn dem. Verdachtü

gen ein Aufenthalt in einer Feſtung angewieſen,

und
Rleinſchrod's ſuſtematiſche Entwicktlung der

Grundbegriffe und Grundwahrheitan det peink
Rechts, Th. 3. d. 14. ff.
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und zugleich derſelbe darin unter Aufſicht der
Polizey zu beſtimmten taglich zu verrichtenden
Arbeiten angehalten wurde, ohne daß er ubri—
gens weitern Einſchrankungen der perſonlichen
Freyheit unterworfen wurde. Fehlt es an dieſen
Anſtalten, ſo bleibt fur die Falle, in welchen
auf der einen Seite Cautionsleiſtung mit dem
Vermögen, oder Unterwerfung unter eine be—
ſondere Polizeyaufſttht an dem Orte des bishe—

rigen Aufenthaltes unzulanglich ſind, auf der
andern Seite aber gefangliche Berwahrung mit
der befurchteten Gefahr in keinem gehorigen Ver
haltniſſe ſteht, nichts anders als Landesverwei—
ſung übrig, wodurch der Staat wenigſtens zu
nachſt, obgleich auf  eine fſehr unvollkommene

Weiſe fur ſeine Sicherheit ſorgt. Geſetzt, der
Berwieſene ließe ſich des ihm gegebenen Ver—
bots ungeachtet wiederum im Lande betreten, ſo
konnte er ſodann ſeines: Untzehorſams wegen
mit gefanglicher Huft berſtraft werden. Wenn
in jedem teutſchen Gebiete mit Strenge darüber
gehalten wurde, keinem Landlaufer einen Aufent—

halt zu verſtatten, ſondern Perſonen, die keinen
hinlanglichen Zweck deſſelben darzuthun vermo—
gen, uber die Granze zu ſchaffen, ſo mußte dieſe
wohlthatige Strenge nothwendig die Wirkung
hervorbringen, daß Teutſchland von einer Men
ge dem Staate gefahrlicher Menſchen gereinigt
wurde, und wurde dann zum Theil die Bedenk—
lichkeit wegfallen, die bis jetzt mit der Landesver
weiſung verknupft iſt.

Viel
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Vielleicht ließe ſich auch als Sicherheitsmit.
tel noch der Zwangdienſt unter dem Militau
in Vorſchlag bringen, der manches fur ſich hat,
indem er den Verdachtigen einer ſtrengen Zuch.
unterwirft, und ihn zugleich auf eine fur den
Staat nutzliche Weiſe beſchafftigt. Allein die
Grunde, welche gegen den Gebrauch dieſes Mit—
tels ſtreiten, ſcheinen mir jene Vortheile zu ſeht
zu uberwiegen, als daß es empfohlen werden
konnte. Es wurdigt den Soldatenſtand herab,
erſtickt in demſelben das Ehrgefuhl, welches nicht
genug in ihm erweckt werden. kann, und erregt
die Jdee, die militairiſche Diſeiplin fur eine Art
der Sclaverey zu halten. Außerdem iſt es ge—
fahrlich, einen Menſchen, der ſich als ein Bo—
ſewicht charakteriſirt, in eine nahe Verbindung
mit andern, als ſeines Glelchen, zu bringen, und

dadurch dieſen durch jenen verfuhrt zu werden Ge
begenheit zu geben. Auch erſtreckt ſich die Stren
ge der militairiſchen Diſciplin mehr auf genaue
Erfullung der Dienſtpflichten, als daß dabey
die Auffuhrung des Soldaten uberhaupt in eine
beſondere Aufſicht genommen wurde.

Specielle Beſtimmungen fur die Anwendung
der Sicherheitsmittel in einzelnen Fallen zu ge
ben, ſcheint mir nicht wohl moglich, weil dabey
nicht, wie bey dem Erkenntniſſe einer Strafe
und insbeſondere einer willkuhrlichen Strafe, auf
den Grad der Zurechnung Ruckſicht genommen
werden kann, ſondern alles von der Wahrſchein
uichkeit und der Groöße der Gefahr, die der ge

mei
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meinen Sicherheit in der Perſon des Verdachti
gen bevorſteht, abhangt. Wenn einige unſerer
verdienſtvollſten Criminaliſten zum Maaßſtabe
des anzuwendenden Sicherheits mittels den Grad
der Unvollſtandigkeit des Beweiſes angeben, und
darauf geſehen wiſſen wollen, ob nur ein halber,
oder mehr als ein halber Beweis wider den Ver—
dachtigen vorhanden, und ob dieſer wiederum
mehr oder weniger von dem vollſtandigen Be
weiſe entfernt ſey, ſo glaube ich nicht, daß dieſer
Punet den weſentlichen Beſtimmungsgrund ent
halt. Es iſt freylich richtig, daß aus der Un
terſuchung ein dringender Verdacht gegen den
Jnaquiſiten hervorgehen muß, daß er der Urhe
ber des Verbrechens ſey;: es iſt ferner richtig, daß
dieſer Verdacht und die Gewißheit des corporis
delieti die Gefahr, womit die Sicherheit des ge
meinen Weſens in der Perſon des Verdachtigen
bedroht wird, begrundet. Allein die Beſchaffen—
heit dieſer Gefahr wird nicht weiter dadurch be
ſtimmt, ſondern dieſe muß theils nach der Na
tur des Verbrechens, welches den Verdacht be
grundete, theils nach den beſondern Eigenſchaf—
ten, Fahigkeiten und Verhaltniſſen des Ver
dachtigen beurtheilt werden. Wer wird leug
nen konnen, daß ein Jnquiſit, der nur einen
halben Beweis eines Verbrechens wegen wider
ſich hat, in Ruckſicht ſeines Charakters und ſei—
ner Verhaltniſſe der gemeinen Sicherheit weit
gefahrlicher ſeyn kann, als es in dieſer Ruckſicht
ein anderer Juquiſit iſt, der wegen eines gleichen

Ver
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Verbrechens einen mehr als halben Beweis wi—
der ſich hat. Sollte in dieſem Falle das Ver—
haltniß des Verdachts zum vollen Beweiſe die
Sicherheitsmaaßregel beſtimmen, ſo wurde die—
ſelbe gegen den letztern ſtrenger als gegen erſtern
gefaßt werden muſſen. Allein es wurde dieſes
vffenbar dem weſentlichen, in der Natur der Sa
the gegrundeten Zweck der Sicherheitsmaaßret
geln entgegen ſeyn, der kein anderer iſt, als die
Verhutung kunftiger von dem Verdachtigen
zu befürchtenden Uebertretungen der Strafgeſe
tze, nach Beſchaffenhtit: der Gefahr, die von
demſelben zu beſorgen iſt.

d. 24.
Wenn gefragt wird: Wie lange mit der An

wendung eines Sicherheitmittels gegen den Ver
dachtigen fortzufahren ſey? ſo hat es im Allge—
meinen mit der Antwort: ſo lange als von dem
Verdachtigen Gefahr zu befurchten iſt; ſeine
vollkommene Richtigkeit Langer damit fort—
zufahren, wurde nicht nur ein zweckloſes, ſon—
dern auch ein ungerechtes Verfahren ſeyn, da
in jedem Fall die Sicherheitsmaaßregel fur den,
gegen welchen ſie getroffen worden iſt, ein Uebel
dleibt, und der Staat ohne rechtmaßigen Grund
nicht befugt iſt, dem geringſten ſeiner Untertha
nen ein Uebel zuzufugen, und es mit einem tel

eſt
a) Rlein in ſeinem und Bleinſchrods Archiv det

Eriminalrechtz, iſten B. atent St. Nr. 3. Gi.

17. u. 38.
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eſt notre bon Plaiſir zu entſchulbigen. Nur fragt
ees ſich, wann der Fall eintrete, daß die Gefahr
fur die gemeine Sicherheit in der Perſon der
Verdachtigen aufhort. Meiner Einſicht nach
kann dieſes in drey Fallen geſchehen. Erſtlich,

wævenn die Unſchuld des Verdachtigen an dem
Verbrechen, weshalb ein dringender Verdacht
auf ihn gefallen war, an den Tag kommen ſollte.
Es kann nun freylich wol ſeyn, daß ungeachtet der
entdeckten Unſchuld des bisherVerdachtigen, dieſer

deswegen noch nicht fur einen guten Burger zu
Palten ſey, und daß ſich an ſeinem Lebenswandel,
Charakter u. ſ. w. manches auszuſetzen finde; al
lein daraus folgt noch nicht die Wahrſcheinlich
feit, daß derſelbe ein Strafgeſetz ubertreten, und
dadurch die Sicherheit ſeiner Mitburger oder des

Sttaats in Gefahr bringen werde. Der drin
gende. Verdacht wegen eines wirklich verubten

gegen den Jnquiſiten rechtfertigen konnte, daß
das im Strafgeſetze wider deſſen Uebertreter an

gedrohte Strafubel nicht vermogend ſey, in ihm
den Antrieb, dem Strafgeſetze entgegen zu han—

deln, zu entkraften. Dieſe Vermuthung wird
allerdings verſtarkt, wenn voriger Lebenswandel,
Character und Verhaltniſſe des Verdachtigen
die Moglichkeit erklaren, wie dieſer dahin gera
then konnte, daß das Strafgeſetz auf ihn keine

Wirkung hatte; allein dieſe Umſtande allein, und
dohne die wahrſcheinliche Erfahrung von ihrem
nachtheiligen Einfluß auf den Verdachtigen in

H Ruck
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Ruckſicht eines verubten Berbrechens, berechti—

gen noch nicht zu dem Schluß, daß derſelbe ei—
nem Strafgeſetze entgegen handeln werde. Durch
die eatdeckte Unſchuld wird daher der Grund ei—
ner befuechteten Gefahr, welche ein Sicherheits—
mitiel rechtfertigen konnte, nicht blos geſchwacht,
ſondern vollig gehoben. Aae Zweytens fallt
die Anwendung des Sicherheitsmittels weg, wenn
von dem Verdachtigen eine ſolche moraliſche Beß

ſerung anzunehmen ſteht, daß von ihm mit Wahr
ſcheinlichkeit nicht ferner die Verubung eines Ver
brechens der Art, deſſener ſnh verduchtig ge
macht hatte, zu befurchten iſt. Z. B. der Verb
dacht war durch: wahrſcheinliche vom Jnquiſiten
geſchehene Verubung eines Verbrechens begrun
det, deſſen Quellt in der luderlichen Lebensart
des Jnquiſiten!: geſucht werden mußte; dieſer
aber, nachdem er unter öffentliche beſondere Po—
lizeyaufſicht genommen worden iſt, laßt ſeit ge
raumer Zeit keine Spuren ſeiner vorigen Lebens—
art mehr von ſich blicken, indem er eiü ftleißiaer
Arbeiter geworden iſt, den Trunk, das Spiel,

boſe Geſellſchaften vermeidet, und im Gegen—
theile ſeine Pflichten als Hausvater und Burger
mit Treue erfullt. Um indeß die Beſſerung des
Verdachtigen anzunehmen, iſt es nicht hinrei—
chend, daß man von keinen widerrechtlichen und
unmoraliſchen Handlungen deſſelben etwas er
fahren hat; ſondern es muſſen von ihm Hand
lungen bekannt ſeyn, welche gebeſſerte Geſinnun
gen vorausſetzen. Vielleicht wendet man ein,

daß,
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daß, weil es auf Beſſerung des Willens an
kommt, uber dieſe, als eine innere in der See
le des Menſchen vorgehende Handlung, ſich
nicht nach außern Handlungen urtheilen laſſe;
daß in dem Herzen das Laſter tief und gleichſam
wie im Hinterhalte verborgen liegen konne, und
die anſcheinende Beſſerung vielleicht nichts an
ders als Verſtellung eines liſtigen Boſewichts
ſey. Allein dieſer Einwurf verſchwindet, wenn
man bedenkt, daß menſchliche Obrigkeit nichts wei—
ter vermag, als nach außern Handlungen zu ur-
theilen, und daß ſie daher ben dem Verdachti
gen Beſſerung alsdann annehmen muß, wenn
ſie nach deſſen außern: Handlungen dieſelbe wahr

nimmt. Ueberdies wird ein ſcharfſichtiger und
geſchickter Beobachter ſich durch Heucheley und
Verſtellung ſo leicht nicht tauſchen laſſen, und
nicht auf den erſten Schein von Beſſerung ſie
als wirklich eingetreten betrachten. Er wird meh
rere Beweiſe derſelben verlangen, ehe er ſich uber
zeugt, daß die weitere Anwendung des Sicher—
heitsmittels überfluſſig ſeyn werde. Drittens
kann endlich eine phyſiſche Veranderung, welche
mit der Perſon des Verdachtigen vorgegangen
iſt, die Aufhebung des bisher angewandten Si—
cherheitsmittels fordern. Alter, Krankheiten
und andere Zufalle konnen die korperlichen Kraf
te deſſelben in einem ſolchen Grade ſchwachen,
daß es demſelben unmoglich wird, Verbrechen
der Art, deren er ſich verdachtig gemacht hatte,
kunftig zu begehen. Es wurde auch hier die

H 2 Sor
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Sorge fur die Sicherheit des gemeinen Weſens
in eine Uebertreibung ausarten, hier noch Mittel
gegen eine Gefahr, die nicht weiter vorhanden iſt,
anwenden zu wollen. Es iſt indeß nicht in jedem
Falle wegen eingetretener phyſiſchen Schwach
heit mit der Anwendung des Sicherheitsmittel
aufzuhoren; alsdenn nemlich wird daſſelbe fort
zuſetzen ſeyn, wenn entweder nach demjenigen,

was die Unterſuchung gegen den Jnquiſiten er
giebt, ſich derſelbe als ein Verfuhrer anderer
gezeigt hat, oder das Verbrechen, deſſen er ſich
verdachtig gemacht hat, von der Art iſt, daß
deſſen Ausfuhrung geringe oder gar keine kor—

perliche Krafte erfordert, wie z. B. bey der
Brandſtiftung, Vergiftung u. a. der Fall iſt.
Was eine Zerruttung der Verſtandeskrafte be
trifft, welche den Verdachtigen betroffen hat,
ſo wird dieſe freylich in Hinſicht der Gefahr we
gen kunftiger Verbrechen das Sicherheitsmit
mel unnothig machen; allein in Hinficht der Ge
fahr, die aus den Handlungen einer Perſon, die
keines Vorſatzes fahig iſt, entſtehen kann, wird
die Polizey auf die Sicherheit des gemeinen We
ſens Bedacht nehmen, und daher diejenigen Vor
kehrungen treffen, welche die Abwendung dieſer
Gefahr nothwendig macht.

Sollte nicht auch ben Beſtimmung der Dauer
der angewandten Sicherheitsmaaßregeln auch
auf die geſetzlich vorgeſchriebene Verjahrungs—
zeit derl Berbrechen Ruckſicht zu nehmen, und
nicht ihre langſte Dauer auf die Zeit, in welcher

das



107

das Verbrechen, welches den Verdacht begrün—
dete, verjahrt ſeyn wurde, einzuſchranken ſeyn?
Es ware z. B. der Jnquiſit, wegen dringenden
Verdachts, einen Straßenraub verubt zu haben,
der offentlichen Sicherheit halber zur gefängli—
chen Verwahrung gebracht worden, ſollte er
dann nicht ſchlechterdings nach Ablauf von
zwanzig Jahren der Haft zu entlaſſen ſeyn,
weil alsdenn das Verbrechen, deſſen er ſich
verdachtig gemacht hatte, im Fall es unentdeckt
geblieben ware, verjahrt ſeyn wurde? Jch darf
dieſe Frage um ſo weniger unbeantwortet laſſen;
weil es nicht an einem ſehr ſcheinbaren Grunde,
der gewiſſermaßen in den von mir ſelbſt eben
angegebenen Grundſatzen in Anſehung der En—
digung der Sicherheitsmittel zu liegen ſcheint,
dieſelbe zu bejahen fehlet. Wurde nemlich vor
hin der Beſſerung des Verdachtigen die Wir—
kung beygelegt, daß ſie das Recht des Staats,
ferner demſelben Sicherheitsleiſtung aufzulegen,
aufhebe, ſo mußte, wenn nach der Behauptung
der meiſten Criminaliſten der Hauptgrund der
geſetzlich vorgeſchriebenen Verjahrung bey Ver
brechen in einer praſumtiven Beſſerung des Ver—

brechers zu ſuchen iſt“), auch die Anwendung
des Sicherheitsmittels mit Eintritt der Verjah—
rungszeit aufhoren, weil nach Ablauf derſelben

der

Engau kurze juriſtiſche Betrachtung von der
Verjahrung in peinl. Fallen, ſ. Vill. Not. aa.
Puttmann  elem. iur. crini. h. 1047. ſ.



ros
der Verdachtige nach Vorſchrift der Geſetze als
gebeſſert zu betrachten ware. Gegen dieſen Schluß
iſt aber manches zu erinnern. Erſtlich iſt es
ſo ausgemacht nicht, daß der geſetzliche Haupt
grund der Verijahrung in peinlichen Fallen in
der muthmaßlichen Beſſerung des Verbrechers
beſteht; wenigſtens iſt er gewiß nicht der einzige
und vornehmſte Grund, welcher die romiſchen
Geſetzgeber zur Feſtſetzung dieſer Verjahrung
bewog. Sondern dieſer liegt theils in der
Schwierigkeit, welche der Beweis einer That
nach Ablauf von 20 Jahren mit ſich fuhrt
theils darin, daß die romiſchen Geſetze dadurch
der Rachſucht der Anklager Schranken zu ſetzen

ſuchten Schon um deßwillen kann nicht
von der Verjahrung der Berbrechen auf die En
digung der Sicherheitsmaaßregeln geſchloſſen
werden. Zweytens, wenn vorhin der Beſſe
rung des Verbrechers die Wirkung beygelegt
wurde, daß dadurch die Beſorgniß wegen der
Gefahr, die in der Perſon des Verdachtigen
der Sicherheit des gemeinen Weſens bevorſteht,
gehoben werde, ſo geſchah dieſes ausdrucklich

unter

v) Boeliner ad Carprovium P. III. q. 141. obſ. 1.
Kleinſchrod's ſyſtematiſche Entwickelung der
Grundbeagriffe und Grundwahrheiten des peinl.
Rechts, Th. 2. ſ. 102.

*x) Mattliaci comment. ad lib. XLVII. XLVIII.
Dig. de criminibus, pag. 607. Grolmann Grund
fatze der Criminalrechtewiſſenſchaft, ſ. 646.
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unter der Vorausſetzung, daß die anzunehmende
Beſſerung durch Handlungen des Verdachtigen,
woraus auf eine Willensanderung mit Wahr—
ſcheinlichkeit geſchloſſen werden kann, begrundet

ſeyn. muß. Die bloße Unterlaſſung des Delin
quirens wahrend eines gewiſſen Zeitraums giebt
an und fur ſich keinen Grund ab, woraus auf
Beſſerung geſchloſſen werden kann, und folg
lich reicht dieſe auch nicht hin, das gemeine We
ſen gegen den Verdachtigen gefahrlos zu ſtellen.
Der vortreffliche Verfaſſer des Entwurfes eines
Geſetzzbuchs in Criminalſachen iſt daher der
Meinungz daß ſelbſt in dem Falle, wenn vor
angeſtellter Unterſuchung. das Verbrechen ver
jahrt worden war, gegen den Verbrecher zwar
keine Strafe, doch aber noch Sicherheitsmaaß—
regeln anzuwenden waren, und dieſelbe lebens—
langlich einer beſondern Polizeyaufſicht zu unter
werfen ſeh. Ganz unbedingt ſcheint mir indeß
dieſe Meinung nieht anzunehmen zu ſeyn, ſondern
es wird ihr billig die Einſchrankung beygefugt
werden muſſen, daß alsdenn nur mit Sicherheits—

maaßregeln gegen den Verbrecher, den die Ver
jahrung gegen Beſtrafung ſchutzt, zu verfahren
ſey, wenn er entweder wahrend der Verſah—
rungszeit durch ſeine Handlungen keine Beſſe—
rung gezeigt hat, oder auch nicht in ein phyſi—
ſches Unvermogen, künftig auf die Weiſe gegen
das Strafgeſetz zu ſundigen, als von ihm durch
das Verbrechen geſchehen war, gerathen iſt.

d 25.
Frankf. und Leipz. 1792. S. 179.



J. 25.Nicht genug, daß die wegen dringenden Ver
dachts gegen den Jnquiſiten zu treffenden Si—
cherheitsmaaßregeln, ſowol in Abſicht ihrer Be—
ſchaffenheit als ihrer Dauer, ſo ſchonend, als
es nur immer ihr Zweck zulaßt, eingerichtet wer
den, ſondern es muß auch dem, gegen welchen
ſie angewandt werden ſollen, freyſtehen, ſich wi
der deren unrechtmaßige Anwendung vertheidi—
gen zu durfen. Einſchrankung der Freyheit, es
ſey in welchem Grade es wolle, bleibt immer
ein wichtiger Verluſt fur den, welchen er trifft;
und es wurde eine ubertriebene, mithin widerrecht:
liche Harte ſeyn, wenn der Richter. ſein Ohr den
Grunden verſchließen woilte, die der Jnquiſit
zur Anwendung der wider ihn erkannten Sicher
heitsmaaßregel vorzubringen im Stande iſt. Es
wird ſelbſt Pflicht des Richters ſeyn, dem Jn
quiſiten die Vertheidigung dadurch zu erleiche
tern, daß er ſeinem Erkenntniſſe die Grunde bey
fugt, welche ihn bewogen hahen, gegen. zenen
ein auf Erhaltung der Sicherheit des gemeinen
Weſens abzweckendes Mittel zu verfugen. Jſt
ſchon bey einem Straferkenntniß die Beyfugung
der Entſcheidungsgrunde heilſam, indem ſie den
Richter nothigt, mit Ueberlegung ſeine Ent—
ſcheidungen abzugeben, und ſich willkuhrlicher
Ausſpuche zu enthalten; ſo iſt ſie bey dem Er—
kenntniß einer Sicherheitsmaaßregel doppelt noth
wendig, indem er dabey lediglich auf ſolche Grun—

de erkennt, welche der Richter aus den Thatſa—
chen,
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chen, welche die Unterſuchungsacten ergeben, ent

wickeln muß. Der Richter hat dabey nicht blos
die Frage: Ob die Anwendung eines Sicher—
heitsmittels nothwendig, ſondern auch in wel—
cher Maaße daſſelbe anzuwenden ſey, nach einem
Maaßſtabe zu beſtimmen, welchen er ſelbſt nach
der Natur der vorhandnen Thatſachen ausfin—
dig machen muß. Solilte er die Schwierigkei—
ten ſtheuen, ſeine Grunde genau zu entwickeln,
ſo ware er des wichtigen Geſchaffts, das ihm
anvertraut iſt, unwurdig; denn er ſcheuete gera—
de diejenige Arbeit, der er ſich nothwendig un
terziehen muß, wenn ſeine Ausſpruche nicht das
Werk des Lngefahrs ſeyn ſollen. Der Rich
ter aber, welcher die Wichtigkeit ſeines Berufes
kennt, welchen das Gefuhl der Gerechtigkeit und
Menſchenliebe in gleichem Maaße beſeelt, wird
um ſo weniger anſtehen, ſeine Erkenntnißgrunde
deutlich und vollſtandtg darzulegen, als dadurch
nicht nur der Verdachtige um ſo mehr in den
Stand geſetzt wird, eine Vertheidigung fuhren
zu konnen, ſondern auch, wenn es demſelben dazu
an befriedigenden Grunden fehlet, der Rich—
ter ſelbſt dadurch die beruhigende Ueberzeugung
erhalt, nicht unrechtmaßig die Freyheit des Ver
dachtigen eingeſchrankt zu haben. Die Gegen
ſtande, worauf der Vertheidiger vornemlich in
unſerm Falle wird zu ſehen haben, ſind: 1) Ob
die Thatſachen, worauf der Verdacht wider den
Jnquiſiten gegrundet worden iſt, theils genug—
ſam erwieſen ſind, theils daraus auch wirk

lich
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lich mit Wahrſcheinlichkeit auf rin Verbre—
chen geſchloſſen werden konne; 2) ob der wi—
der den Jnquiſiten vorhandene Verdacht drin
gend ſey, mithin es an allen- wahrſcheinlichen

Grunden fur die Unſchuld des Verdachtigen feh
le; und endlich 3) ob, auch die erkannte Sicher
heitsmaaßregel ihrem Endzweck angemeſſen ſey,
und dadurch nicht mehr, als die Sicherheit des
gemeinen Weſens es fordert, die Freyheit: des
Verdachtigen eingeſchrankt werde. So wie es
auf der einen Seite die; Pflicht. des Vertheidigers

mit ſich bringt, ſeinen Scharfſnn inngtnauer
Aufſuchung und Entwickelung der Grunde, die
dem Verdachtigen zu ſtatten kommen konnen, auf
zubieten, die Grunde des Richters ſtrenge zu
prufen, auch ſich zu bemuhen, ſeinenn Etoffuge-
horig zu ordnen, und ſich einer dentlicher, ge
drangten, eindringlichen, doch aber anſtandigen
Schreibart zu bedienenz ſo wird er doch auf der
andern Seite nie aus den Augen verlieren muſ—
ſen, daß es ſeine Pflicht ſey,der Waohrbeit zu
huldigen, und daher wird er ſich aller attenwi
drigen Entſtellung faetiſcher Umſtande, der Con
ſequenzenmacherey, und der Aufſtellung ſchein
barer, aber ſeiner eigenen innern Ueberzeugung
nach falſcher Grundſatze enthalten“).

7t J. 26.
D S. in KRleins und Kieinſchrods Archio des Eri

minalrechts, B. 1. St.'z3. Nr. 2. KRleinſchrods
Aufſatz: Ueber rinige vorzugliche Mangel der
Defenſiousſchriften. in peinl. Sachen  u..
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4. 26.
Geſetzt, es tritt einer der im d. 24. angefuhr

ten Falle ein, in welchen die Anwendung der be—
reits verfugten Sicherheitsmittel aufhoren muß,
ſo entſteht die ſo wichtige Frage, wie ſich der
Staat gegen den bisher Verdachtigen zu verhalten
habe. Selbſt, nachdem gegen letztern die An—
wendung des Sicherheitsmittels aufgehort hat,
kann daſſelbe noch nachtheilige Wirkungen fur ihn
außern. Ben den beiden gelindern Sicherheits—
maaßregeln, der Cautionsleiſtung mit dem Ver—
mogen, und der Unterwerfung unter eine beſon—
dere Polizenaufſicht, werden zwar nicht leicht mit
dem Aufhoren derſelben nachtheilige Folgen zu
ruckbleiben; deſto ofter aber wird ſolches bey
den ſtrengern Arten, der Gefangenſchaft und
der Verweiſung, oder auch der Confination, der
Fall ſeyn. Dieſe konnen die Vermogensum
ſtande des Berdachtigen in einem hohen Grade
heruntergebracht, konnen ihm ſeine bisherige Nah—
rung entzogen haben, konnen nun in einem Zeit—
punete ſeines Lebens aufhoren, wo fur ihn die
Hoffnung, je wieder zu einigem Wohlſtande zu
gelangen, ja vielleicht auch nur einen nothdurfti
gen Unterhalt durch Arbeit zu gewinaen, gänz—
lich verſchwunden iſt. Alle dieſe Nachtheile und
Leiden ſind hier nicht Folgen eines Strafubels,
das wegen geſetzmaßig uberwieſener Uebertre—

tung eines Strafgeſetzes gegen deſſen Urheber
verfugt werden mußte; ſondern ſind die Wir—
kung ſolcher Maaßregeln, bey welchen die Schuld

des
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des Jnquiſiten an dem Verbrechen nicht als ge—
wiß vorausgeſetzt, und der Jnquiſit daher nicht
als ſtrafwurdig angeſehen wurde, ſondern beij
welchen nur die Wahrſcheinlichkeit, daß der Jn
quiſit Urheber eines Berbrechens ſey, vorhanden
war, welche das gemeine Weſen der Gefahr
kunftiger durch Strafgeſetze verbotener Beleidi—
gungen in der Perſon des Verdachtigen ausſetz
te. Es kann dieſerwegen das Verhaltniß des
Staats in dem Falle, wenn die getroffene Si
cherheitsmaaßregel aufhort, gegen die Perſon,
wider welche ſie bisher atigewandt iwarden iſt,
nicht dem gleich ſeyn, in welchem derſelbe ſich ge
gen den Verbrecher nach deſſen uberſtandener
Strafe befand, und eben dieſe Verſchiedenheit
des Verhaltniſſes bearundet von Seiten des
Staats die Verbindlichkeit, dafur zu ſorgen, daß
mit dem Aufhoren des angewandten Sicherheits—
mittels, deſſen Wirkungen fur den Verdachtigen
unſchadlich gemacht werden. Allein dieſe kann
nicht ohne Unterſchieb in jedem Falle von glei
chem Umfange ſeyn, ſondern es wird meines Er
achtens jedesmal auf den Grund zuruckgegangen
werden müſſen, warum die fernere Anwendung
des Sicherheitsmittels aufgehort hat. Hiernach
durfte folgende Beſtimmung, der Sache am an—
gemeſſenſten ſeyn. Der Grund des Aufho
rens kann nemlich erſtlich darin beruhen, daßk
die Unſchuld des Jnquiſiten an dem Verbrechen,
weshalb ihn bisher ein dringender Verdacht traf,
entdeckt worden iſt. Jn dieſem Falle wird der

hoch
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hochſte Grad von Verbindlichkeit fur den Staat
eintreten, diejenigen Nachtheile, welche die ge—
gen den bisher Verdachtigen angewandten Maaß
regeln dieſem zugezogen hatten, zu entfernen.
Er hat nicht blos dafur zu ſorgen, daß der un—
fchuldig befundene Verbrecher kunftig ſeinen noth—
dürftigen Unterhalt finde, ſondern er muß ihn
auch wegen des immittelſt durch Einſchrankung
ſeiner Freyheit erlittenen Verluſts entſchadigen.
Es iſt nicht zu leugnen, daß dadurch dem Staate
leicht eine bedeutende Laſt erwachſen kann, al—
lein er kann ſich derſelben, ohne ungerecht zn
handeln, nicht entziehen. Denn, hat zu ſeiner
Sicherheit der Angeſchuldigte unſchuldig gelit
ten, ſo muß der Staat, welcher von ihm eine
Beſchrankung ſeiner Freyheit als Opfer der ge—
meinen Sicherheit forderte, auch ſo viel als mog
lich den daraus fut den unſchuldig befundenen
Verdachtigen entſtandenen Schaden verguten.
Schon iſts fur ihn ſchlinmm genug, daß er unſchul
diger Weiſe Einſchrankung ſeiner Freyheit erdul
den muſſen. Auch der Ehre deſſelben wird durch
eine offentliche Erklarung der Unſchuld Genug—
thuung geleiſtet werden muſſen.) Jſt zwey—
tens Beſſerung der Grund des Aufhorens des

1

Dieſer erſte Fall hat mit demjenigen Aehnlich-
keit, da die Unſchuld eines Beſtraften entdeckt
worden iſt. Ueber die in dieſem Falle den Un—
ſchuldigen zu leiſtende Genugthung ſ. von Glo—
big und huſter in den vier Zugaben zu der Preiß
ſchrift von der Criminalgeſetzgebung S. zo9.
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Sicherheitsmittels, ſo iſt der Staat zwar ſchul
dig, den Befreyeten in ſo weit zu unterſtutzen,
daß er in Stand geſetzt werde, ſich ſelbſt ſein
ehrliches Auskommen zu verſchaffen, oder, wenn
er dazu Alters- und Schwachheitshalber nicht
vermogend iſt, ihm einen hinreichenden Unterhalt
zu reichen; allein eine Entſchadigung fur den durch
die bisher verfugte Einſchrankung ſeiner Frey
beit erlittenen Verluſt kann er nicht verlangen,
da ſeine Unſchuld an dem Verbrechen, weshalb
er einen ſo dringenden Verdacht wider ſich hat
te, daß ſich dadurch die: bivherigr Anwendung
eines Sicherheitsmittels gegen ihn rechtfertigte,
nicht erwieſen iſt. Bey: der Fortdauer der Wahr
ſcheinlichkeit, Urheber des Verbrechens zu ſeyn,
welche die wider ihn verhangte Gicherheitsmaaß

regel nothwendig machte, kann der bisher Ver—
dachtige nicht wie der erweislich Unſchuldige Ent
ſchadigung wegen eines unverſchuldeten Uebels
fordern. Jſt endlich drittens phyſiſches Un
vermogen zu delinquiren der Bewegungugrund,
die gegen den Verdachtigen verfugte Einſchran—
kung ſeiner Freyheit aufhoren zu laſſen, ſo wird
dieſem weiter nichts zu Theil werden konnen, als
daß er in Ermangelung. eigenen Vermogens als
ein Durftiger die Wohlthat der offentlichen Ar—
menpflege genieße. Jn dieſem Falle iſt noch we—
niger als in dem zweyten Falle Grund zu einer
beſondern Entſchadigung wegen erlittenen Ver
luſtes vorhanden, weil die Veranlaſſung ſeiner
Beſreyung nicht Handlungen, welche als Ver—

dien ſt
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dienſt dem Verdachtigen anzurechnen ſind, ſondern
dem bloßen Zufalle zugeſchrieben werden muß.

Die Forderungen, welche der Angeſchuldigte,
gegen welchen eine Sicherheitsmaaßregel zur An
wendung gebracht worden iſt, nach der Entde—
ckung ſeiner Unſchuld an den Staat zu machen
befugt iſt, muſſen ihm unmittelbar vom Staate
ſelbſt in dem Falle geleiſtet werden, wenn Nach—
laſſigkeit oder boſer Wille des Richters ohne hin
langlichen Grund die Anwendung des Sicher
heitsmittels wider ihn verhangt hatte. Er darf
ihn nicht an den Richter verweiſen, welchen er
angeſetzt hatte, und deſſen Handlungen, in ſo
fern ſie deſſen Amt betreffen, er verantworten
muß, da ſie Namens ſeiner unternommen wor—
den ſind. Aber es bleibt ihm unbenommen, ſich
wegen des Erſatzes der Unkoſten, welche ihm die
Schadensvergutung an den Verdachtigen verur
ſacht hat, an dem Richter zu halten, der durch
grobe Fahrlaſſigkeit oder Bosheit ihm dieſe Un
koſten zuzog, und er wird wohlthun, dieſes Recht
mit Strenge geltend zu machen, je mehr daſſel—
be dazu beytragen wird, den Misbrauch richter—
licher Gewalt zu verhuten.
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